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Pariser Klimaziele erreichen  
mit dem CO2-Budget

Wie viel CO2 darf Deutschland noch emittieren, um einen 
gerechten Beitrag zur Einhaltung des Pariser Klimaab-
kommens zu leisten? Will man den Klimawandel auf das 
vereinbarte, gerade noch beherrschbare Ausmaß begren-
zen, ist eine Obergrenze für die global noch möglichen 
CO2-Emissionen einzuhalten. Durch Aufteilung auf die 
Staatengemeinschaft kann nach Prinzipien der inter-
nationalen Verteilungsgerechtigkeit ein deutsches CO2-
Budget abgeleitet werden. Die derzeitigen deutschen 
 Klimaziele erlauben Gesamtemissionen, die ein so ermit-
teltes nationales Budget überschreiten. Mit dem Bundes-
Klimaschutzgesetz ergänzt die Bundesregierung beste-
hende Klimaziele durch Jahresemissionsgrenzen für Sek-
toren bis 2030. Dies entspricht nationalen Budgets, sagt 
jedoch zu wenig über das Ambitionsniveau bis 2050 aus. 
Diese Emissionsgrenzen sollten in ein Gesamtbudget bis 
2050 eingebettet werden. Der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen (SRU) empfiehl der Bundesregierung 
daher ein mit dem Pariser Klimaabkommen kompatibles 
deutsches CO2-Budget festzulegen und die Klimaziele 
entsprechend zu verschärfen. Das Budget sollte beste-
hende Ziele nicht ersetzen, sondern als übergreifende 
Bewertungsgrundlage dienen. Gleichzeitig ist es drin-
gend erforderlich, Maßnahmen umzusetzen, die den 
Weg zur Klimaneutra lität ermöglichen, zum Beispiel den 
Ausbau erneuerbarer Energien zu beschleunigen. Nur so 
kann die Nutzung  fossiler Ressourcen rasch beendet 
werden. Um das  Budget einzuhalten, müssen der 
Reduktionsfortschritt regelmäßig überprüft und Maß-
nahmen kontinuierlich fortent wickelt werden. 

2
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2.1 Einleitung

1. Mit der Ratifizierung des Klimaabkommens von 
Paris hat sich die Bundesrepublik Deutschland völker­
rechtlich bindend zu den darin festgelegten Klimazielen 
bekannt (Deutscher Bundestag – Wissenschaftliche 
Dienste 2018, S. 6). Die Erderwärmung soll nach Art. 2 
des Pariser Klimaabkommens im Vergleich zum vor­
industriellen Niveau auf deutlich unter 2 °C begrenzt 
werden und es sollen Anstrengungen unternommen wer­
den, diese möglichst auf 1,5 °C zu limitieren. Damit ver­
pflichten sich die Vertragsstaaten, darunter Deutschland, 
die nationalen Treibhausgasemissionen kontinuierlich 
abzusenken und spätestens in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts vollständig klimaneutral zu werden. Auch 
aus der Gesellschaft heraus wird zunehmend eine am­
bitioniertere Klimapolitik Deutschlands eingefordert 
 (Infratest dimap 2019, S. 3 und 5). Nur wenn es gelingt, 
den Klimawandel auf das vereinbarte Niveau zu begren­
zen, können elementar gefährdende Auswirkungen für 
die Umwelt und die Gesellschaften der Erde größtenteils 
verhindert werden (IPCC 2018b). Zum Beispiel würden 
die weitere Zunahme von wetterbedingten Extremereig­
nissen und ihre Auswirkungen auf Infrastrukturen und 
Landnutzung begrenzt (COUMOU et al. 2013) und wich­
tige Kipppunkte im Klimasystem der Erde nicht über­
schritten (SCHELLNHUBER et al. 2016) werden.

2. Wie aber lässt sich feststellen, wie groß ein ange­
messener nationaler Beitrag zur globalen Emissionsre­
duktion von Treibhausgasen sein muss? Wie lässt sich 
bewerten, ob Ziele des Bundes­Klimaschutzgesetzes 
(KSG) und die Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 
ausreichen, um einen angemessenen deutschen Beitrag 
zum Pariser Klimaabkommen zu liefern? Zwar ist 
Deutschland selbst verantwortlich, den eigenen Reduk­
tionsbeitrag festzulegen, dabei ist es jedoch stets an die 
Pariser Klimaziele gebunden (Deutscher Bundestag – 
Wissenschaftliche Dienste 2018, S. 6). 

3. Um abzuschätzen, ob klimapolitische Ziele sowie 
Fortschritte bei der Reduktion von Emissionen Paris­
kompatibel sind, eignet sich der Ansatz des CO2­Budgets. 
Dieses Konzept beruht auf dem klimaphysikalischen 
 Zusammenhang zwischen den CO2­Emissionen und der 
Erderwärmung (WBGU 2009). Das CO2­Budget bezeich­
net die kumulativen anthropogenen CO2­Emissionen, 
die ab einem gegebenen Zeitpunkt noch emittiert wer­
den können, sodass die daraus resultierende Erwärmung 
der Erde eine bestimmte Temperaturschwelle nicht über­
steigt. Das Konzept des CO2­Budgets steht damit im 

 direkten Zusammenhang mit den Pariser Klimazielen. 
Es kann für die globale Ebene ermittelt und basierend 
auf normativen Annahmen der Verteilungsgerechtigkeit 
für die nationale und auch sektorale Ebene abgeleitet 
werden.

4. In der aktuellen politischen Diskussion wird eine 
Vielzahl unterschiedlicher Ziele und Maßnahmen disku­
tiert. Neben den Temperaturzielen des Klimaabkommens 
von Paris zählen dazu Emissionsreduktionsziele, die als 
prozentuale Reduktionen bis zu einem Zieljahr im Ver­
gleich zu einem Basisjahr formuliert werden. Ebenso 
 werden konkrete Zieljahre für die Beendigung der Emis­
sionen aus einer bestimmten Quelle, wie der Kohlever­
stromung, diskutiert. Das Ziel der Treibhausgasneu­
tralität der gesamten Volkswirtschaft wird für ein 
spezifisches Zieljahr verfolgt. Treibhausgasneutralität 
bedeutet, dass ein Gleichgewicht zwischen den anthro­
pogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen 
und dem Abbau solcher Gase durch Senken besteht. 

Klimaschutzziele werden zudem auf verschiedenen 
 Ebenen gesetzt: global, europäisch, national, auf Ebene 
der Bundesländer sowie auf kommunaler und sektoraler 
Ebene. Die Ziele sind unterschiedlich ambitioniert, ver­
bindlich und oft nicht ausreichend aufeinander ab­
gestimmt. Die europäischen Klimaziele sind bis 2030 
überwiegend als Treibhausgasbudgets operationalisiert. 
Die deutsche Klimapolitik basierte bisher auf Emis­
sionsreduktionszielen. Diese werden durch das Bundes­ 
Klimaschutzgesetz erstmals um sektorale Treib haus­
gasbudgets bis 2030 ergänzt. Es fehlt jedoch ein Paris­ 
kompatibler Transformationspfad bis 2050, sowohl auf 
europäischer als auch auf deutscher Ebene.

5. In den verschiedenen Sektoren, beispielsweise der 
Stromerzeugung, der Wärmeversorgung und im Verkehr, 
wird eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen diskutiert. 
Dabei fehlt jedoch eine Gesamtbilanzierung. Es ist aber 
notwendig, dass die Wirksamkeit sektoraler Strategien 
stetig und wissensbasiert überprüft wird, damit die 
 Gesamtheit aller nationalen Maßnahmen einen ausrei­
chenden Beitrag zur Einhaltung der Pariser Klimaziele 
leistet. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen zeigt in die­
sem Kapitel, wie ein nationales CO2­Budget abgeleitet 
werden kann und welche Schlussfolgerungen sich für die 
Emissionsreduktion in Deutschland und die Zielsetzung 
einzelner Sektoren ergeben. Der Budgetansatz eignet 
sich, um bestehenden und künftigen klimapoli tischen 
Zielen Deutschlands zugrunde gelegt zu werden.
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2.2 Das CO2-Budget als 
 zentrale Messgröße für 
den Klimaschutz

6. Mit der gescheiterten Klimakonferenz 2009 in 
 Kopenhagen, bei der keine völkerrechtlich verbindliche 
Übereinkunft getroffen werden konnte, fand ein Para­
digmenwechsel in der internationalen Klimadiplomatie 
statt (BODANSKY 2016; SACHS 2019). Anstelle ver­
bindlich festgelegter Reduktionsverpflichtungen werden 
die nationalen Beiträge auf nationaler Ebene formuliert 
und konstant angepasst (Pledge­and­Review). Während 
das Klimaabkommen von Paris selbst völkerrechtliche 
Verbindlichkeit besitzt, sind die Nationalstaaten die ent­
scheidenden Akteure bei der Festlegung ihrer eigenen 
Klimaziele (FALKNER 2016). Diese selbst gesetzten 
 Klimaschutzziele werden als national festgelegte Beiträ­
ge (Nationally Determined Contributions – NDCs) beim 
Sekretariat des Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen (United Nations 
Framework Convention on Climate Change – UNFCCC) 
hinterlegt. Die Wirksamkeit dieses Ansatzes beruht auf 
der Annahme, dass Staaten ein Eigeninteresse daran 
haben, gegebene Zusagen auch einzuhalten, da sonst auf 
der internationalen Ebene ein Reputationsverlust droht 
(Naming and Shaming, s. JACQUET und JAMIESON 
2016, S. 644). Das Abkommen sieht vor, dass die einge­
reichten NDCs alle fünf Jahre überarbeitet werden und 
anschließend jeweils in einer weltweiten Bestandsauf­
nahme (Global Stocktake) Bilanz über die damit ver­
bundenen Reduktionsfortschritte gezogen wird (Art. 4 
und Art. 14 Pariser Klimaabkommen). Dabei sind die 
Vertragsstaaten verpflichtet, die Ambition ihres Beitrags 
immer wieder zu steigern. Dieser Ratcheting­up­Mecha­
nismus (Mechanismus zum Nachschärfen der NDCs) 
soll sicherstellen, dass die Lücke zwischen den Klima­
zielen von Paris und den nationalen Reduktionsbei trägen 
schrittweise geschlossen wird. 

Derzeit genügt die Summe der nationalen Klimaschutz­
beiträge nicht, um das globale Temperaturziel einzu­
halten. So reichen die bisher vorgelegten NDCs selbst 
bei vollständiger Umsetzung nur aus, um den globalen 
Temperaturanstieg auf rund 3 °C (2,4 °C – 3,8 °C) zu 
 begrenzen (Climate Analytics und NewClimate Insti­
tute 2019). Bereits heute hat sich die mittlere oberflä­
chennnahe Lufttemperatur (Land und Ozeane) seit der 
Industrialisierung um 0,87 °C erwärmt, über Land sogar 
um 1,53 °C (IPCC 2019). Die Folgen einer weiteren 
 Erwärmung wären disruptiv für gesellschaftliche, öko­

nomische und ökologische Abläufe, die elementar für das 
Gemeinwohl sind. Eine deutliche Erhöhung der klima­
politischen Anstrengungen auf globaler Ebene ist daher 
notwendig (ROGELJ et al. 2016a). 

2.2.1 Grundlagen und Funktionen 
des CO2-Budgets

7. Deutschland und die EU sind verpflichtet, die not­
wendigen Beiträge zu leisten, um die Pariser Klimaziele 
zu erreichen (s. Abschn. 2.4.1 und 2.4.2). Hierzu ist es 
notwendig, die Beiträge konkret zu bestimmen und konti­
nuierlich zu überprüfen. Das CO2­Budget stellt einen 
sachgerechten Ansatz hierfür dar (s. Kasten 2­1).

Ziel- und Messgrößen in Klimapolitik und 
-wissenschaft
8. Je nach Diskussionszusammenhang werden in Klima­
wissenschaft und ­politik verschiedene Ziel­ und Messgrö­
ßen verwendet, die sich entweder auf die Temperatur, die 
CO2­Konzentration in der Atmosphäre oder die CO2­Emis­
sionen beziehen. Die Klimaziele von Paris wurden als maxi­
male Erwärmungs­ bzw. Temperatur ziele formuliert. Der 
methodische Vorteil eines solchen Temperaturziels ist, 
dass es im direkten Zusammenhang mit den Folgen der Erd­
erwärmung steht, weil die mittlere Temperatur der Erde 
eine zentrale Leitgröße für den Zustand des Erdsystems 
insgesamt ist. Somit gibt das Temperaturziel den Konsens 
der Weltgemeinschaft über das anzustrebende Schutz­
niveau wieder, wenngleich die Folgen der Erderwärmung 
regional sehr unterschiedlich auftreten und oft auch über 
Klimagrößen wie die Niederschlagsmenge oder Extrem­
ereignisse vermittelt werden. Damit aus einem globalen Tem­
peraturziel jedoch  Steuerungsgrößen wie die maximal zu­
lässigen Emis sionsmengen auf nationaler Ebene abgeleitet 
werden können, sind klimaphysikalische Umrechnungen 
der  Erwärmung in emittierte CO2­Mengen notwendig.

9. Zwischen der Gesamtmenge der über alle Zeiten 
hinweg kumulierten anthropogenen Emissionen des 
wichtigsten Treibhausgases CO2 und der globalen Tem­
peraturerhöhung besteht ein annähernd linearer Zusam­
menhang (s. Abb. 2­1). Ein Anteil von etwa 24 % aller 
anthropogenen Emissionen wird von den Meeren und 
etwa 30 % von der terrestrischen Biosphäre aufgenom­
men (LE QUÉRÉ et al. 2018, S. 2160). Der Rest verbleibt 
langfristig in der Atmosphäre und entfaltet dort mittel­
fristig eine proportionale Wirkung auf die Mitteltem­
peratur der Erde. Dieser Sachverhalt ist sowohl klima­
physikalisch aus dem Zusammenhang zwischen 
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atmosphärischem CO2­Gehalt, Strahlungsbilanz der 
 Atmosphäre und Temperatur ableitbar als auch das Er­
gebnis von numerischer Simulation mit Klimamodellen 

und Untersuchungen zum Verlauf der Erdgeschichte. 
Diese Größen können prinzipiell ineinander umgerech­
net werden, die Stärke des Zusammenhangs zwischen 

Kasten 2-1:  CO2-Budget: Definition und 
Abgrenzung

Das vorliegende Kapitel zeigt auf der Basis des aktu­
ellen Stands der Forschung, welche Gesamtmenge an 
CO2 über die kommenden Jahrzehnte weltweit höchs­
tens noch emittiert werden darf, damit die Ziele des 
Klimaabkommens von Paris zur Begrenzung der Erd­
erwärmung eingehalten werden. Aus diesem globa­
len CO2­Budget werden in einem zweiten Schritt 
plausi ble nationale und europäische CO2­Budgets 
und damit entsprechende Emissionsobergrenzen ab­
geleitet. Diese Rechnungen beziehen sich auf das 
wichtigste Treib hausgas CO2, obwohl auch andere 
menschlich ver ursachte Treibhausgase (wie z. B. Me­
than) und Aerosole zum Klimawandel beitragen 
(IPCC 2013). Diese Eingrenzung hat mehrere Grün­
de. CO2­Emissionen reichern sich über lange Zeit­
räume kumulativ in der Atmosphäre an, sodass sich 
ein zeitübergreifender Budgetansatz zur Festlegung 
von maximalen Gesamtemissionen eignet. Andere 
Treibhausgase und Aerosole sind oft kurzlebiger und 
können daher in ihrer Wirkung auf das Klima über 
lange Zeiträume nicht wie CO2 als eine sich stetig 
aufsummierende  Gesamtmenge bilanziert werden. 

Aus diesem Grund berichtet auch der Weltklimarat (In­
tergovernmental Panel on Climate Change – IPCC) in 
seinem Sonderbericht zum 1,5 °­Ziel glo bale Emissi­
onsbudgets als reine CO2­Budgets (IPCC 2018b). Auf 
diesen Ergebnissen beruhen auch die in Ab schnitt 2.2.4 
durchgeführten Budgetberechnungen. Für Deutsch­
land deckt der CO2­Ausstoß mit etwa 88 % der gesam­
ten Treibhausgasemissionen derzeit den größten Teil 
der klimawirksamen Emissionen ab („Treibhausgas­
emissionen gingen 2019 um 6,3 Prozent zurück. Große 
Minderungen im Energiesektor, Anstieg im Gebäude­
sektor und Verkehr“, Gemeinsame Presse mitteilung 
des Umweltbundesamtes und des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und  nukleare Sicherheit vom 
16. März 2020). Ein Nachteil dieses Ansatzes ist, dass 
es Sektoren gibt – insbesondere die Landwirtschaft – 
die vorrangig andere Gase emit tieren. Deren Klima­
schutzbeitrag kann daher über ein CO2­Budget nicht 
angemessen bewertet werden – dies erfordert eine er­
gänzende Behandlung. Für kürzere Zeiträume (z. B. ei­
nige Jahre) kann die Wirkung anderer Treibhausgase

rechnerisch in CO2­Äquiva lente (CO2eq) übersetzt 
werden, also in die Menge emittierten CO2 mit der­
selben Wirkung auf das Klima. In solchen Fällen kann 
von einem Treibhausgasbudget gesprochen werden.

Die hier besprochenen CO2­Budgets sind aufgrund 
 klimawissenschaftlicher Zusammenhänge aus Tempe­
raturzielen abgeleitet. Damit nicht zu verwechseln sind 
jedoch politisch gesetzte CO2­ und Treibhausgasbud­
gets, welche Klimaziele darstellen oder durch die Aus­
gabe von Emissionszertifikaten begrenzt sind. Ein 
 Beispiel dafür ist der Europäische Emissionshandel 
(European Union Emissions Trading System – EU ETS), 
das jährlich Budgets für mehrere Treibhaus gase in be­
stimmten Sektoren definiert und einen Handel mit 
Emissionszertifikaten ermöglicht. Die Lastenteilungs­
entscheidung (Entscheidung Nr. 406/2009/EG) und 
die Klimaschutzverordnung (EU) 2018/842 weisen für 
nicht vom EU ETS erfasste Sektoren jährliche natio­
nale Budgets in CO2eq aus (Tz. 88; UBA 2019c). Die 
deutsche Klimapolitik basierte in der Vergangenheit 
vorrangig auf Reduktionszielen für ein bestimmtes Jahr. 
Mit dem Bundes­Klimaschutzgesetz wurden mit der 
europäischen Klimaschutzverordnung kom patible jähr­
liche Treibhausgasbudgets erstmalig verbindlich fest­
geschrieben und bis 2030 auf die verschiedenen Sek­
toren aufgeteilt (Tz. 97). Der Unterschied zwischen 
einem politisch und einem klimawissenschaftlich de­
finierten CO2­Budget kann – sofern vorhanden – als 
Ambitionslücke bezeichnet werden. Gibt es einen Un­
terschied zwischen einem beabsichtigten und dem real 
resultierenden Budget, kann dieser als Umsetzungslü­
cke bezeichnet werden (s. Kasten 2­3).

Insgesamt werden Klimabudgets – verstanden 
als übergreifende Bezeichnung für verschiedene 
Budget ansätze  – immer häufiger als politische 
Steuerungs größe eingesetzt. Dies ist positiv zu be­
werten, da es Klimaschutzbemühungen transparen­
ter und vergleichbarer macht. Häufig sind die festge­
legten Mengen allerdings nicht ambitioniert genug, 
um das naturwissenschaftlich aus den Zielen des Kli­
maabkommens von Paris  abgeleitete Budget errei­
chen zu können. 
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kumulierten Emissionen und Erwärmung ist jedoch auf­
grund der Komplexität des Klimasystems mit Unsicher­
heiten verbunden (s. Abb. 2­1; ALLEN et al. 2009). 
 Obwohl die Unsicherheiten seit den 1970er­Jahren 
 unverändert bestehen, ist durch die Forschung der ge­
naue Wert der sogenannten Klimasensitivität, die als 
Maßstab dienende Größe der Veränderung der mittle­
ren globalen Temperatur bei einer Verdoppelung der 
atmos phärischen CO2­Konzentration, heute relativ 
genau eingegrenzt. Werden Temperaturziele definiert, 
die an Auswirkungen des Klimawandels geknüpft sind, 
ist dies also bei der Umrechnung in die zugehörigen 
Emissionsmengen mit verbleibenden Unsicherheiten 
verbunden. 

10. Dagegen ist die atmosphärische Konzentration von 
Treibhausgasen, die sich einerseits in Emissionsmen­
gen, andererseits in Temperaturveränderungen umrech­
nen lässt, sehr genau messbar. Sie stellt daher in der 
Wissenschaft insbesondere für die Berechnungen des 
IPCC neben dem damit verbundenen Strahlungsantrieb 
eine zentrale Rechengröße dar (IPCC 2018b; STEFFEN 
et al. 2015). Die atmosphärische Konzentration von 
Treib hausgasen wird jedoch nicht nur von mensch lichen 
Emissionen beeinflusst, sondern auch von Rückwirkun­
gen im Erdsystem, die sich darauf auswirken, wie 
Treibhaus gase von der Atmosphäre aufgenommen und 
abgegeben werden. Der Strahlungsantrieb ist ein Maß 
für die Änderung der Energiebilanz des Erdsystems als 

 ɦ Abbildung 2-1 

Zusammenhang zwischen CO2-Emissionen und Temperaturänderung
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Auf der X-Achse sind die kumulativen CO2-Emissionen in Gt CO2 seit 1876 abgebildet, auf der Y-Achse die Veränderung der bodennahen 
Lufttemperatur (°C) seit dem Zeitraum 1850 – 1900. Die schwarze Linie zeigt die von Erdsystemmodellen berechnete Erwärmung 
auf Basis historischer Emissionen. Die rote Linie zeigt die projizierte Erwärmung auf Grundlage eines Business-as-usual-Szenarios. Beide 
Verläufe entstammen dem Fünften Sachstandsbericht des IPCC (AR5).

Quelle: IPCC 2018b, Kap. 2, S. 105 
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Reaktion auf eine externe Störung, wobei ein positiver 
Strahlungsantrieb zu einer Erwärmung, ein negativer 
Strahlungsantrieb zu einer Abkühlung führt (SOLO­
MON et al. 2007, S. 21). Ein Beispiel für eine solche 
Störung ist eine erhöhte atmosphärische Treibhausgas­
konzentration.

Aus klimapolitischer Perspektive ist die absolute Menge 
an maximal noch emittierbaren Treibhausgasen eine ge­
eignete Größe, um Reduktionsfortschritte zu bewerten, 
da sie an der Ursache ansetzt (IPCC 2013; ROCKSTRÖM 
et al. 2017; WBGU 2009). Setzt man sie in Bezug zu den 
Emissionen in einem Basisjahr oder ­zeitraum, so erge­
ben sich prozentuale Reduktionsziele.

Das Paris-kompatible CO2-Budget als 
 Grundlage von Klimapolitik
11. Auf diesem klimaphysikalischen Zusammenhang 
zwischen kumulierten CO2­Emissionen und Tempera­
turerhöhung basiert der Ansatz des CO2­Budgets. Da ein 
linearer Zusammenhang besteht, kann das zur Einhal­
tung eines Temperaturziels verfügbare CO2­Budget mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
verbunden werden. Auf diese Weise kann es unter 

 Einbezug der Unsicherheiten als belastbare Messgröße 
dienen.

12. Treibhausgasbudgets spielen in der Formulierung 
und Operationalisierung nationaler und europäischer 
Klimaziele zunehmend eine Rolle (s. Kasten 2­1). Zu­
sätzlich bestehen prozentuale Reduktionsziele jährlicher 
Treibhausgasemissionen gegenüber einem Basisjahr (z. B. 
dem Jahr 1990). Auf europäischer Ebene wird im Rah­
men des European Green Deals aktuell über die Umset­
zung eines Treibhausgasneutralitätsziels für das Jahr 
2050 diskutiert. 

Prozentuale Reduktionsziele leiten sich von der Höhe 
der bisherigen jährlichen Emissionen ab. Wie Zieljahre 
für die Treibhausgasneutralität berücksichtigen sie aber 
nicht die akkumulierte Menge der künftigen – wenn auch 
sukzessive reduzierten – jährlichen Emissionen. Diese 
politischen Steuerungsansätze sind ohne entsprechen­
de Zwischenziele nicht aussagekräftig, um eine Beurtei­
lung des nationalen oder europäischen Beitrags zur Ein­
haltung der Pariser Klimaziele vornehmen zu können. 
Ein Gedankenspiel macht dies deutlich: Würde Deutsch­
land beispielsweise erst 2045 damit beginnen, Treib­

 ɦ Abbildung 2-2 

Emissionspfade zur Einhaltung der Pariser Klimaziele in Deutschland (schematisch)
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 ɦ Abbildung 2-3 

Das CO2-Budget als Grundlage bestehender Klimaziele auf verschiedenen Ebenen
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hausgase bis 2050 auf null zu reduzieren, so läge die 
Menge der insgesamt ausgestoßenen Treibhausgase deut­
lich über dem Deutschland zustehenden Treibhausgas­
budget (Abb. 2­2, Emissionspfad 1; zum deutschen CO2­
Budget s. Tz. 33). Auch eine schrittweise Reduktion der 
Treibhausgasemissionen würde nicht notwendigerweise 
zur Einhaltung des Budgets führen (Abb. 2­2, Emissions­
pfad 2). Für eine Paris­kompatible, entsprechend recht­
zeitige Senkung der Treibhausgasemissionen (Abb. 2­2, 
Emissionspfad 3 und 4) ist nicht allein der Zeitpunkt der 
Treibhausgasneutralität entscheidend, sondern die über 
den relevanten Zeitraum hinweg von allen Sektoren ins­
gesamt emittierte Menge an Treibhausgasen. 

Sektor­ und jahresspezifische Treibhausgasbudgets, wie 
im Bundes­Klimaschutzgesetz festgelegt, sind daher 
grundsätzlich zu begrüßen. Um beurteilen zu können, 
ob die sich daraus ergebenden Emissionsreduktionspfa­
de bis zur Treibhausgasneutralität einen angemessenen 
Beitrag zum Pariser Klimaabkommen leisten, bedarf es 
aber eines Abgleichs mit einem klimaphysikalisch 
 begründeten Paris­kompatiblen CO2­Budget.

13. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass eu­
ropäische, nationale und regionale Klimaschutzziele so 
 gewählt werden sollten, dass sie sich eindeutig auf das 
globale Temperaturziel beziehen lassen. Vor diesem 
Hintergrund empfiehlt der SRU die Überprüfung der 
Ziele mithilfe des Paris­kompatiblen CO2­Budgets. Es 
kann auf unterschiedlichen Ebenen als Grundlage für 
die  Klimapolitik eingesetzt werden (Abb. 2­3). Das glo­
bale CO2­Budget besitzt eine klimaphysikalische Grund­
lage, da die Wirkung der Emissionen auf die globale 
 Erwärmung bekannt ist. Es ist anschlussfähig an beste­
hende politische Steuerungsinstrumente wie den EU ETS 
sowie die Treibhausgasbudgets der EU­Klimaschutz­
verordnung (Tz. 88) und des deutschen Bundes­ 
Klimaschutzgesetzes (Tz. 97) und kann auf eine 
 beliebige Ebene skaliert werden (z. B. Sektoren, Unter­
nehmen, Personen). Zudem lassen sich jahresspezifi­
sche Reduktionspfade für die absolute Emissions menge 
etablieren, die insgesamt dem nationalen CO2­Budget 
zur Einhaltung der Pariser Klimaziele entsprechen. 
Hierbei ist zu beachten, dass das europäische und natio­
nale CO2­Budget sowie die sektoralen Budgets aus dem 
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globalen CO2­Budget auf der Basis auch normativer 
Überlegungen zur gerechten interna tionalen Lastentei­
lung und dem akzeptablen Risiko der Zielüberschrei­
tung abgeleitet werden (Abschn. 2.2.2).

2.2.2 Einflussfaktoren auf die 
Berechnung des CO2-Budgets

14. Um das globale Paris­kompatible CO2­Budget zu 
bestimmen, müssen verschiedene methodische und nor­
mative Annahmen getroffen werden. Zudem spielen kom­
plexe Einflussfaktoren eine Rolle. Im Folgenden wird 
zum besseren Verständnis ein Überblick über die Fak­
toren gegeben, welche die Berechnung und die Höhe des 
Budgets beeinflussen und daher zu verschiedenen Bud­
getgrößen führen können (s. a. ROGELJ et al. 2019).

Definition des CO2-Budgets 
15. Beginn des Zeitraums: CO2­Budgets werden auf fest­
gelegte Startpunkte bezogen, zum Beispiel die vorindus­
trielle Zeit oder ein bestimmtes Jahr (Tz. 29). Diese 
 Zeitpunkte werden in verschiedenen Berichten nicht ein­
heitlich gesetzt, was den direkten Vergleich der jeweils 
resul tierenden Budgetzahlen erschwert und zu scheinbar 
verschiedenen Zahlenangaben führt (ROGELJ et al. 2019). 
Weiterhin ist zwischen dem verbleibenden CO2­Budget ab 
einem definierten Zeitpunkt und dem im  Verlauf jeweils 
aktuell noch verbleibenden Restbudget zu unterscheiden.

Einhaltung oder vorübergehende Überschreitung des Klima-
ziels: Budgetansätze unterscheiden sich dahingehend, ob 
der Budgetwert in einem Business­as­usual­Szenario für 
den Zeitpunkt der Überschreitung des maximal erlaub­
ten Temperaturanstiegs ermittelt wird („Threshold 
 Exceedance Budgets“) oder aus einem Verlauf, bei dem 
die Zieltemperatur knapp erreicht, aber nie überschrit­
ten wird („Threshold Avoidance Budgets“, s. ROGELJ 
et al. 2016b, S. 247; PETERS 2016). Grenzüberschrei­
tungsbudgets umfassen auch Szenarien, die ein zeitwei­
ses Übertreffen des Temperaturziels erlauben, bevor die 
Temperatur wieder leicht absinkt und sich stabilisiert 
(RAHMSTORF 2017, S. 378 f.; ROGELJ et al. 2016b, 
S. 247). Generell sind die Budgets, die eine temporäre 
Überschreitung des Klimaziels zulassen, größer als 
 solche, die diese vermeiden.

Unsicherheiten und Unterschiede bei der 
Berechnung des CO2-Budgets
16. Unterschiede in der Methodik der Bewertungsmodelle: 
Die verwendeten Modelle zur Berechnung der CO2­Bud­
gets unterscheiden sich hinsichtlich der Modellierungs­

ansätze und dem Detailgrad und können zu unterschied­
lichen Abschätzungen des Budgets führen (ROGELJ et al. 
2016b, S. 248). Im Wesentlichen sind zwei sehr verschie­
dene Modelltypen in der Literatur vertreten: 

 ɦ Erdsystemmodelle simulieren physikalische und bio­
geochemische Wechselwirkungen zwischen der At­
mosphäre, den Landoberflächen der Erde und den 
Ozeanen und die aus vorgegebenen Emissionspfaden 
resultierenden mittleren Erwärmungswerte. Sie simu­
lieren insbesondere den Kohlenstoffkreislauf der Erde 
und berücksichtigen verschiedene Rückkopplungs­
effekte im Erdsystem,  welche die aus Emissionen 
 resultierende Temperaturerhöhung beeinflussen.

 ɦ Integrierte Bewertungsmodelle (Integrated Assess­
ment Models – IAMs) sind energie­ und technologie­
ökonomische Berechnungsmodelle, welche kosten­
günstige Pfade zur Einhaltung von Klimazielen und 
die zugehö rigen Emissionsreduktionspfade berech­
nen. Dafür sind die ökonomischen Modelle mit ver­
einfachten Klimamodellen gekoppelt, welche meist 
keine räumliche Auflösung haben, aber die Erwärmung 
der Erde infolge von Treibhausgasemissionen adäquat 
wiedergeben. Die  Modelle sind makroökonomisch 
meist in einer Anzahl von Weltregionen differenziert 
und können in ihre  Evaluierung einzelne geophysi­
kalische Randbedingungen einbeziehen.

Daneben können anstatt oder in Ergänzung zu model­
lierten Werten auch Daten über den beobachteten Ver­
lauf der Erderwärmung und einige andere relevante 
Erdsystemgrößen verwendet werden. Dadurch kann 
die aus Modellen beobachtete Entwicklung näher ein­
gegrenzt werden. Da jedoch auch Beobachtungsdaten 
regelmäßig Unsicherheiten aufweisen, wirken diese 
ebenfalls auf die Quantifizierung des Budgets (ROGELJ 
et al. 2019). Insbesondere sind Beobachtungsdaten oft 
nicht hinreichend flächendeckend oder stehen nicht 
über einen ausreichend langen Zeitraum zur Verfügung, 
um diese Unsicherheiten entscheidend zu reduzieren. 
Aus diesem Grund  liefert  die Einbeziehung von Be­
obachtungsdaten nicht zwingend ein besseres Ergeb­
nis gegenüber der Analyselogik der numerischen Pro­
zessmodelle. Belastbare  Budgets entstehen aus der 
Zusammenschau aller Erkenntnisse, wie sie unter an­
derem der IPCC in seinen Sach stands­ und Sonderbe­
richten vornimmt. 

Klimakühlender Effekt von Aerosolen: Aerosole sind 
 Schwebeteilchen, die sich in verschiedenen Luftschich­
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ten befinden und dort klimawirksam sind, wie zum Bei­
spiel Mineralstaub, Rußpartikel, Meersalz oder orga­
nische Teilchen. Sie wirken auf die Temperatur teils 
erwärmend (insb. Rußpartikel), in der Summe überwie­
gend aber abkühlend (insb. Schwefeloxide). Vom Men­
schen emittierte Aerosole kompensieren schon heute 
einen Teil der Erderwärmung (RAMANATHAN und 
FENG 2008). Deshalb hängt die zukünftige Erderwär­
mung auch von der Entwicklung der anthropogenen 
 Aerosolemissionen ab. Die genaue Bestimmung der 
 Aerosolwirkung ist ebenso mit wissenschaftlichen Unsi­
cherheiten verbunden wie deren künftige Entwicklung, 
zumal eine flächendeckende Abschätzung der Aerosol­
last nicht einfach ist. Auch diese Faktoren tragen zu 
 Unsicherheiten bei der Bestimmung des Budgets bei 
(MYHRE et al. 2017, S. 2710 ff.).

Feedback-Effekte im Erdsystem: Klimaveränderungen haben 
Rückkopplungen im Erdsystem zur Folge, welche die 
Temperaturveränderung stärken oder abmildern können. 
Ein Beispiel hierfür ist die Wolkenbildung, ein weiteres 
ist der Kohlenstoffkreislauf, in dem der Kohlenstoff 
 zwischen der Atmosphäre, dem Ozean und der Landbio­
sphäre ausgetauscht wird und dessen natürlicher Ablauf 
durch die Verbrennung fossiler Brennstoffe sowie durch 
Landnutzung gestört wird (LE QUÉRÉ et al. 2018). Da 
Rückkopplungen miteinander interagieren und teils 
 komplexe, räumlich differenzierte Prozesse beteiligt sind, 
ist es nur mit Unsicherheit möglich, deren Effekt auf 
die  Temperaturänderung abzuschätzen (IPCC 2018b, 
S. 2­16 f.). So gibt der neueste Sonderbericht des IPCC 
zum 1,5°­Ziel (SR1.5) Zahlen zum Kohlenstoffbudget 
für eine gegebene Temperaturerhöhung an. Der Bericht 
erwähnt jedoch, dass solche Feedbacks, insbesondere 
auch aus sich verändernden Eigenschaften des Perma­
frosts der nördlichen Breiten, die tatsächliche Größe der 
Budgets um circa 100 Gt CO2 weiter mindern könnten 
(IPCC 2018b, Tab. 2.2). 

Einbezug theoretischer künftiger CO2-Extraktionen aus der 
Atmosphäre (sog. negative Emissionen): Die Größe des 
 globalen CO2­Budgets ist auch von Annahmen zur zukünf­
tigen Rolle sogenannter negativer Emissionstechnolo gien 
und ­praktiken abhängig (PETERS 2018a). Die meisten 
Emissionsreduktionspfade zur Erreichung der Klima ziele 
sehen sie in großem Umfang vor (s. Abschn. 2.3.3). Die 
meisten Optionen für negative Emissionen sind derzeit 
mit großen Unsicherheiten behaftet und bringen größten­
teils erhebliche Zielkonflikte, beispielsweise mit der Nah­
rungsmittelerzeugung sowie dem Natur­ und Artenschutz 
mit sich, oder beinhalten erhebliche finanzielle oder ener­
getische Kosten. Auch sind wirksame Verfahren noch nicht 

operationell verfügbar (FUSS et al. 2018). Aus diesen 
Gründen spielt die  Anwendung von negativen Emissions­
technologien zur Erweiterung des CO2­Budgets im Fol­
genden nur eine  geringe Rolle.

Normative Entscheidungen zum 
 Ambitions niveau und zur Wahrscheinlichkeit 
der Ziel erreichung
17. Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung und Wahl des 
Temperaturziels: Die Ableitung der atmosphärischen CO2­
Konzentrationen sowie der daraus resultierenden globa­
len Temperaturentwicklung aus den seit einem  Bezugsjahr 
emittierten CO2­Emissionen ist mit Unsicherheiten be­
haftet (Tz. 9). Daher wird in der wissenschaftlichen Pra­
xis einerseits mit mittleren Werten  gearbeitet, anderer­
seits werden Korridore für das verbleibende Budget 
ausgewiesen. Je nachdem, wie sicher die Zielerreichung 
gewährleistet sein soll, muss von größeren oder kleineren 
Werten der Klimasensitivität, also der Reaktion des Kli­
masystems auf Änderungen in der atmosphärischen Treib­
hausgaskonzentration, ausgegangen werden. Dies ent­
spricht einer größeren bzw. klei neren Wahrscheinlichkeit 
der Zielerreichung, wenn das Budget eingehalten wird. 
Daher wird die Einhaltung eines bestimmten Tempera­
turanstieges unter der Angabe von Wahrscheinlichkeiten 
berechnet. Der IPCC betrachtet Wahrscheinlichkeiten 
von  33, 50 und 67  % jeweils für Temperaturanstiege 
von 1,5 °C und 2 °C, für die das Budget berechnet wer­
den kann, sodass sich allein aus der Kombination dieser 
 Zielsetzungen sechs Berechnungsmöglichkeiten ergeben 
(IPCC 2018b). Die Wahrscheinlichkeiten, mit denen die 
Temperaturziele eingehalten werden sollen, stellen eine 
normative Entscheidung dar. Das Erreichen des 1,5°­Ziels 
wird normalerweise mit einer Wahrscheinlichkeit von 
50 % angegeben, das 2°­Ziel wird mit 67 %, also mit einer 
Zwei­Drittel­Wahrscheinlichkeit beschrieben. In beiden 
Fällen bleibt ein erhebliches Risiko einer Überschreitung 
des Temperaturziels trotz Einhaltung des Budgets beste­
hen. Im  Folgenden werden CO2­Budgets vorgestellt, die 
das  gewählte Temperaturziel mit hoher Wahrscheinlich­
keit erreichen. Dies entspricht auch dem verfassungsrecht­
lich vorgegebenen Vorsorgeprinzip (SRU 2019). 

18. Aufgrund dieser Faktoren können ermittelte Grö­
ßen des CO2­Budgets voneinander abweichen. In der 
 Wissenschaft werden deshalb auch Spannbreiten für das 
Budget ausgewiesen, welche diese Einflussfaktoren und 
Unsicherheiten abbilden. Für politische Entscheidungs­
trägerinnen und Entscheidungsträger sowie die öffent­
liche Diskussion wird jedoch oftmals ein einzelner Wert 
als Orientierung bzw. Leitlinie kommuniziert. Wird die­
ser Wert als Grundlage für weitere Entscheidungsprozes­
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se verwendet, muss stets berücksichtigt werden, dass 
 aufgrund der Unsicherheiten das tatsächliche Budget ab­
weichen kann. Auch kann wissenschaftlicher Erkenntnis­
gewinn im Laufe der Zeit zu einer Anpassung der Budget­
werte führen, wenngleich keine allzu tiefgreifende 
Revision des bestehenden Kenntnisstandes zu erwarten 
ist. Da das verbleibende Restbudget mit fortschreitender 
Zeit sinkt, die Unsicherheiten aber absolut gleich groß 
bleiben, nimmt der relative Einfluss der Unsicherheiten 
zu (PETERS 2018b; SCHLEUSSNER et al. 2018, S. 1).

2.2.3 Größe des globalen 
 CO2-Budgets

19. Eine erste breiter diskutierte Abschätzung des 
globa len CO2­Budgets wurde 2009 im Jahr der 15. UN­
Klimakonferenz der Vertragsparteien des UNFCCC in 
Kopenhagen (COP 15) vorgestellt (ALLEN et al. 2009) 
und im selben Jahr in Deutschland auch vom Wissen­
schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale 
 Umweltveränderungen empfohlen (WBGU 2009). Der 
 Fünfte Sachstandsbericht des IPCC aktualisierte die Zah­
len im Jahr 2013 (IPCC 2013). 

20. Die derzeit aktuellsten Berechnungen im IPCC­ 
Sonderbericht SR1.5 aus dem Jahr 2018 ermitteln ein im 
Vergleich dazu etwas höheres Budget (IPCC 2018b). Das 
globale CO2­Budget ab dem Jahr 2018 für die Begren­
zung der Erderwärmung auf 1,5 °C wird für eine 50 %ige 
Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung auf 580 Gt CO2 
und für eine 67 %ige Wahrscheinlichkeit der Zielerrei­
chung auf 420 Gt CO2 beziffert (Tab. 2­1). Soll der Tem­
peraturanstieg mit einer Wahrscheinlichkeit von 67 % 

deutlich unter 2 °C bleiben (hier rechenmäßig interpre­
tiert als 1,75 °C und damit die Mitte zwischen 1,5 °C 
und 2 °C), beträgt das globale Budget 800 Gt CO2 ab 
2018. Bleibt die derzeitige Emissionsrate von ungefähr 
42 Gt CO2 pro Jahr bestehen, so wäre dieses CO2­Bud­
get im Jahr 2037 aufgebraucht. 

21. Die höheren CO2­Budgets des IPCC­Sonderberichts 
zum 1,5°­Ziel basieren auf einer in mehreren Punkten ver­
änderten und teilweise erweiterten Bewertung. Insbeson­
dere werden nun zusätzlich zu den Ergebnissen der Klima­
modellierung auch beobachtete Daten zum realen Verlauf 
der Erderwärmung in die Auswertung einbezogen. Im 
Fünften Sachstandsbericht zeigten die Klimamodelle als 
Funktion der kumulativen Emissionsmenge einen linea­
ren Temperaturanstieg, der jedoch oberhalb der realen 
Temperaturentwicklung verlief. Daher berücksichtigt der 
Sonderbericht den realen Temperaturverlauf im Zeitraum 
zwischen 2005 bis 2016 als Ausgangspunkt. Die Einord­
nung des realen in den längerfristigen Temperaturverlauf 
ist noch unsicher, sodass die Größe des verbleibenden 
CO2­Budgets für die Erreichung der Pariser Klimaziele 
weiterhin Gegenstand der wissenschaftlichen Diskussion 
bleibt und mittelfristig weiteren Aktualisierungen unter­
liegen könnte (ROGELJ et al. 2019; FUJIMORI et al. 
2019). An den grundsätzlichen Aussagen zur Größenord­
nung des CO2­Budgets zur Einhaltung der Pariser Klima­
ziele ändert dies jedoch vergleichsweise wenig.

22. Die Größe des globalen CO2­Budgets ist wesentlich 
davon abhängig, welches Temperaturziel zugrunde gelegt 
wird (Tz. 17; Tab. 2­1). Das Pariser Klimaabkommen ver­
schob die frühere Zielmarke von „unter 2 °C“ (SCHLEUSS­
NER et al. 2016). Die Vertragsstaaten verpflichten sich 

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

 ɦ Tabelle 2-1 

Globale CO2-Budgets aus dem IPCC-Sonderbericht

Erderwärmung in °C Verbleibendes CO2-Budget (ohne zusätzliche Rückwirkungen im 
Erdsystem) in Gt CO2 ab 01.01.2018

50 % Wahrscheinlichkeit der 
Zielerreichung

67 % Wahrscheinlichkeit der 
Zielerreichung

1,5   580 420

 1,75 1.040 800

SRU 2020; Datenquelle: IPCC 2018b, Tab. 2.2
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in Art. 2 Abs. 1 lit. a des Abkommens dazu, den Anstieg 
der globalen Durchschnittstemperatur auf „deutlich unter 
2  °C“ („well below“) gegenüber dem vorindustriellen 
 Niveau zu begrenzen sowie Anstrengungen zu unterneh­
men, die Erwärmung auf 1,5 °C zu beschränken. Art. 4 
Abs. 1 legt fest, dass die Vertragsstaaten so bald wie 
 möglich den Scheitelpunkt ihrer Treibhausgasemis sio­
nen erreichen und danach rapide Emissionssenkungen 
anstreben. Dies soll im Einklang mit den besten verfüg­
baren wissenschaftlichen Erkenntnissen erfolgen, was die 
Anwendung von CO2­Budgets nahelegt. In der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts soll es einen Ausgleich zwischen 
anthropogenen Treibhausgasemissionen und ­senken 
geben, also Treibhausgasneutralität erreicht werden. 

Welche Temperaturobergrenze sich aus diesen Vorgaben 
ergibt, ist nicht ganz eindeutig. Teilweise wird aus der 
besagten Formulierung des Pariser Klimaabkommens 
 gefolgert, dass das 1,5°­Ziel rechtsverbindlich zu errei­
chen sei (EKARDT 2018). Überwiegend wird in Anbe­
tracht des Wortlauts, der ausdrücklich eine Begrenzung 
auf deutlich unter 2 °C festlegt und (lediglich) Anstren­
gungen zur Begrenzung auf 1,5 °C verlangt, eine Abstu­
fung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten vorgenom­
men (BODANSKY 2016; RAJAMANI und WERKSMAN 
2018). Der Wortlaut des Art. 2 Abs. 1 lit. a des Pariser 
Klimaabkommens ist aufgrund seiner Unbestimmtheit 
letztlich beiden Auslegungen zugänglich: Das 1,5°­Ziel 
kann sowohl als Obergrenze angesehen werden, die von 
vornherein nicht überschritten werden soll, oder als 
Langfristziel, das nach einer vorübergehend zulässigen 
höheren Erwärmung (die allerdings deutlich unter 2 °C 
bleiben muss) anzustreben ist (MACE 2016). In jedem 
Fall aber kann dem Wortlaut die Aussage entnommen 
werden, dass Anstrengungen zur Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C unternommen werden müssen. 
Nicht zuletzt legt das in Art. 2 Abs. 2 des Pariser Klima­
abkommens angeführte Prinzip der „gemeinsamen aber 
unterschiedlichen Verantwortung“ nahe, dass gerade von 
den Industriestaaten besondere Anstrengungen bei der 
 Begrenzung der maßgeblich von ihnen mitverursachten 
Klimaerwärmung zu erwarten sind. In eine ähnliche Rich­
tung weist Art. 4 Abs. 1, indem anerkannt wird, dass Ent­
wicklungsländer noch Zeit benötigen, um ihr Emissions­
maximum zu erreichen. Die Industriestaaten sollten ihre 
Emissionen hingegen zeitnah reduzieren (Art. 4 Abs. 4).

Der IPCC­Sonderbericht zum 1,5 °­Ziel liefert die wis­
senschaftliche Begründung dafür, warum zu erwartende 
Klimafolgen und damit auch der notwendige Anpassungs­
bedarf bei einer Erderwärmung von 1,5 °C im Vergleich 
zu 2 °C deutlich geringer ausfallen. So wird projiziert, 

dass Risiken regionaler Wetterextreme, der Meeresspie­
gelanstieg, das Eintreten von Kipppunkten im Erdsys­
tem, Risiken für die Ökosysteme, Gesundheit, Ernäh­
rungssicherheit, Wasserverfügbarkeit, Sicherheit und 
Wirtschaftswachstum bei einer Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C in bedeutend geringerem Maße 
eintreten (IPCC 2018a). Das 1,5°­Ziel wird auch von 
 Seiten der Zivilgesellschaft und gestützt durch die Wis­
senschaft vermehrt in den Fokus gerückt (Fridays for 
Future 2019; HAGEDORN et al. 2019).

Aus der Zusammenschau dieser Argumente ergibt sich 
für die Wahl des Temperaturziels als Grundlage für die 
Budgetberechnung folgende Überlegung: Das Ziel von 
„deutlich unter 2 °C“, also beispielsweise 1,75 °C, muss 
erreicht werden. Auch wenn Emissionspfade einge­
halten  werden, die eine maximale Erderwärmung von 
1,75 °C bis 2050 wahrscheinlich gewährleisten, bleibt 
weiterhin die Verpflichtung bestehen, Anstrengungen für 
eine Begrenzung des Temperaturanstiegs auf höchstens 
1,5 °C zu unternehmen. Das 1,5°­Ziel könnte daher als 
Langfristziel des Pariser Klimaabkommens verstanden 
werden (SCHLEUSSNER et al. 2016). Daher sollten 
 direkt Emissionspfade angestrebt werden, die dieses Ziel 
erreichen. Alternativ kommt es zu einer temporären 
Überschreitung des Ziels, die nur durch Maßnahmen zur 
Temperaturreduktion ausgeglichen werden kann. Sowohl 
Emissionspfade zur Erreichung des 1,5°­Ziels als auch 
die langfristige Absenkung der globalen Temperatur 
 bedingen großskalige negative Emissionstechnologien 
und ­praktiken, die derzeit noch nicht zur Verfügung 
 stehen (s. Abschn. 2.3.3).

23. Insgesamt ist in der Wissenschaft unbestritten, dass 
das verbleibende Restbudget knapp ist und nur eine kurze 
Zeitspanne verbleibt, um die Emissionen weltweit auf 
ein Netto­Null­Niveau zu senken und damit Treibhaus­
gasneutralität zu erzielen (IPCC 2018b; ROCKSTRÖM 
et al. 2017). Der Handlungsdruck ist dementsprechend 
groß. Bestehende Unsicherheiten rechtfertigen keine 
 politische Inaktivität (UNEP 1992, S. 3; HILLERBRAND 
2009, S. 95). Angesichts der Folgen des Klimawandels 
muss unter Berücksichtigung der bestehenden Unsicher­
heiten ein Budget bestimmt werden, das dem Vorsorge­
prinzip entspricht und das als Grundlage für politische 
Entscheidungen dient, auch um klimapolitische Fort­
schritte bewerten zu können.

24. Zusammenfassend kann ein restliches globales CO2­
Budget, das sich auf die Begrenzung der Temperatur­
erhöhung auf maximal 1,5  °C bezieht, gut begründet 
 werden. Für eine 50 %ige Wahrscheinlichkeit der Ziel­
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erreichung beläuft sich dieses auf 580 Gt CO2 ab 2018 
(Tz. 20). Für die Begrenzung der Erderwärmung auf 
1,75 °C mit einer 67 %igen Wahrscheinlichkeit der Ziel­
erreichung beträgt es 800 Gt CO2 ab dem Jahr 2018. Die­
ses kann als maximales Budget aus den Vorgaben des Pa­
riser Klimaabkommens abgeleitet werden. Werden keine 
Emissionen reduziert und weiterhin jährlich 42 Gt CO2 
emittiert, so verbleibt ab dem Jahr 2020 ein CO2­Budget 
von 716 Gt CO2.

2.2.4 Das CO2-Budget für Europa, 
Deutschland und nationale 
Sektoren

25. Für die Berechnung eines nationalen Anteils am 
verfügbaren globalen Gesamtbudget sind einige Fest­
legungen zu der Frage notwendig, welche Kriterien im 
internationalen Vergleich für den nationalen Anteil ge­
recht und angemessen sind. 

2.2.4.1 Die Ableitung nationaler CO2-Budgets 
im Sinne einer fairen Emissions-
reduktion

26. Das Klimaabkommen von Paris fordert von jedem 
Land einen NDC, der einen „fairen Anteil am Reduk­
tionsfortschritt“ darstellen soll. Mindestens fünf ver­
schiedene Interpretationen zur Ableitung nationaler Bud­
gets können begründet zugrunde gelegt werden (ROBIOU 
DU PONT et al. 2016; IPCC 2014, S. 458; HÖHNE et al. 
2014). Sie haben deutlich unterschiedliche Auswirkun­
gen auf die daraus resultierenden nationalen CO2­Bud­
gets. Ein nationales Budget kann aus dem globalen Bud­
get auf folgender Basis abgeleitet werden: 

 ɦ Bevölkerungszahl: die Reduktion von Emissionen er­
folgt je nach aktueller oder projizierter Einwohner­
zahl eines Landes auf der Basis gleicher verbleiben­
der Emissionsrechte pro Kopf.

 ɦ Relative ökonomische Leistungsfähigkeit: Staaten mit 
höherer Wirtschaftskraft pro Kopf müssen Emissio­
nen schneller reduzieren als solche mit geringerer 
Wirtschaftskraft.

 ɦ Historisch kumulativer Anteil pro Kopf: Zusätzlich 
zur Einwohnerzahl werden die historischen kumula­
tiven Emissionen des Landes auf der Basis zeitüber­
greifender Nutzungsrechte der Atmosphäre zur CO2­
Deponierung einberechnet. 

 ɦ Entwicklungsrechte („greenhouse development rights“): 
Um für andere Staaten mit bislang geringerem Entwick­
lungs­ und Wohlstandsniveau fossilbasierte Entwick­
lungsmöglichkeiten innerhalb des verbleibenden glo­
balen Budgets zu ermöglichen, müssen Staaten mit 
einem hohem Bruttoinlandsprodukt (BIP), hohen his­
torischen und unter einem Business­as­usual­Szenario 
auch weiterhin hohen Emissionen stärker reduzieren.

 ɦ Konstanter Anteil von Emissionen: Die prozentuale 
Verteilung der Treibhausgase auf heutiger Basis zwi­
schen den Staaten bleibt bei der Emissionsreduktion 
konstant („grandfathering“). Das bedeutet, dass Staa­
ten mit hohen Emissionen unabhängig von Bevöl­
kerungsgröße und Wohlstand weiterhin mehr aus­
stoßen dürfen als Staaten mit bisher geringeren 
Emissionen. 

Wird das globale CO2­Budget beispielsweise unter Ver­
nachlässigung der historischen Emissionen in gleicher 
prozentualer Höhe auf Basis der Emissionswerte von 
2014 verteilt, würden Europa 11 % zustehen, eine Ver­
teilung pro Kopf würde dagegen einen Anteil von nur 6 % 
ergeben (RAUPACH et al. 2014).

Tatsächlich gaben im Rahmen der Umsetzung des Pari­
ser Klimaabkommens viele Staaten durch diese unter­
schiedlichen Interpretationen im Resultat ein NDC an, 
dass für sie am wenigsten restriktiv erschien (ROBIOU 
DU PONT und MEINSHAUSEN 2018). Beispielsweise 
reichten viele Industriestaaten wie auch die EU der Logik 
eines konstanten Anteils von Emissionen folgend ihre 
klimapolitischen Ziele als prozentuale Emissionsreduk­
tionsziele mit mäßigem Ambitionsniveau ein. Wenn alle 
Staaten das für sie eigennützigste und damit großzügigs­
te Interpretationsmodell verfolgen, wie beispielsweise 
die EU, würde dies allerdings zu einer Erderwärmung 
von 3,2 °C führen (im Falle einer internationalen Über­
nahme des Interpretationsmodells von Indien: 2,6 °C; 
USA: 4 °C; China: 5,1 °C) (s. Abb. 2­4; ROBIOU DU 
PONT und MEINSHAUSEN 2018). Dennoch wird jeder 
einzelne Staat für sich argumentieren, dass der natio­
nale Beitrag für die Einhaltung der Klimaziele angemes­
sen und ausreichend ist. 

27. Die in den NDCs formulierten Reduktionszusagen 
sind derzeit nicht ausreichend, um deren Effekt auf die 
Erderwärmung zu beziffern, da die meisten NDCs nur 
bis zum Jahr 2025 oder 2030 formuliert sind. Im An­
schluss soll alle fünf Jahre im Rahmen des Mechanismus 
zur Ambitionssteigerung des Klimaabkommens von Paris 
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(Ratcheting up Mechanism) eine erneute und ambitio­
niertere Zielfestlegung erfolgen. Um die Wirkung der 
derzeitigen und zukünftigen nationalen Reduktions ziele 
zu beziffern, müssen Emissionspfade auch über das Jahr 
2030 hinaus abgeschätzt werden, da der Grad der Erd­
erwärmung von den kumulativen Emissionen bis Mitte 
bzw. Ende des Jahrhunderts oder darüber hinaus abhängt 
(ALLEN et al. 2009). Es gibt verschiedene Wege, kumu­
lative Emissionspfade auch für die Zeit nach 2030 zu 
 berechnen und dadurch Fortschritte in den nationalen 
Reduktionszusagen sichtbar zu machen (JEFFERY et al. 
2018): Neben der Modellierung, beispielsweise mit IAMs 
(Tz. 16), eignet sich der Ansatz des CO2­Budgets für die 
Evaluierung der NDCs. Werden nationale Anteile am 
 globalen CO2­Budget für jeden Staat abgeleitet, lassen 
sich die NDCs daran messen, ob sie im Einklang mit die­
sen Paris­kompatiblen nationalen CO2­Budgets sind. Ein 
nationaler Beitrag, der gemessen am globalen Gesamt­
budget unzureichend ist, bleibt angesichts des völker­
rechtlich bindenden Bekenntnisses jedes Staates zu den 
Pariser Klimazielen sachlich und ethisch defizitär. Da­
rüber hinaus ist in der Summe aller nationalen Budgets 
das globale CO2­Budget einzuhalten.

2.2.4.2 Das CO2-Budget für die EU und 
Deutschland ab 2020

28. Sowohl die EU als auch Deutschland haben Reduk­
tionsziele und Maßnahmen zur Erreichung ihrer Klima­
schutzziele festgelegt (Kap. 2.4). Um den Verpflichtun­
gen aus dem Pariser Klimaabkommen gerecht zu werden 
und einen fairen Anteil an den notwendigen Emissions­
reduktionen zu leisten, müssen diese Reduktionsziele 
und Maßnahmen im Einklang mit dem glo balen CO2­
Budget (Abschn. 2.2.3) stehen.

Die Rolle historischer Emissionen
29. Deutschland hat einen höheren prozentualen An­
teil an den historischen CO2­Emissionen als beispiels­
weise die Staaten Afrikas und Lateinamerikas zusammen 
(Abb. 2­5). Die Auswirkungen des Klimawandels treffen 
dagegen in erheblichem Maße diejenigen Weltregionen, 
die zum einen wenig zum Klimawandel beigetragen haben 
und zum anderen aufgrund ihrer geringen Wirtschafts­
kraft nur begrenzte Möglichkeiten haben, sich an die Fol­
gen anzupassen (World Bank 2013). Als ein technolo­
gisch führendes Industrieland mit einem hohen BIP und 

 ɦ Abbildung 2-4 

Globale Erderwärmung infolge nationaler Interpretationen eines „fairen Anteils am Reduktionsfortschritt“

Die Karte zeigt die globale Erwärmung, wenn alle Staaten der Ambition eines bestimmten Staates folgen. Zugrunde gelegt werden drei 
Interpretationsmodelle von Verteilungsgerechtigkeit, die sich auf die Berücksichtigung historischer Emissionen, ökonomischer 
Leistungsfähigkeit und gleicher Emissionsrechte pro Kopf beziehen. Aus diesen drei Modellen wird jedem Staat das für sie großzügigste 
zugeteilt und so gezeigt, welche Erderwärmung dies zur Folge hat, wenn andere Staaten dieser Argumentation folgen würden.

Quelle: ROBIOU DU PONT und MEINSHAUSEN 2018
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hohen historischen Emissionen sollte Deutschland daher 
bei der Transformation der Energieversorgung voraus­
gehen, seine national gesteckten Ziele eher früher als 
später erreichen und einen angemessenen Beitrag zu den 
Pariser Klimazielen leisten. Hierdurch erhalten Staaten 
mit geringerer Transformationskapazität größeren Spiel­
raum und Deutschland kann als Vorreiter für andere 
 Staaten die technologischen und ökonomischen Mög­
lichkeiten des Übergangs demonstrieren (SRU 2016b, 
Kap. 1). 

Bei der Verteilung des verbleibenden CO2­Budgets auf 
einzelne Staaten bzw. Staatengemeinschaften ist die 

Frage nach dem Beginn des Budgetzeitraumes zentral 
(Tz. 15). Als Beginn des Budgetzeitraums könnte bei­
spielsweise das Jahr 1990 gewählt werden, in dem der 
erste IPCC­Bericht die Staatengemeinschaft grundlegend 
über den Klimawandel informierte. In diesem Fall wären 
die auf Grundlage des Anteils an der Weltbevölkerung 
berechneten für die Zeit bis 2050 verfügbaren CO2­Bud­
gets sogar für eine maximale Erderwärmung von 2 °C 
bei einer 75%igen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
beispielsweise für die USA, Deutschland und Russland 
 bereits 2009 aufgebraucht gewesen (WBGU 2009, S. 25; 
MEINSHAUSEN et al. 2009).

 ɦ Abbildung 2-5 

Kumulative historische CO2-Emissionen aus der Verbrennung fossiler Energieträger, Zementherstellung 
und Gasabfackelung

Quelle: MARCOTULLIO et al. 2018, S. 141, basierend auf BODEN et al. 2016
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Die Rolle von Im- und Export
30. Üblicherweise werden Emissionen dem Staat zuge­
rechnet, in dem ein Produkt hergestellt wird, auch wenn 
es für den Export bestimmt ist (Territorialprinzip). Damit 
können Staaten mit hohem Exportüberschuss argumen­
tieren, dass sie in ihrer Emissionsbilanz benachteiligt wer­
den. Insofern ist es sinnvoll, auch die Emissionsbilanz 
von Importen zu betrachten (Verbrauchsprinzip). Für 
Deutschland ist dieser Effekt allerdings gering: Im Jahr 
2015 entfielen in Deutschland ungefähr 506 Mt CO2 auf 
Importe und 579 Mt CO2 auf Exporte (Statistisches Bun­
desamt 2019, S. 6). Damit gleichen sich beide Ströme 
weitgehend aus. Daher kann in der weiteren Betrachtung 
das Territorialprinzip für Deutschland angewandt wer­
den. Für die EU ist dieser Effekt höher, verändert jedoch 
auch hier die Sachlage nicht grundlegend. Die CO2­Emis­
sionen nach dem Verbrauchsprinzip liegen um ungefähr 
ein Fünftel höher als die Berechnung nach dem Territo­
rialprinzip (UNEP 2019a, S. 6, Abb. 2.4). Zu gunsten der 
Einheitlichkeit wird im Folgenden auch bei der EU das 
Territorialprinzip zugrunde gelegt. 

Ableitung eines Paris-kompatiblen CO2-Budgets 
für die EU und Deutschland ab 2020
31. Wie oben dargestellt, bestehen prinzipiell fünf 
 verschiedene Interpretationen, wie ein „fairer Anteil am 
Reduktionsfortschritt“ aussehen und damit das globale 
Budget auf die Staaten aufgeteilt werden kann (Tz. 26). 
Die EU und Deutschland haben in der Vergangenheit be­
sonders stark zum Klimawandel beigetragen (Tz. 29). 
Unter den Industriestaaten hat sich jedoch weitestgehend 
die Position etabliert, dass die historischen Emissionen in 
den zukünftigen Bemühungen zum Klimaschutz keine Be­
rücksichtigung finden sollen. Im internationalen Diskurs 
ist aber auch der Standpunkt anerkannt, dass aus Gründen 
der Verteilungsgerechtigkeit und um Entwicklungsrechte 
für Entwicklungs­ und Schwellenländer zu gewährleisten, 
die Industriestaaten einen überdurchschnittlichen Beitrag 
zur Emissionsreduktion leisten sollten. Deswegen wird der 
Ansatz vieler Industriestaaten, ihre NDCs in der Logik von 
„Grandfathering“ (Tz. 26) einzureichen, von Seiten der 
Entwicklungs­ und Schwellenländer stark kritisiert. 

32. Für die gut begründbare Ableitung eines Paris­kom­
patiblen CO2­Budgets für die EU und Deutschland sollen 
folgende Annahmen getroffen werden. Werden zu eige­
nen Gunsten die historischen Emissionen und damit be­
reits akkumulierte „Klimaschulden“ bei Staaten mit ge­
ringeren Pro­Kopf­Emissionen vernachlässigt, sollte ein 
möglichst ambitioniertes Budget angenommen werden. 
Folglich sollte die Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
mit 67 % statt mit 50 % angesetzt sowie ein Ziel von 1,5 °C 

oder höchstens 1,75 °C als maximale Erwärmung festge­
legt werden. Ein auf diesen Annahmen beruhendes CO2­
Budget impliziert noch immer eine Wahrscheinlichkeit 
von einem Drittel, dass das Ziel nicht erreicht wird, weil 
die Klimasensitivität des Erdsystems möglicherweise grö­
ßer ist. Weiterhin soll hier ein gleiches Pro­Kopf­Emis­
sionsrecht jeder Bewohnerin und jedes Bewohners der 
Erde angenommen werden, also der deutsche Anteil ge­
messen an der Weltbevölkerung zu einem gewählten 
Stichtag ermittelt werden. Zu beachten ist, dass dieser 
Anteil sich aufgrund einer schrumpfenden deutschen Be­
völkerung sowie einer insgesamt wachsenden Weltbevöl­
kerung in Zukunft sogar noch verringern und zu einem 
kleiner werdenden Budget führen würde, wenn er der Be­
völkerungsentwicklung angepasst würde.

33. Daneben soll hier der Zeitpunkt als Beginn der glo­
balen Budgetberechnung gewählt werden, an dem das 
Pariser Klimaabkommen geschlossen wurde. Das glo bale 
CO2­Budget wird hier vereinfachend ab Januar 2016 auf 
die Staaten verteilt und das verbleibende Budget für die 
EU und Deutschland ab 2020 vor dem Hintergrund der 
getroffenen Annahmen abgeleitet (s. Kasten 2­2). Unter 
Vernachlässigung der historischen Emissionen und auf 
Grundlage des Anteils der deutschen Bevölkerung an der 
Weltbevölkerung im Jahr 2016 ergibt sich für Deutsch­
land ein maximales Paris­kompatibles CO2­Budget von 
6,7 Gt CO2 ab 2020. Würden weiterhin wie im Jahr 2019 
jährlich 0,71 Gt CO2 ausgestoßen, so wäre das verfügbare 
Budget bereits 2029 aufgebraucht. Dieses CO2­Budget 
kann als gut begründete, Paris­kompatible Obergrenze 
angesehen werden. Der SRU empfiehlt aus den folgen­
den Gründen, ein ambitioniertes CO2­Budget als Maß­
stab zugrunde zu legen, an dem sich Ziele und Maßnah­
men zum Klimaschutz in Deutschland messen müssen:

 ɦ Art. 4 Abs. 3 des Pariser Klimaabkommens legt fest, 
dass die einzureichenden Klimaschutzbeiträge die 
„höchstmögliche Ambitionsstufe“ ausdrücken sollen 
(„reflect its highest possible ambition“). 

 ɦ Angesichts schwerwiegender Klimafolgen ist es außer­
dem geboten, das Vorsorgeprinzip anzuwenden. Zum 
erhöhten Risiko tiefgreifender Erdsystemänderungen 
ist unbedingt ein Sicherheitsabstand einzuhalten 
(SRU 2019). 

Unabhängig davon besteht aus dem Pariser Klimaabkom­
men die fortwährende Verpflichtung, Anstrengungen zu 
unternehmen, die Temperaturgrenze von 1,5 °C einzu­
halten. Je früher die Emissionen reduziert werden, desto 
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Kasten 2-2:  Berechnung eines Paris-kom pa-
tiblen CO2-Budgets ab 2020 
für die EU-28 und Deutschland

Für die EU inklusive dem Vereinigten Königreich (fort-
folgend EU-28) ergibt sich ein maximales Paris-kompa-
tibles CO2-Budget von 47,2 Gt CO2 ab 2020, für Deutsch-
land 6,7 Gt CO2. Der Berechnungsbeginn ist 2016 
(Referenzzeitpunkt: Pariser Klimaabkommen von Ende 
2015). Historische Emissionen werden vernachlässigt. 

1. Schritt: 
 ɦ Globales CO2-Budget ab 2018 mit einer 67 %igen 

Wahrscheinlichkeit, deutlich unter 2 °C (1,75 °C) 
zu bleiben: 800 Gt CO2 (IPCC 2018b). Diese Zahl 
erreicht das 1,5°-Ziel mit etwas mehr als einem 
Drittel Wahrscheinlichkeit und eine Temperatur 
von etwa 1,65 °C mit 50 % Wahrscheinlichkeit. 

2. Schritt: 
 ɦ Berechnung des globalen CO2-Budgets ab 2016 

durch Addition der CO2-Emissionswerte 2016 und 
2017, die jeweils 41 Gt CO2 betrugen (FRIED-
LINGSTEIN et al. 2019):  
800 Gt CO2 + (2 × 41 Gt CO2) = 882 Gt CO2.

3. Schritt: 
 ɦ Berechnung des Paris-kompatiblen CO2-Budgets 

für die EU-28 gemäß einem Anteil an der Weltbe-
völkerung von derzeit 7 % (Eurostat 2018):  
882 Gt CO2 × 0,07 = 61,7 Gt CO2 (ab 2016).

 ɦ Berechnung des Paris-kompatiblen deutschen 
CO2-Budgets gemäß einem Anteil an der Weltbevöl-
kerung von derzeit 1,1 %:  
882 Gt CO2 × 0,011 = 9,7 Gt CO2 (ab 2016).

4. Schritt: 
 ɦ Berechnung des CO2-Budgets für die EU-28 ab 2020: 

2016 wurden in der EU 3,6 Gt CO2 emittiert und 
2017 3,7 Gt CO2 (EEA 2019a). Für 2018 und 2019 
wird die Emissionshöhe von 2017 ange nommen. 

 ɦ CO2-Budget für die EU-28 für 1,75 °C (67 %):  
61,7 Gt CO2 − (3,6 Gt CO2 + 3*3,7 Gt CO2)  
= 47,0 Gt CO2 ab 2020.

 ɦ Das CO2-Budget für die EU-28 wäre damit bei 
gleichbleibenden Emissionen im Laufe des Jah-
res 2032 verbraucht (47,0 Gt CO2/3,7 Gt CO2 = 
12,7 Jahre von 2020 an). Bei linearer jährlicher 
Reduktion der Emissionen wäre dieses Budget im 
Jahr 2045 verbraucht.

Die analoge Berechnung für eine 50%-Wahrschein-
lichkeit, das 1,5°-Ziel zu erreichen, ergibt ein CO2-
Budget für die EU-28 von 31,6 Gt CO2 ab 2020. Es 
wäre bei gleichbleibenden Emissionen im Jahr 2028 
verbraucht, bei linearer Reduktion der Emissionen 
im Jahr 2037.

 ɦ Berechnung des deutschen CO2-Budgets ab 
2020: Deutschland emittierte 801 Mt CO2 im 
Jahr 2016, 787 Mt CO2 im Jahr 2017, 755 Mt 
CO2 im Jahr 2018 (UBA 2020) und voraussicht-
lich 706 Mt CO2 im Jahr 2019 („Treibhausgas-
emissionen gingen 2019 um 6,3 Prozent zu-
rück. Große Minderungen im Energiesektor, 
Anstieg im Gebäudesektor und Verkehr“, Ge-
meinsame Pressemitteilung des Umweltbun-
desamtes und des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit vom 
16. März 2020). Insgesamt ergeben die Emis-
sionen von 2016 bis 2019 rund 3.049 Mt CO2. 

 ɦ CO2-Budget für Deutschland für 1,75 °C 
(67 %): 9,7 Gt CO2 – 3,0 Gt CO2 = 6,7 Gt CO2 
ab 2020.

 ɦ Bei unverändertem Emissionsniveau wäre das 
 berechnete deutsche CO2-Budget im Jahr 
2029  verbraucht, bei linearer Reduktion im Jahr 
2038.

Die analoge Berechnung für eine 50 %-Wahrschein-
lichkeit, das 1,5°C-Ziel zu erreichen, ergibt für 
Deutschland ein CO2-Budget von 4,2 Gt CO2 ab 
2020. Es wäre bei gleichbleibenden Emissionen 
 bereits im Jahr 2026 verbraucht, bei linearer Re   
du ktion im Jahr 2032.

Weitere Erläuterungen
Eine Gigatonne (Gt) CO2 entspricht 1 Mrd. t CO2, 
eine Megatonne (Mt) 1 Mio. t CO2. Global werden 
derzeit circa 42 Gt CO2 pro Jahr emittiert. Deutsch-
land emittierte 2018 755 Mt CO2, was einem Ausstoß 
von 9,1 t CO2 pro Kopf jährlich entspricht (UBA 
2020). Berücksichtigt man auch andere Treibhaus-
gase wie Methan oder Lachgas, so wurden im Jahr 
2018 in Deutschland 858 Mt sogenannter CO2-Äqui-
valente (CO2eq) ausgestoßen (UBA 2020). 

Die genannten Zahlen berücksichtigen Europas und 
Deutschlands Anteil am internationalen Luft- und 
Schiffsverkehr nicht. Würden diese einbezogen, wären 
die jährlichen Emissionen höher und das CO2-Budget 
früher aufgebraucht.
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wahrscheinlicher ist es, dass der nationale Beitrag zur 
Begrenzung der Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C 
noch ausreicht. Zum anderen macht eine frühere Emis­
sionsminderung auch längere Umbau­ und Ausstiegs­
pfade bzw. Budgetverläufe in den Sektoren möglich, was 
in Anbetracht der Größe der erforderlichen sozio­tech­
nischen Transformation notwendig erscheint (Tz. 37).

2.2.4.3 Vergleich zwischen Paris-kompa-
tiblem deutschen CO2-Budget und 
Treibhausgasbudget gemäß der 
 deutschen Klimaziele

34. Deutschland besitzt einen breiten klimapolitischen 
Zielkanon (vgl. Abschn. 2.4.2). Langfristziel ist dabei die 
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050. Bis zum Jahr 
2030 sind jährliche Treibhausgasbudgets für die meisten 
Sektoren vereinbart worden. Nach 2030 ist der Minde­
rungspfad bisher hingegen nicht unmittelbar mit festen 

Emissionsmengen verbunden, aber unter bestimmten 
Annahmen lässt sich ein Budget auch für diesen Zeitraum 
errechnen. Insgesamt kann somit ein implizites Treib­
hausgasbudget der Bundesregierung abgeleitet und dem 
Paris­kompatiblen nationalen Budget gegenübergestellt 
werden. So kann analysiert werden, ob mit der nationa­
len Klimaschutzpolitik der nötige Beitrag zur Erreichung 
der globalen Pariser Klimaziele geleistet wird.

Berechnung eines Treibhausgasbudgets bis 
2050 anhand der nationalen Klimaziele
35. Die Bundesregierung hat 2016 mit dem Klima­
schutzplan 2050 für das Jahr 2030 sogenannte Sektor­
ziele in den Handlungsfeldern Energiewirtschaft, 
 Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft be­
schlossen (BMU 2019a). Im Bundes­Klimaschutzge­
setz wurden diese ergänzt durch den Sektor Abfallwirt­
schaft und Sonstiges. Die Sektorziele wurden im Gesetz 
bestätigt und durch jahresscharfe Sektorbudgets von 
2020 bis 2030 konkretisiert, mit Ausnahme der Ener­

 ɦ Tabelle 2-2 

Emissionen je Sektor gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz und einer Treibhausgasneutralität aller 
 Emissionen bis 2050

Emissionen 1990 Emissionen 2017 Emissionen 
gemäß KSG 2030

95 %ige 
Minderung 2050

in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig in Mt 
CO2eq

anteilig

Landwirtschaft 90 7 % 72 8 % 58 11 % 27 62 %

Verkehr 163 13 % 171 19 % 95 17 % 0 0 %

Gebäude 210 17 % 130 14 % 70 13 % 0 0 %

Industrie 283 23 % 193 21 % 140 26 % 14 31 %

Energiewirtschaft 466 37 % 328 36 % 175 32 % 0 0 %

Abfallwirtschaft 
und Sonstiges 38 3 % 10 1 % 5 1 % 3 6 %

GESAMT
(ohne LULUCF) 1.250 100 % 904 100 % 543 100 % 44 100 %

Abweichungen von 100 % ergeben sich durch Rundungsungenauigkeiten.

SRU 2020; Datenquelle: Bundes-Klimaschutzgesetz, Anlage 2; BMU 2019a, S. 33; UBA 2018b; 2019g, S. 339 
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giewirtschaft, für die lediglich Jahresemissionsmengen 
in 2020, 2022 und 2030 gesetzt wurden. Um darüber 
 hinaus bis 2050 sektorspezifische Budgets zu ermitteln, 
wird eine Berechnung unter folgenden Annahmen 
durchgeführt (s. Tab. 2­2):

 ɦ Laut einer aktuellen Studie des Umweltbundes­
amtes (UBA) ist es möglich, dass die Sektoren Ener­
giewirtschaft, Verkehr und Gebäude bis zum Jahr 
2050 keine Treibhausgasemissionen mehr ausstoßen 
(UBA 2019f, S. 338). Unvermeidbare Restemissio­
nen treten hingegen in der Landwirtschaft, der In­
dustrie und der Abfall­ und Abwasserwirtschaft auf. 
Für diese Sektoren sind in Tabelle 2­2 die Mittelwer­
te über die in der UBA­Studie ermittelten, szenario­
abhängigen Emissionswerte für 2050 angegeben 
(UBA 2019f, S. 339). Insgesamt verbleiben in 2050 
43,3 Mt CO2eq, die durch entsprechende Senken in 
Form negativer Emissionen (vgl. Abschn. 2.3.3) aus­
geglichen werden müssen, um Treibhausgasneutra­
lität zu erreichen. Dies entspricht einer Emissions­
reduktion um rund 96,5 % gegenüber 1990.

 ɦ Ausgehend von den sektorspezifischen CO2­Emissio­
nen des Jahres 2017 werden in allen Sektoren die 
Emissionen gemäß Bundes­Klimaschutzgesetz redu­
ziert und die vorgesehenen Emissionsmengen bis zum 
Jahr 2030 sowie die Treibhausgasneutralität in 2050 
erreicht. Ab 2030 wird ein linearer Reduktionspfad 
unterstellt (s. Abb. 2­6). Neben den hier gezeigten 
sind auch andere Verläufe bzw. Budgetaufteilungen 
zwischen den Sektoren möglich. 

 ɦ Eine wissenschaftliche Ungenauigkeit ergibt sich 
 daraus, dass das aus dem Pariser Klimaabkommen ab­
geleitete nationale Budget lediglich CO2­Emissionen 
umfasst, während die deutschen Klima­ und Sektorzie­
le sämtliche Treibhausgasemissionen einschließen (s. a. 
Kasten 2­1). Da in 2017 aber 88 % der deutschen Treib­
hausgasemissionen auf CO2 entfielen (zwei Drittel der 
Nicht­CO2­Emissionen stammen aus der Landwirt­
schaft und der Abfallwirtschaft) (UBA 2018b), wird 
vereinfachend das nationale Paris­kompatible CO2­Bud­
get mit dem deutschen Treibhausgasbudget, das aus 
den deutschen Klimazielen abgeleitet wird, verglichen.

 ɦ Abbildung 2-6 

Emissionsreduktion gemäß nationaler Klimaziele bzw. Paris-kompatiblem  Budget für Deutschland
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Vergleich des berechneten deutschen 
 Treib hausgasbudgets bis 2050 mit dem 
Paris- kompatiblen Budget
36. Aus den historischen Emissionen, den aktuellen 
 Klimazielen 2030 sowie einer Treibhausgasneutralität 
2050 (s. Tab. 2­2) lässt sich ein Budget von 15.268 Mt 
CO2eq ab Anfang 2018 berechnen. Diesem wird das 
 Paris­kompatible Budget für Deutschland gegenüber­
gestellt. Dazu werden die erfassten CO2­Emissionen 
der Jahre 2016 und 2017 von dem im Kasten 2­2 „Be­
rechnung eines Paris­kompatiblen CO2­Budgets ab 
2020 für die EU­28 und Deutschland“ ermittelten deut­
schen Budget abgezogen, sodass für das Budget ab 
 Anfang 2018 8.112 Mt CO2 verbleiben. Dies bedeutet, 
dass das Treibhausgasbudget, das sich gemäß der aktu­
ellen nationalen Klimaschutzziele ergäbe, nahezu dop­
pelt so groß ist wie das CO2­Budget, das nach der Rech­
nung des SRU zur Erfüllung des Pariser Klimaabkommens 
für Deutschland angemessen ist. Somit wäre die Erfül­
lung der nationalen Klima­ und Sektorziele bei weitem 
nicht ausreichend, um den deutschen Beitrag für die 
Einhaltung der Pariser Klimaziele zu leisten. Der SRU 
betont in diesem Zusammenhang erneut nachdrück­
lich, dass eine Konkretisierung und deutliche Verschär­
fung der deutschen Klimaschutzziele dringend erfor­
derlich ist (SRU 2016a, S. 4; 2016c, Abschn. 2; 2017b, 
S. 27).

Die Verteilung des Budgets auf die Sektoren erfolgt 
gemäß der politischen Ziele anhand der Verhältnisse 
der Sektor anteile, die als farbige Flächen in Abbildung 
2­6 dargestellt sind. Demnach entfallen ab 2018 auf die 
Energiewirtschaft noch 33 %, auf die Industrie 24 %, 
auf den Gebäudesektor 13 %, auf den Verkehr 18 %, auf 
die Landwirtschaft 11 % und auf Abfall und Sonstiges 
1 % des verbleibenden deutschen CO2­Budgets. Ab 2050 
dürften nur noch die angenommenen unvermeidbaren 
Restemissionen in der Landwirtschaft, in der Indus­
trie und in der Abfall­ und Abwasserwirtschaft weiter­
hin ausgestoßen werden, unter der Voraussetzung, dass 
sie durch entsprechende negative Emissionen kompen­
siert werden. Wird angenommen, dass die Emissionen 
aus dem Jahr 2017 in den nächsten Jahren konstant 
bleiben, ergäbe sich je nach Sektor noch eine sehr kurze 
Zeitspanne von acht bis zwölf Jahren ab Anfang 2018, 
wenn das Paris­kompatible Budget zugrunde gelegt 
wird. In den einzelnen Sektoren müssten die Emis­
sionsreduktionen gegenüber der in der deutschen Kli­
mapolitik derzeit vorgesehenen Minderungen nahezu 
doppelt so hoch ausfallen. Aus der Verschärfung der 
deutschen Klimaziele folgt somit zwingend auch eine 
Anpassung der Sektorziele.

Nicht-linearer Reduktionspfad und 
 Budget aufteilung auf Sektoren
37. Dafür, wie das Budget (unabhängig davon, ob es 
 Paris­kompatibel ist oder nicht) auf die nächsten Jahre 
verteilt wird, gäbe es neben dem in Abbildung 2­6 dar­
gestellten linearen Verlauf weitere Möglichkeiten. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass vereinbarte Zwischen­
ziele sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
Ebene erreicht werden. Der SRU plädiert für frühzei­
tige Einsparungen, um Restmengen für spätere Emis­
sionen vorzuhalten (SRU 2017a, Tz. 10). Vorteilhaft 
wäre ein Verlauf, der die gemäß Bundes­Klimaschutz­
gesetz anvisierten Emissionen im Jahr 2030 insgesamt 
deutlich unterbietet, dafür aber langfristig noch eine 
Überschreitung des Zielpfades erlaubt, bis im Jahr 2050 
die Treibhausgasneutralität erreicht würde. Die Emis­
sionsreduktion kann in den einzelnen Sektoren unter­
schiedlich ambitioniert erfolgen, wie es Abbildung 2­7 
veranschaulicht. Dabei sollte die Verteilung des Rest­
budgets auf die Sektoren anhand von Kriterien vorge­
nommen werden, die berücksichtigen, wie schnell und 
in welchem Umfang Maßnahmen im jeweiligen Sektor 
umsetzbar sind. Sektoren mit vergleichsweise großem 
und rasch zu hebendem Minderungspotenzial sollten 
überproportional ambitionierte Ziele erhalten, sodass 
in den Sektoren mit größeren Herausforderungen noch 
mehr Zeit bleibt. Eine solche Aufteilung kann auch die 
Folge einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung oder 
der Berücksichtigung sozialer Auswirkungen sein. Die 
Entscheidungsgrundlage für die Aufteilung auf Sektor­
budgets sollte öffentlich kommuniziert werden. Inner­
halb jeden Sektors sind aufgrund des hohen Handlungs­
drucks aber ohnehin schnell umsetzbare Maßnahmen 
zur Emissionsminderung zu veranlassen, um Zeit für 
die Vorbereitung aufwendigerer Maßnahmen zu ge­
winnen. 

Budgets für den Einsatz von Energieträgern
38. Die budgetgestützte Senkung der Emissionen lässt 
sich nicht nur auf Sektoren, sondern auch auf Energie­
träger übertragen. So könnten für Kohle, Erdöl, Erd­
gas, Benzin und Diesel Budgets ausgewiesen werden, 
aus denen folgt, dass die Nutzung des jeweiligen Ener­
gieträgers begrenzt ist. In der Stellungnahme „Kohle­
ausstieg jetzt einleiten“ empfiehlt der SRU, dass Ener­
gieträger, die schon heute gut substituierbar sind, 
frühzeitig durch emissionsarme Alternativen ersetzt 
werden sollten (SRU 2017a). Dadurch wäre Zeit ge­
wonnen, fossile Ressourcen in den Bereichen noch län­
ger zu nutzen, in denen der Ersatz durch klimafreund­
liche Energieträger oder neue Technologien noch 
weiterer Erforschung und Erprobung bedarf. Dabei 
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könnten Energieträgerbudgets die Sektorziele, die auf­
grund der etablierten Ressorts auf  politischer Ebene 
sinnvoll und nötig sind, ergänzen. Die Budgets zeigen, 
in welchem Umfang fossile Energieträger noch nutz­
bar sind, und können so die langfristige Planung der 
Substitution der Energieträger, der Import strategien 
und der Infrastrukturbedarfe erleichtern. Sie wären 
somit ein zusätzliches Mittel, um den Reduktionsfort­
schritt nicht nur sektor­, sondern auch energieträger­
spezifisch zu messen. 

39. Zusammenfassend zeigt sich, dass aus dem Pari­
ser Klimaabkommen sowohl ein globales Budget als 
auch nationale Budgets ableitbar sind und diese zudem 
auf Sektoren verteilt werden können. Wenn alle Staa­

ten ihr jeweiliges Budget einhalten, kann der Klima­
wandel voraussichtlich auf das anvisierte Maß begrenzt 
werden. Für Deutschland ergibt sich unter den zuvor 
erläuterten Annahmen ein Paris­kompatibles Restbud­
get von 6,7 Gt CO2 ab 2020. Dies wäre bei linearer Re­
duktion bereits 2038 verbraucht. Der SRU empfiehlt, 
ein Paris­kompatibles Budget zur Grundlage der deut­
schen und europäischen Klimapolitik zu machen und 
von einem linearen Reduktionspfad abzusehen. Eine 
frühzeitige überproportionale Reduktion bis 2030 er­
laubt langfristig noch Spielraum, erfordert aber, dass 
erhebliche Maßnahmen jetzt angestoßen werden. Ein 
langsamer Einstieg, der auf steile Emissionsreduktio­
nen in späteren Jahren hofft, gefährdet die Einhaltung 
des Budgets und der Klimaziele. 

 ɦ Abbildung 2-7 

Schematische Darstellung eines gesamten Budget-kompatiblen  Reduktionspfades  inklusive Budget-
aufteilung auf Sektoren
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2.3 Eckpunkte zur Einhaltung 
eines nationalen  
CO2- Budgets

40. Um das verbleibende Paris­kompatible CO2­Bud­
get einzuhalten, müssen die Treibhausgasemissionen 
nunmehr sehr zügig gesenkt werden. Die notwendigen 
Ausstiegspfade aus Technologien, welche auf fossilen 
Energieträgern beruhen, sind steil. Sukzessive sind alle 
Anwendungen, bei denen klimaschädliche Gase freige­
setzt werden, durch nahezu emissionsfreie Technolo­
gien oder Prozesse zu ersetzen. Begleitet werden muss 
dies von Maßnahmen, die eine absolute Verringerung 
des Energieverbrauchs oder auch eine Effizienzsteige­
rung bestehender Anwendungen bewirken. Eine ent­
sprechende Transformation der betroffenen Sektoren 
bietet dabei die Chance einer wirtschaftlichen, techno­
logischen und gesellschaftlichen Erneuerung (SRU 
2016b, Kap. 1).

Die Diskussion um den Verlauf der Ausstiegspfade ist 
elementar mit der Frage verbunden, wie rasch Alterna­
tiven aufgebaut werden können. Wichtig ist es, Ein­
stiegs­ und Ausbaupfade für alternative Verfahrens­
weisen zusammenzudenken, welche auch künftig 
gesellschaftliches Wohlergehen sichern, insbesondere 
den Umbau des Energie­, Mobilitäts­ und Wärmesys­
tems. Dabei sind technische und ökonomische Aspek­
te nur zwei von vielen, da zum Beispiel die Sozial­
verträglichkeit und gesellschaftliche Akzeptanz von 
Klimaschutzmaßnahmen ebenfalls in die Planung ein­
fließen müssen. Im Folgenden empfiehlt der SRU die 
Einhaltung des CO2­Budgets, den Ausstieg aus fossilen 
Energieträgern und den damit einhergehenden Ausbau 
klimafreundlicher Energiesysteme unter eine Reihe von 
Randbedingungen zu stellen. Dabei ist es das Ziel, die 
künftige Energieversorgung Deutschlands auf der Basis 
von 100 % erneuerbaren Energien zu etablieren (SRU 
2011; UBA 2019f; 2014).

2.3.1 Um- statt Ausstieg: 
 erneuerbare Energien 
anstelle fossiler Energieträger

41. Es müssen konsequent Maßnahmen ergriffen wer­
den, um den Einsatz fossiler Energieträger deutlich zu 
vermindern und durch den entsprechenden Ausbau er­
neuerbarer Energien zu begleiten.

Nutzung fossiler Ressourcen vorausschauend 
beenden: Ausstieg aus Kohle, Erdöl, Erdgas, 
Benzin und Diesel
42. Angesichts langer Investitionszyklen und Lebens­
dauern bei vielen Industrieanlagen und Kraftwerken, aber 
auch im Gebäudebereich und im Verkehrssektor, sollte 
bereits heute in emissionsfreie oder zumindest deutlich 
emissionsärmere Technologien investiert werden. Eine 
Verschärfung klimapolitischer Maßnahmen führt dazu, 
dass Investitionen in fossile Anwendungen in abseh­
barer Zeit unwirtschaftlich werden können. Hierzu zählt 
die beschlossene CO2­Bepreisung mit den festgelegten 
Steigerungspfaden (s. Kasten 2­5). Diese Maßnahmen 
müssen bei heutigen Investitionsentscheidungen berück­
sichtigt werden. 

Einzelne Institutionen nehmen sich dem Thema bereits 
an. So legen die neuen Richtlinien für die Kreditvergabe 
der Europäischen Investitionsbank fest, dass Projekte zur 
Gewinnung von Öl und Gas sowie für Gasinfrastrukturen 
nicht mehr gefördert werden. Neue Kraftwerksprojekte 
müssen einen deutlich ambitionierteren Emissionsstan­
dard vorweisen und sollen nur unter Auflagen genehmigt 
werden, die glaubwürdig darlegen, dass später hauptsäch­
lich erneuerbare Gase zum Einsatz kommen (European 
Investment Bank 2019). Diese Vorgaben sollten nach An­
sicht des SRU zwar noch deutlich verschärft werden, gehen 
aber bereits in die richtige Richtung. 

43. Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ hat einen Vorschlag zur Beendigung der 
Kohleverstromung in Deutschland erarbeitet, sodass das 
Sektorziel der Energiewirtschaft gemäß Klimaschutz­
plan 2050 im Jahr 2030 eingehalten wird (Kommission 
„Wachstum Strukturwandel und Beschäftigung“ 2019). 
Dies alleine ist jedoch nicht ausreichend, um die nötige 
Emissionsreduktion herbeizuführen (SRU 2017a). Auch 
die im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 vor­
geschlagenen Maßnahmen sind in dieser Hinsicht 
 unzureichend, da zwar eine Beendigung der Kohle­
verstromung, darüber hinaus aber keine weitreichende 
Beschränkung anderer fossiler Energieträger wie Erdgas 
oder Erdöl vorgesehen ist. Zusätzlich sind die Regelun­
gen zum Ausbau erneuerbarer Energien ungenügend, 
um diesen schnell und in dem benötigten Ausmaß her­
beizuführen. So wird zum Beispiel die beschlossene Auf­
hebung der Begrenzung der Photovoltaik­Förderung bis 
zu einer Kapazität von 52 GW („PV­Deckel“) allein nicht 
den bereits absehbar zu geringen Photovoltaikzubau in 
den nächsten Jahren kompensieren. 
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Die Politik sollte die Planungssicherheit bei privaten und 
gewerblichen Investitionsentscheidungen durch eine früh­
zeitige, vorausschauende Verabschiedung von Klima­
schutzmaßnahmen erhöhen und Förder­ und Subven­
tionsprogramme nicht auf fossile, sondern erneuerbare 
Lösungen ausrichten. Andernfalls drohen Pfadabhängig­
keiten und Lock­in­Effekte, die die Nutzung CO2­inten­
siver Technologien manifestieren können (s. dazu auch 
WACHSMUTH et al. 2019). Auch die Einführung soge­
nannter Brückentechnologien kann Pfadabhängigkeiten 
schaffen. Ein Beispiel hierfür ist der Ausbau von Gaskraft­
werken anstatt direkt den Ausbau erneuerbarer Energien 
im entsprechenden Maße voranzutreiben. Ähnliches gilt 
für Investitionen in Infrastrukturen, deren Erweiterung 
aus kurzfristiger Perspektive angebracht erscheinen mag, 
aber langfristig nicht notwendig ist, wenn der Infrastruk­
turbedarf unter den Rahmenbedingungen eines treibhaus­
gasneutralen Energiesystems bewertet wird (ebd.).

Es bedarf eines umfassenden Gesamtkonzepts, das den 
Umstieg von fossilen auf nachhaltige, erneuerbare 
 Anwendungen vorausschauend regelt und aufeinander 
abstimmt. Es sind Pfade für den Ausbau erneuerbarer 
Energien zu entwickeln, die die Beendigung der Nutzung 
fossiler Ressourcen überhaupt erst möglich machen. 
Damit sind weitreichende Implikationen verbunden, wie 
zum Beispiel ein veränderter Bedarf an Infrastrukturen 
(was sowohl den Abbau bestehender als auch den Auf­
bau neuer Infrastrukturen bedeuten kann), veränderte 
Import­ und Exportstrukturen von Energieträgern, aber 
auch Auswirkungen auf die Gesellschaft, die Wirtschaft 
und auf Arbeitsplätze. Die Ausarbeitung solch eines 
 politischen Konzepts ist komplex und muss auf umfas­
sendem Expertenwissen aus verschiedensten Diszi­
plinen basieren.

Erneuerbare Energien ausbauen
44. Die erneuerbaren Energieträger sind das Kernele­
ment der Dekarbonisierung in Deutschland. Im Vergleich 
der verschiedenen Optionen für die Stromerzeugung ist 
der Einsatz der erneuerbaren Energien die einzige, die 
Nachhaltigkeit gewährleisten kann (SRU 2011, S. 56). 
Der SRU hat bereits dargelegt, dass für Deutschland „eine 
ausschließlich auf regenerativen Energiequellen basie­
rende Stromversorgung bis 2050 unter Beachtung stren­
ger Anforderungen des Naturschutzes und bei Vermei­
dung von anderen Nutzungskonflikten möglich ist“ (SRU 
2011, S. 31). Hierzu muss allerdings ergänzend der Ener­
giebedarf durch Maßnahmen für Energieeinsparungen 
und Effizienzsteigerungen deutlich gesenkt werden. 
 Wissenschaftliche Untersuchungen bestätigen, dass in 
Deutschland eine Stromversorgung mit 100 % erneuer­

baren Energien, ergänzt durch flexible Elemente wie 
Möglichkeiten zur Sektorkopplung, Speicher sowie eine 
gute Stromnetzinfrastruktur, technisch machbar und 
funktionsfähig ist und ökonomische Vorteile mit sich 
bringen kann (UBA 2014; 2010; HENNING und PALZER 
2012, S. 5; KUNZ und KIRRMANN 2015, S. 4; WALTER 
et al. 2018). Zudem existieren für die europäische und 
globale Ebene Studien, die zeigen, dass sogar der gesamte 
Energiebedarf über erneuerbare Ressourcen gedeckt wer­
den kann (RAM et al. 2019; 2018). 

Durch eine entsprechende Standortwahl, raumplane­
rische und naturschutzfachliche Vorgaben sowie die Op­
timierung des Technologiemixes können die Umweltaus­
wirkungen des Ausbaus erneuerbarer Energien minimiert 
werden (SRU 2011, S. 53). Die Eingriffe in die Natur sind 
durch die Errichtung der Anlagen in ihrer zeitlichen Di­
mension begrenzt und in der Regel auf die Laufzeit der 
Anlage beschränkt, daher bestehen deutlich geringere 
langfristige Auswirkungen als bei der Nutzung von 
 fossilen Brennstoffen oder Uranressourcen (Bergbau, 
 Lagerung radioaktiver Abfälle, CO2­Speicherung) (ebd.). 
Dennoch bestehen ökologische Herausforderungen beim 
Ausbau erneuerbarer Energien, wie zum Beispiel Auswir­
kungen auf die Biosphäre, das heißt auf die Lebens­
räume auf dem Land und im Wasser. Diese sind bei der 
Planung des Ausbaus ebenso zu berücksichtigen wie Ein­
griffe in das Landschaftsbild (hierzu s. a. SCHMIDT, C. 
et al. 2018a; 2018b). Es gilt, die Belange von Klima­, 
Natur­ und Artenschutz in Einklang zu bringen. Eine ak­
tuelle Studie des Bundesamtes für Naturschutz liefert 
Ansätze, wie eine naturverträgliche Energieversorgung 
in Deutschland gestaltet werden kann, unter Berück­
sichtigung von geringer Flächeninanspruchnahme, Land­
schaftsschutz und Biodiversitätserhalt (WALTER et al. 
2018). 

45. Auch aufgrund der starken technologischen Effi­
zienzsteigerungen und Kostensenkungen sind erneuer­
bare Energieträger, wie zum Beispiel Windenergie anlagen 
an windstarken Standorten, gegenüber konventionellen 
Stromerzeugungstechnologien wettbewerbsfähig (KOST 
et al. 2018, S. 8 ff.). Dabei spielt auch eine Rolle, dass die 
Stromerzeugung mittels konventioneller Ressourcen im 
Rahmen des EU ETS teurer wird, wenn die Preise für 
CO2­Zertifikate weiter steigen. Eine ambitionierte na­
tionale Klimapolitik schwächt die Wettbewerbsfähigkeit 
der meisten Branchen und Unternehmen in Deutschland 
nicht. Die Energiekosten sind nur einer von vielen Stand­
ortfaktoren, bei vielen Industrieunternehmen machen 
sie nur einen geringen Anteil an den Produktionskosten 
aus und es bestehen erhebliche Effizienzpotenziale, die 
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bislang noch nicht abgerufen wurden. Nur wenige ener­
gieintensive Unternehmen benötigen zur Erhaltung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit eine gezielte Entlastung bei mög­
licherweise steigenden Energiepreisen durch ambitio­
nierte Klimapolitik (s. hierzu SRU 2016b, Kap. 2). Ob es 
überhaupt zu einem Preisanstieg kommt, ist fraglich, da 
erneuerbare Energien in der Regel preissenkend wirken 
(OEI et al. 2019a, S. 13; Agora Energiewende 2018, 
S. 13). Das Preisniveau wird aber von weiteren Fakto­
ren, wie zum Beispiel der Preisentwicklung fossiler Ener­
gieträger sowie der europäischen CO2­Zertifikate beein­
flusst (Agora Energiewende 2018, S. 6; OEI et al. 2019a, 
S. 16). Zudem kann sich eine Vorreiterrolle Deutschlands 
im Einsatz klimafreundlicher Technologien auch güns­
tig auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit auswir­
ken (SRU 2016b, Kap. 1). 

46. Allerdings muss der Ausbau erneuerbarer Ener­
gien stark beschleunigt werden, um die Klimaziele zu 
erreichen. In Deutschland waren Ende 2018 Windleis­
tung in Höhe von 53 GW an Land und 6 GW auf See 
sowie 45 GW Photovoltaik installiert. Die Ausbauraten 
für Wind an Land und auf See sind von 6,3 GW im Jahr 
2017 auf 3,3 GW in 2018 deutlich zurückgegangen 
(BMWi 2019c, S. 7), für 2019 wird ein noch geringe­
rer Ausbau erwartet („Halbjahreszahlen Windenergie 
an Land: Historisch niedriger Zubau trotz sehr guter 
Wachstumsperspek tiven – Genehmigungsstau dringend 
auflösen“, Pressemitteilung des Bundesverbandes 
WindEnergie vom 25. Juni 2019). Gründe dafür sind 
unzureichende Flächenbereitstellungen in den Bundes­
ländern, langwierige Genehmigungsverfahren sowie 
Klagen und Widerspruchsverfahren gegen bereits 
 erteilte Genehmigungen. Für Photovoltaik konnte 
 hingegen eine Steigerung auf 2,9 GW in 2018 gegen­
über 1,7 GW im Vorjahr erzielt werden (BMWi 2019c, 
S. 7).

Auch ist trotz einer generellen Befürwortung des Aus­
baus erneuerbarer Energien in der Gesellschaft zu erken­
nen, dass die Errichtung von Windenergie­ und Biogas­
anlagen sowie von Strommasten in der Umgebung des 
eigenen Wohnortes weniger positiv bewertet wird und 
die Zahlungsbereitschaft für „grünen“ Strom abgenom­
men hat (Agentur für Erneuerbare Energien 2019; FRON­
DEL und SOMMER 2019). So kommt es immer wieder 
zu lokalen Widerständen gegen den Ausbau von Wind­
energieanlagen und Stromnetzen (HOEFT et al. 2017). 
Bereits gegenwärtig wird die Öffentlichkeit im Rahmen 
der Planungen beim Ausbau erneuerbarer Energien be­
teiligt. Es wäre aber zusätzlich akzeptanzfördernd, wenn 
die Interessen der lokal Betroffenen schon in früheren 

Entscheidungs­ und Planungsphasen vermehrt einbezo­
gen würden und auch eine Beteiligung an Investitionen 
ermöglicht würde (s. Kap. 7, Tz. 655). Die Akzeptanz 
der Bevölkerung ist eine wesentliche Voraussetzung, um 
die nationalen Klimaziele bis 2030 zu erreichen, da deut­
lich größere jährliche Ausbauzahlen nötig sind (OEI et al. 
2019a; BEE 2019, S. 3; UBA 2019f, S. 34). Im Klima­
schutzprogramm 2030 hat die Bundesregierung zwar 
 beschlossen, die Deckelung des Photovoltaikausbaus 
 aufzuheben und das Ausbauziel für Offshore­Windener­
gieanlagen anzuheben, dennoch bestehen weiterhin Rah­
menbedingungen, die den Ausbau hemmen (z. B. Dauer 
von Genehmigungsverfahren, Gestaltung von Ausschrei­
bungsverfahren, verzögerter Netzausbau) (BMU 2019b). 
Die aktuellen Beschlüsse werden den Anforderungen und 
Notwendigkeiten, die sich aus dem fortschreitenden Kli­
mawandel ergeben, nicht gerecht. Die Bundesregierung 
wird die selbstgesteckten Klimaziele 2030 mit dem Maß­
nahmenprogramm 2030 voraussichtlich deutlich verfeh­
len (OEI et al. 2019b, S. 10). Nachbesserungen an den 
beschlossenen Maßnahmen sind dringend nötig, um die 
nationalen, noch nicht einmal Paris­kompatiblen Ziele 
zu erreichen. Um einen angemessenen Beitrag zum Pa­
riser Klimaabkommen zu liefern, bedarf es darüber hin­
aus zusätzlicher Anstrengungen. Hierzu ist eine gemein­
same Strategie von Bund und Ländern zu entwerfen, die 
neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien auch die 
Emissionsminderung im Gebäude­ und Verkehrssektor 
in den Fokus nimmt. Mit zunehmender Sektorkopplung 
müssen außerdem sektorübergreifende Maßnahmen an­
gestoßen werden, die zum Beispiel den Ausbau der er­
neuerbaren Energien und der Stromnetze besser auf die 
Strombedarfe der verschiedenen Sektoren abstimmen. 

47. Ein schneller Ausbau erneuerbarer Energien geht 
mit der Nachfrage nach einer Reihe von Rohstoffen für 
die Produktion der notwendigen Technologien einher. 
Welche Rohstoffe in welchem Zeitraum genau benötigt 
werden, hängt von den geplanten Ausbaupfaden und den 
technologischen Entwicklungen ab, zum Beispiel auf­
grund von Konkurrenzen um Rohstoffe zwischen ver­
schiedenen Produkten (World Bank 2017; ANGERER 
et al. 2016; s. a. SRU 2017b, Kap. 3.5). Da die benötigten 
Rohstoffe nicht in ausreichenden Mengen als Sekundär­
rohstoffe verfügbar sind, ist es notwendig, Primärroh­
stoffe zu gewinnen. Hier ist zum einen zu beachten, dass 
Gewinnung und Verarbeitung in der Regel zu erheblichen 
Umwelt­ und Gesundheitsbelastungen führen und oft­
mals die lokalen und regionalen Umweltbelastungsgren­
zen überschreiten (CHAHOUD et al. 1999; ERICSSON 
und SÖDERHOLM 2010; MUDD und WARD 2008; UNEP 
2019b; OECD 2019; s. a. SRU 2017b, Abschn. 2.3.2). Zum 
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anderen kann die Rohstoffverfügbarkeit aufgrund von zu 
geringen Minenkapazitäten und ökonomisch oder poli­
tisch bedingten Lieferrisiken eingeschränkt sein und zu 
Preissteigerungen führen. Generell zeigen Studien, dass 
die ausreichende Versorgung mit Rohstoffen möglich ist, 
jedoch temporäre Lieferengpässe zu erwarten sind (AN­
GERER et al. 2016; BLAGOEVA et al. 2016; BGR o. J.; 
BUNGE und STÄUBLI 2014; FRONDEL et al. 2006; Öko­
Institut 2017; BUCHERT et al. 2019). Diesen kann durch 
technische Maßnahmen wie Materialeffizienz, Rohstoff­
substitution oder Ausweichen auf andere Technologien 
entgegnet werden. Aber auch eine Ausweitung der Mi­
nenkapazitäten ist gegebenenfalls notwendig. Eine stei­
gende globale Nachfrage ist beispielsweise aufgrund der 
zunehmenden Anzahl an Elektrofahrzeugen für Lithium 
und Cobalt zu erwarten. Der Bedarf an Platin steigt, wenn 
die Brennstoffzellentechnologie stärker genutzt wird und 
die „freiwerdenden“ Mengen aus dem Rückgang der Ver­
wendung von Katalysatoren nicht ausreichen (MAR­
SCHEIDER­WEIDEMANN et al. 2016, S. 263 ff.). Nach 
BLAGOEVA et al. (2016) sind in der EU Engpässe für 
verschiedene Rohstoffe denkbar, wenn keine rechtzeiti­
gen Anpassungsmaßnahmen stattfinden. Hierzu zählen 
zum Beispiel Indium und Silber für die Photovoltaik­
module sowie Seltene Erden wie Dysprosium, Neodym 
und Praseodym für Windenergieanlagen. In beiden  Fällen 
ist der Bedarf jedoch von der konkret umgesetzten Tech­
nologie abhängig: So wird Indium nur für sogenannte 
CIGS­Photovoltaikmodule benötigt. Die bisher vorran­
ging genutzten Silizium­ und Cadmium­Tellurid­basier­
ten Technologien benötigen kein Indium. Silber wird hin­
gegen für alle Arten von Photovoltaikmodulen benötigt. 
Bei Windkraftanlagen gibt es Technologien sowohl mit 
als auch ohne den Einsatz von Seltenen Erden.

Um Klarheit und Transparenz über Umweltwirkungen 
und mögliche Versorgungsrisiken bei der Dekarbonisie­
rung der Energieversorgung zu schaffen, sollten deshalb 
Rohstoffbedarfe bei der Entwicklung von Dekarboni­
sierungspfaden mitbetrachtet werden. Wichtig ist zu 
 prüfen, welche Pfade mit möglichst geringen Umwelt­
wirkungen umsetzbar sind. Ist es notwendig, die Roh­
stoffgewinnung auszuweiten, sollten die Rahmenbe­
dingungen hierfür so gestaltet werden, dass hohe 
Umwelt­ und Sozialstandards gewährleistet werden. Da 
ein großer Teil der notwendigen Rohstoffe im Ausland 
gewonnen wird, muss dies integraler Bestandteil der 
 Außenwirtschafts­ und Entwicklungspolitik sein (SRU 
2012, Abschn. 2.4.4).

Neben der Rohstoffgewinnung muss die Frage der Recy­
c lingfähigkeit betrachtet werden. Nur durch hochwer­

tiges Recycling kann der Primärrohstoffbedarf abgemil­
dert werden. Deshalb müssen jetzt die Weichen dafür 
gestellt werden, dass die eingesetzten Materialien kreis­
lauffähig sind und zukünftig die entsprechende Infra­
struktur dafür bereitsteht. Voraussetzung hierfür ist, dass 
 entsprechende Regelungen geschaffen werden.

Die Umstellung auf erneuerbare Energien darf nicht 
 allein aus einer Energieperspektive erfolgen, sondern 
muss mit der Frage der Steuerung gesellschaftlicher 
Stoffströme und der dadurch verursachten Umweltwir­
kungen verknüpft werden (s. a. SRU 2019, Tz. 362). 
Ziel ist, dass für die  Dekarbonisierung weltweit weder 
lokale oder regio nale noch planetare Belastungsgren­
zen überschritten werden (s. bspw. Betrachtungen in 
VIDAL et al. 2013; HERTWICH et al. 2015; GIBON und 
HERTWICH 2014; UBA 2019d).

2.3.2 Keine erneute Nutzung der 
Atomenergie

48. Der hohe Handlungsdruck in der Klimapolitik hat 
zu einem Aufleben der öffentlichen Diskussion über 
die Nutzung von Atomenergie geführt. Von ihren Be­
fürwortern wird sie als Option für eine rasche Emissi­
onsminderung neben den Ausbau der erneuerbaren 
Energien gestellt, da sie eine klimafreundliche Strom­
erzeugung mit geringen CO2­Emissionen ermögliche. 
In Frankreich ist die ursprünglich anvisierte Redukti­
on der Stromerzeugung von Atomkraftwerken um 50 % 
bis 2025 um zehn Jahre auf 2035 verschoben worden, 
nachdem der Ausbau erneuerbarer Energien nicht im 
erforderlichen  Ausmaß stattgefunden hat (SCHNEI­
DER et al. 2019, S. 69). Auf europäischer Ebene wurde 
im Clean Energy Package festgehalten, dass ein Anteil 
der Atomkraft von etwa 15 % gemeinsam mit den er­
neuerbaren Energien das Rückgrat eines CO2­freien eu­
ropäischen Strom systems 2050 bilden soll (Europäi­
sche Kommission 2018b, S. 10). Auch die europäische 
Investitionsbank sieht weiterhin eine Kreditvergabe an 
Atomprojekte vor (European Investment Bank 2019). 
Für Deutschland hält der SRU es ausdrücklich nicht für 
sinnvoll, der Atomenergie eine Rolle in der zukünfti­
gen Stromversorgung zuzuschreiben (SRU 2011b, Ab­
schn. 2.4.2). Vielmehr sollte Deutschland am beschlos­
senen und sich bereits in der Umsetzung befindlichen 
Atomenergieausstieg festhalten und zeigen, dass der 
Übergang hin zu einem erneuerbaren Energiesystem 
ohne die Nutzung von Atomenergie gelingen kann, um 
auch auf globaler Ebene ein Signal zu setzen. Dabei wer­
den unter „Atomenergie“ alle Stromerzeugungstech­
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nologien verstanden, die mithilfe von Kernspaltung 
Energie erzeugen.

Unfallrisiken und ungelöste Endlagerung
49. Die Nutzung der Atomenergie gefährdet schon bei 
einer teilweisen Freisetzung gesundheits­ und umwelt­
gefährdender Substanzen viele Millionen Menschen und 
birgt das Risiko, dass ganze Landstriche auf lange Zeit 
unbewohnbar werden (WBGU 1998, S. 70). Zahlreiche 
Störfälle – insbesondere die katastrophalen Unfälle in 
Tschernobyl und Fukushima – belegen, dass erhebliche 
Risiken bei der Nutzung von Atomenergie bestehen. Mit 
den erneuerbaren Energien stehen Alternativen zur Ver­
fügung, welche die Atomenergie überflüssig machen. So 
können die hohen Sicherheitsrisiken, die sich insbeson­
dere durch die Auswirkungen von Störfällen zeigen, ver­
mieden werden (Ethikkommission Sichere Energiever­
sorgung 2011, S. 10). 

50. Nach der Nutzung ist eine sichere, abgeschlosse­
ne Lagerung der radioaktiven Abfälle über eine Million 
Jahre oder länger sicherzustellen. An die Entsorgung 
knüpfen sich weitere Fragestellungen an, zum Beispiel 
wo und wie eine Lagerung stattfinden sowie finanziert 
werden kann und wie man die Interessen künftiger Ge­
nerationen berücksichtigt, um die Endlagerung fortzu­
führen (ECKHARDT und RIPPE 2016). Aus Rücksicht 
auf das Wohlergehen folgender Generationen ist es 
gemäß des Vorsorgeprinzips geboten, die Risiken früh­
zeitig und möglichst gering zu halten (Risikovorsorge). 
Außerdem ist der Schaden, darunter Beeinträchtigun­
gen von Umwelt und Gesundheit, von den derzeit und 
in Zukunft  lebenden Menschen soweit möglich abzu­
wenden (SRU 2019, Abschn. 2.2.2.1.2). Aus diesen 
Gründen hält der SRU einen Betrieb von Atomkraftwer­
ken über den vereinbarten Ausstiegspfad hinaus für nicht 
verantwortbar. 

51. Die Forderung nach einer Verlängerung von Lauf­
zeiten bestehender Atomkraftwerke ist unter Sicher­
heitsaspekten ebenfalls kritisch zu bewerten. Längere 
Laufzeiten und der damit verbundene Verschleiß von 
Komponenten erhöhen das Sicherheitsrisiko, was auf­
grund mangelnder Erfahrung mit solch langen Betriebs­
zeiten schwer abschätzbar ist (MATTHES und KALLEN­
BACH­HERBERT 2006, S. 61). Die Nachrüstung und 
Ertüchtigung der Sicherheitskomponenten bestehender 
Atomkraftwerke auf das höchste Sicherheitsniveau neuer 
Reaktoren sind teuer und rechnen sich wirtschaftlich 
nicht (Greenpeace 2014, S. 5). Hinzu kommt, dass es 
aktuell weltweit keine technisch ausgereifte Anlage für 
die dauerhafte Einlagerung von hoch radioaktiven Ab­

fällen gibt (BESNARD et al. 2019, S. 75; BRUNNEN­
GRÄBER 2019, S. 18). Die Bundesgesellschaft für End­
lagerung hat den Auftrag, bis 2031 einen Standort zu 
finden, der die bestmögliche Sicherheit für eine Lage­
rung über Millionen von Jahren bietet (BGE 2019). Bis 
dieser genehmigt und entsprechend erschlossen ist, wer­
den weitere Jahre bzw. Jahrzehnte vergehen. So gestal­
tet sich die Endlagersuche in Deutschland weiterhin 
langwierig und schwierig. Auch steht die deutsche Be­
völkerung der Atomenergie skeptisch gegenüber. Mit 
dem Unfall in Fukushima stieg in Deutschland sowohl 
der Anteil der Menschen mit Sicherheitsbedenken als 
auch mit einer ablehnenden Haltung gegenüber der 
Atomenergie an (Frankfurter Allgemeine Zeitung 
20.04.2011). Eine Verlängerung oder erneute Nutzung 
von Atomkraftwerken und die damit verbundene Suche 
weiterer Endlagermöglichkeiten bergen somit ein enor­
mes Konfliktpotenzial.

Unwirtschaftlichkeit
52. Der Bau von Atomkraftwerken ist auch aus ökono­
mischer Perspektive nicht sinnvoll. Global gesehen sind 
Investitionen in erneuerbare Energien wirtschaftlicher 
als Investitionen in Atomkraftwerke (SCHNEIDER et al. 
2019, S. 213; LAZARD 2018, S. 2; MENDELEVITCH et al. 
2018; KEMFERT et al. 2017; 2015). Dies liegt unter an­
derem an deutlich gestiegenen spezifischen Investi­
tionsausgaben für neue Atomkraftwerke, zunehmenden 
Betriebskosten, ungelösten Fragen des Rückbaus und der 
Endlagerung sowie der nach wie vor fehlenden Ver­
sicherbarkeit von Atomunfällen (KEMFERT et al. 2015; 
SCHNEIDER et al. 2019, S. 214). Aus höheren Sicher­
heitsanforderungen folgen Kostensteigerungen für den 
Bau sowie höhere Aufwendungen für den Rückbau und 
die Lagerung radioaktiver Abfälle, die schwer abzu­
schätzen sind (KEMFERT et al. 2015, S. 1065). Auch so­
genannte Atomkraftwerke der vierten Generation und 
kleinere Kraftwerke (small modular reactors) sind tech­
nisch schwer zu kontrollieren und lassen keinen wirt­
schaftlichen Einsatz erwarten (WEALER et al. 2019, 
S.  516). Laufzeitverlängerungen bedeuten aufgrund 
der  gestiegenen Sicherheitsanforderungen zusätzliche 
 Kosten für die Nachrüstung und sind häufig nicht wirt­
schaftlich (SCHNEIDER et al. 2019, S. 238). Nachrüs­
tungen an europäischen Atomkraftwerken, die nach 
Kraftwerksunfällen empfohlen wurden, wurden bisher 
auch aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit unzurei­
chend umgesetzt (Greenpeace 2014, S. 5 und 12).

53. In Deutschland wurde mit dem Atomenergieaus­
stieg 2011 ein politischer Konsens erzielt, der festlegt, 
die Nutzung der Atomenergie bis zum Jahr 2022 zu be­



62

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

enden. Dennoch spielt die Atomenergie global weiterhin 
eine Rolle. Das zeigt sich daran, dass ihr Anteil an der 
weltweiten Stromversorgung in den letzten Jahren nicht 
mehr rückläufig ist und auf einem Niveau von etwas über 
10 % stagniert, wobei insbesondere in China neue Kraft­
werke gebaut wurden (SCHNEIDER et al. 2019, S. 32). 
Dass es trotz fehlender Wirtschaftlichkeit zu einem Bau 
von Atomkraftwerken kommt, liegt an politischen An­
reizen in Form von Subventionen (WEALER et al. 2019, 
S. 518). In Szenarien der Internationalen Energieagen­
tur (International Energy Agency – IEA), des IPCC sowie 
der EU wird weiterhin angenommen, dass die Atomener­
gie zur Erreichung des Klimaziels trotz mangelnder Wirt­
schaftlichkeit eingesetzt wird (IEA 2018, S. 22; IPCC 
2018a; Europäische Kommission 2018b, S. 10). Da zwei 
Drittel der Atomkraftwerke weltweit über dreißig Jahre 
alt (IAEA ­ PRIS 2019) und daher in absehbarer Zeit zu 
ersetzen sind, ist es von besonderer Relevanz, die Atom­
energie bei den anstehenden Investitionsentscheidun­
gen durch den wirtschaftlich und sicherheitspolitisch 
sinnvollen Ausbau erneuerbarer Energien zu ersetzen. 

2.3.3 Die Rolle von negativen 
Emissionen – 
stark  begrenzter Einsatz 
von CCS in  Deutschland 

54. Neben der Notwendigkeit, CO2­Emissionen zu 
 reduzieren, führt der steigende Handlungsdruck beim 
Klimawandel auch zu einer Diskussion darüber, ob und 
inwiefern Praktiken zur CO2­Abscheidung bzw. Ent­
nahme von CO2 aus der Atmosphäre angewendet wer­
den müssen. 

2.3.3.1 Negative Emissionen

55. Heute wird mehr als die Hälfte des freigesetzten 
CO2 durch natürliche Prozesse kompensiert, das heißt 
über terrestrische und ozeanische Senken (LE QUÉRÉ 
et al. 2018, S. 2160). Neben den natürlichen Prozessen 
werden unter der Bezeichnung der negativen Emissio­
nen zusätzliche und vom Menschen veranlasste Prak­
tiken verstanden, mit denen CO2 aus der Atmosphäre 
entnommen bzw. die Freisetzung von CO2 in die Atmo­
s phäre verhindert wird (IPCC 2019; 2018a; MINX et al. 
2018, S. 3; MORROW et al. 2018). Der IPCC­Sonderbe­
richt über Klimawandel und Landsysteme gibt eine Reihe 
möglicher landbasierter Praktiken zur Erzeugung nega­
tiver Emissionen an (IPCC 2019, S. 28 f.). Darunter be­
finden sich einige, die neben dem Effekt der CO2­Bin­

dung auch positive Wirkung auf andere Indikatoren, wie 
Anpassung an den Klimawandel, Desertifikation und 
Landdegradation oder Nahrungsmittelsicherheit, entfal­
ten. Dies gilt unter bestimmten Umständen beispiels­
weise für die Auf­ und Wiederaufforstung, die Herstel­
lung von Biokohle und deren Eintrag in Böden oder die 
Anreicherung von Kohlenstoff in Böden. Daneben wer­
den weitere negative Emissionspraktiken diskutiert, wie 
beispielsweise die Ozeandüngung, chemische Verwitte­
rung und künstliche Alkalisierung von Ozeanen sowie 
verschiedene Arten zur Abscheidung und Speicherung 
von Kohlenstoffdioxid (carbon capture and storage – 
CCS). Zu CCS zählen die Kombination mit fossilen Kraft­
werks­ und Industrieprozessen bzw. mit Bioenergie 
(bioenergy with carbon capture and storage – BECCS), 
aber auch die direkte Abscheidung aus der Luft (direct 
air carbon capture and storage – DACCS) (s. Abb. 2­8; 
MINX et al. 2018). 

Angesichts nicht ausreichender Erfolge bei der Emissi­
onsminderung laufen diese Verfahren auf den Versuch 
hinaus, den Klimawandel durch andere großskalige Be­
einflussungen wichtiger Komponenten des Erdsystems 
zu begrenzen. Diese Ansätze, die unter dem Überbegriff 
Geo­Engineering diskutiert werden, erscheinen so at­
traktiv, da sie eine technische Lösung in Aussicht stel­
len, für die die Gesellschaft ihr Verhalten gar nicht oder 
nur geringfügig ändern muss (UBA 2011, S. 41). Die wis­
senschaftliche Erforschung und technologische Entwick­
lung von Verfahren zur Gewinnung negativer Emis sionen 
ist durchaus sinnvoll. Sie sind jedoch aus ökologischen, 
technologischen, politischen und ethischen Gründen 
eine kritisch zu bewertende, aus heutiger Sicht oft spe­
kulative Möglichkeit in der Diskussion um Emissions­
budgets (UBA 2011). Vor einem groß angelegten Einsatz 
wären noch viele Detailfragen zu klären (SPP 1689 2019, 
S. 65).

56. Im Klimaabkommen von Paris ist festgelegt, dass 
die Emissionsbilanz längerfristig ausgeglichen sein soll, 
das heißt, dass verbleibende Quellen von CO2 durch 
zusätzliche Senken in entsprechender Höhe kompen­
siert werden. Negative Emissionen sollten jedoch nicht 
dazu herangezogen werden, das Budget rechnerisch zu 
vergrößern (s. Tz. 16). Grund dafür ist, dass die groß­
skalige Verfügbarkeit, die Umweltverträglichkeit des 
Ein satzes und die langfristige Verlässlichkeit negativer 
Emissionspraktiken unsicher sind. Allerdings kann die 
Ausweitung negativer Emissionen die Wahrscheinlich­
keit erhöhen, das Budget einzuhalten, da die Budget­
größe  an eine Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung 
 geknüpft ist. 
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Die Rolle negativer Emissionen in 
 wissenschaftlichen Modellierungen 
57. Ein Großteil der vom IPCC SR1.5 ausgewerteten 
kostenoptimalen Klimaszenarien enthalten einen nicht 
zu vernachlässigenden Beitrag negativer Emissionen, um 
Klimaziele zu erreichen, bei der die globale Erwärmung 
deutlich unter 2 °C liegt (FUSS et al. 2018; IPCC 2018a; 
ROCKSTRÖM et al. 2017; ROGELJ et al. 2018). Diese 
Szenarien sehen weniger rasche Emissionsreduktionen 
vor, als dies ohne die Berücksichtigung negativer Emis­
sionen der Fall wäre. Es ist sehr wahrscheinlich, dass 
schwierig oder nicht zu senkende Restemissionen, wie 
beispielsweise aus Industrieprozessen oder durch Land­
nutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
(land use, land use change and forestry – LULUCF), ver­
bleiben und langfristig kompensiert werden müssen 
(DAVIS et al. 2018; LUDERER et al. 2018; UBA 2014; 
2019f, S. 50 f.). Eine aktuelle Studie des UBA zeigt für 
Deutschland, dass durch natürliche Senken, das heißt 
nachhaltige land­ und fortwirtschaftliche Flächenbewirt­
schaftung, diese unvermeidbaren Emissionen kompen­

siert werden können und dass die Treibhausgasneutra­
lität bis 2050 erreicht wird, ohne dass CCS zum Einsatz 
kommen muss (UBA 2019g, S. 32). In anderen energie­
technologischen Modellierungen ist hingegen nur ein 
 begrenztes Potenzial der Anwendungen hinterlegt, die 
nicht auf CCS beruhen, sodass als Ergebnis sehr große 
CCS­Anteile herauskommen, damit die Klimaziele im 
verbleibenden Zeitrahmen eingehalten werden können. 
So wurde im Fünften Sachstandsbericht des IPCC  global 
eine starke Ausweitung von Bioenergie in Kombination 
mit CCS vorgesehen (IPCC 2014). Dabei bleibt oft un­
berücksichtigt, dass eine Ausweitung in dieser Größen­
ordnung weitreichende Veränderungen in Form von 
Landnutzung und Flächenverbrauch bedeuten, deren 
 Realisierung innerhalb der planetaren Belastungsgren­
zen unrealistisch ist.

CCU als Option zur Nutzung von CO2
58. Abzugrenzen von negativen Emissionen sind Ver­
fahren, die eine nachgelagerte Nutzung des CO2 vorse­
hen (carbon capture and utilization – CCU) (Deutscher 

 ɦ Abbildung 2-8 
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Bundestag 2018, S. 15 f.). Hierbei wird CO2 abgeschie­
den und anschließend weiter genutzt. Einsatzfelder sind 
die chemische Industrie, aber auch die Herstellung von 
synthetischen Kohlenwasserstoffen, wie beispielsweise 
Flüssigkraftstoffe oder Methan. Wird das CO2 anschlie­
ßend in die Atmosphäre entlassen, hängt es für einen po­
sitiven Klimaschutzbeitrag über die gesamte Prozess­
kette ganz entscheidend davon ab, welche Form der 
Energienutzung substituiert wird, wie hoch der Aufwand 
bei der Abscheidung des CO2 ist und ob dafür erneuer­
bare Energien genutzt wurden. Eine erneute Abschei­
dung und Nutzung (denkbar als Kohlenstoffkreislauf, 
der aber ggf. nicht geschlossen gehalten werden kann, 
s. UBA 2014, S. 72) oder die anschließende Speicherung 
(carbon capture utilization and storage – CCUS) sind 
hingegen mit hohem energetischem Aufwand verbunden 
und nur sinnvoll, wenn ausreichend Strom aus erneuer­
baren Energien verfügbar ist. Zudem ist der Entwick­
lungsstand von Anlagen zur CO2­Abscheidung aus der 
Luft noch niedrig. Bisher sind nur wenige und eher  kleine 
Anlagen gebaut worden und es sind nur wenige Unter­
nehmen in diesem Bereich aktiv (z. B. RUB 2019). Ent­
sprechend besteht noch hoher Forschungsbedarf. 
 Synthetische Kohlenwasserstoffe dürften zukünftig ins­
besondere im Schiffs­ und Flugverkehr nötig werden, um 
die Emissionen zu senken, womit auch der Einsatz von 
CCU­Prozessen eine Option wäre. Generell sollte der 
Einsatz synthetischer Kraftstoffe jedoch auf die Pro zesse 
beschränkt bleiben, bei denen Alternativen wie die 
 direkte Nutzung von Strom nicht umsetzbar sind (s. dazu 
auch SRU 2017b, S. 15).

2.3.3.2 Einsatz von CCS in Deutschland

59. Als potenzielle Kohlenstoffsenke spielt CCS in den 
klimapolitischen Debatten immer wieder eine Rolle. Die 
Gründe, die in Deutschland gegen den Einsatz von CCS 
sprechen, sind insbesondere die Sicherheitsrisiken, das 
begrenzte Speicherpotenzial sowie die mangelnde gesell­
schaftliche Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit, wie im Fol­
genden ausgeführt wird (s. a. SRU 2009).

Sicherheit und Speichervorkommen für CCS
60. Bei CCS findet keine Vermeidung von Emissionen 
statt, sondern lediglich eine möglichst sichere Verwah­
rung des CO2 durch unterirdische Speicherung. Durch 
Forschungsaktivitäten der letzten Jahre liegen technisch­
wissenschaftliche Erkenntnisse zur Abscheidung, Spei­
cherung und zum Transport von CO2 vor (Deutscher 
Bundestag 2018, S. 51). Weltweit sind erst 18 CCS­ 
Projekte in Betrieb, worunter 14 Projekte CCS in Kom­
bination mit der tertiären Ölgewinnung (Enhanced Oil 

Recovery – EOR) anwenden, bei der CO2 unter hohem 
Druck in das Bohrloch gepresst wird, um das Öl hinaus­
zudrücken (Global CCS Institute 2018, S. 18). Bei einem 
EOR­Prozess verbleibt ein großer Teil des CO2 unter­
irdisch, jedoch müssen zur Anerkennung von EOR­CCS­
Projekten strengere regulatorische Anforderungen er­
füllt werden (ZALUSKI et al. 2016). Da bei EOR die 
Ölgewinnung das eigentliche Ziel ist, sind die Erfahrun­
gen hinsichtlich Monitoring und Speichersicherheit bei 
EOR­CCS­Projekten auf reine CCS­Anwendungen nicht 
immer direkt übertragbar. 

Es wird insbesondere in Australien, Kanada, den USA, 
Japan, China sowie in einigen arabischen Staaten die For­
schung und Entwicklung von CCS intensiv vorangetrie­
ben. Die einzigen beiden derzeit laufenden europäischen 
Projekte befinden sich in Norwegen, wobei die Regierung 
in Großbritannien ein erstes Projekt für die CO2­Speiche­
rung und ­Nutzung ab etwa 2025 vorsieht (Deutscher Bun­
destag 2018, S. 20 und 49; Department for Business, Ener­
gy & Industrial Strategy of the United Kingdom 2018). Bei 
bisher umgesetzten Projekten konnten zwar hinsichtlich 
der technischen Machbarkeit und Sicherheitsrisiken der 
Speicherung keine wesentlichen Mängel festgestellt wer­
den, doch sind die Ergebnisse nicht generell auf potenziel­
le Standorte übertragbar (NETL 2019; MARKEWITZ et al. 
2017, S. 27). Wie hoch die Umweltrisiken bei einer Spei­
cherung von CO2 im Meeresboden sind, ist schwer ab­
schätzbar (UBA 2008, S. 322). In einem Experiment konn­
ten relativ geringe Risiken durch Leckagen gezeigt werden 
(VIELSTÄDTE et al. 2019). Jedoch liegen keine Erfahrun­
gen mit einer auf Jahrhunderte bzw. Jahrtausende ausge­
legten CO2­Speicherung vor (ROST 2015, S. 13). Zwar er­
scheinen „Stand von Forschung und Technik ausreichend, 
um weitere Erfahrungen mit Demonstrationsprojekten in 
Deutschland zu sammeln“ (Deutscher Bundestag 2018, 
S. 15), doch ist ein Einsatz über die Demonstrationsphase 
hinaus in naher Zukunft nicht realistisch.

Viele der großskaligen CO2­Speicherprojekte befinden 
sich außerdem in dünn besiedelten Regionen mit einer 
relativ lockeren Überwachung möglicher Leckagen, die 
den Sicherheitsanforderungen dicht besiedelter Regio­
nen in Mitteleuropa nicht entspricht. Auch ist die Auf­
lösungsgenauigkeit der Überwachungstechnologien be­
grenzt, sodass die Messwerte mit Unsicherheit behaftet 
sind (ebd. 2018, S. 12). Geologische Formationen, die 
für eine dauerhafte Speicherung von CO2 geeignet er­
scheinen, sind weltweit unterschiedlich verteilt (ROST 
2015, S. 57). Das Speicherpotenzial in Deutschland ist 
stark begrenzt (SRU 2009, S. 9). Auch wäre der geogra­
fische Abgleich zwischen CO2­Quellen und Lagerstätten 
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sowie der Aufbau geeigneter Transportinfrastrukturen 
zu prüfen (ESKEN et al. 2010, S. 17). Daneben bestehen 
teils Konkurrenzen mit anderen möglichen Nutzungen, 
zum Beispiel für die Speicherung von Druckluft als 
Stromspeicher oder für Wasserstoff (SRU 2009, S. 34). 

Gesellschaftliche Akzeptanz von CCS
61. CCS­Projekte wurden auf europäischer Ebene 
langsamer und in geringerem Umfang umgesetzt als zu 
Beginn des Jahrhunderts erwartet wurde. Die Realisie­
rung scheiterte in den meisten Fällen an den hohen 
Kosten sowie der fehlenden gesellschaftlichen Akzep­
tanz (Deutscher Bundestag 2018, S. 49). Dies liegt auch 
daran, dass sich Speicherstätten zum Teil unter be­
wohnten Gebieten befinden und die Bewohnerinnen 
und Bewohner aufgrund von Sicherheitsbedenken 
gegen CCS­Projekte protestiert haben. 

In Deutschland kam es nur bei einem von vier geplanten 
CCS­Projekten zu einer Einspeicherung von CO2. Haupt­
gründe gegen die Umsetzung waren auch hier die hohen 
Kosten und die mangelnde Akzeptanz. Dass ein Projekt 
in Ketzin zeitweise in Betrieb ging, kann sowohl der ver­
gleichsweise kleinen Speicherauslegung als auch einer 
partizipativen Einbindung der Bevölkerung zugeschrie­
ben werden (DÜTSCHKE et al. 2015, S. 242). Zudem 
war das Projekt als reines Forschungsprojekt ausgewie­
sen und von Anfang an befristet angelegt.

Unwirtschaftlichkeit von CCS
62. Die Bundesregierung geht in einem Evaluationsbe­
richt davon aus, dass für CCS­Anlagen „der gesamte Tech­
nologiepfad bestehend aus Abscheidung, Transport und 
Speicherung für die ersten europäischen Projekte, ver­
mutlich aber auch auf absehbare Zeit keine Rentabilität 
erwarten“ lässt (Deutscher Bundestag 2018, S. 50 f.). 
Die IEA stellt fest, dass aufgrund der wenigen bestehen­
den und geplanten CCS­Projekte in Europa eine Kosten­
senkung wohl nur bei Ausweitung staatlicher Unterstüt­
zung erfolgen wird (IEA 2018, S. 350). Neben diesen 
Gesichtspunkten, die auf die Wirtschaftlichkeit aller 
CCS­Anwendungen zutreffen, werden im Folgenden wei­
tere Aspekte differenziert nach Verfahren diskutiert. 

Wirtschaftliche Aspekte von CCS in der 
Stromerzeugung
63. Modellrechnungen belegen, dass Investitionen in 
CCS gekoppelt mit fossilen Kraftwerken aktuell sehr kos­
tenintensiv und in den meisten Fällen unwirtschaftlich 
sind. Der Bau und Betrieb von CCS­Anlagen verteuert 
die bestehende Kraftwerkstechnologie, wobei die Zusatz­
kosten durch den bisherigen Preisrahmen von Emis­

sionszertifikaten nicht abgedeckt werden können 
 (SUSSAMS 2018). Die Treibhausgasemissionen von 
CCS­Kraftwerken lassen sich reduzieren, aber nicht voll­
ständig vermeiden (ESKEN et al. 2010, S. 17). Gleich­
zeitig sinkt aufgrund des Energiebedarfs für die Abschei­
dung der Wirkungsgrad des Kraftwerks je nach 
Abscheideverfahren (BONGARTZ et al. 2015, S. 81), wo­
durch der Brennstoffbedarf erhöht wird. Dies steht in 
starkem Widerspruch zu dem Ziel, die Energieeffizienz 
zu steigern und den Energieverbrauch zu senken. 

64. Insbesondere im Energiesektor sind zunehmend 
günstigere Alternativen vorhanden (s.  a. Tz. 45). Die 
mittleren Stromgestehungskosten von Photovoltaik­
anlagen und Onshore­Windenergieanlagen in Deutsch­
land liegen schon heute auf bzw. unter dem Niveau neu 
errichteter konventioneller Kraftwerke, die mit Braun­
kohle, Steinkohle oder Erdgas betrieben werden (KOST 
et al. 2018, S. 2). Vor allem langfristig sind die Investiti­
onen in erneuerbare Energieträger und deren Betrieb 
günstiger als fossile Alternativen, die in Kombination mit 
CCS betrieben werden müssten (ebd., S. 3 f.; HAINSCH 
et al. 2018, S. 25). Auch ist ein Energiesystem mit einer 
Vollversorgung aus erneuerbaren Energien in Deutsch­
land technisch machbar, wie bereits in Abschnitt 2.3.1 
gezeigt wurde. Insgesamt ist der SRU daher der Auffas­
sung, dass sowohl aus wirtschaftlichen Gründen als auch 
im Hinblick auf Risiken und ökologische Nebenfolgen 
eine Nutzung von CCS in der Stromerzeugung in 
Deutschland weiterhin nicht verfolgt werden sollte. 

Wirtschaftliche Aspekte von CCS in 
 Industrieprozessen
65. Die meisten bestehenden CCS­Projekte dienen der 
Abscheidung von CO2 bei Industrieprozessen, zum Bei­
spiel bei der Erdgasaufbereitung, der Düngemittelher­
stellung oder der Wasserstoffproduktion aus Methan 
(Deutscher Bundestag 2018, S. 9). In Deutschland sind 
etwa 38 % der Industrieemissionen nicht energiebedingt 
und entfallen auf Produktionsprozesse in der Grund­
stoffindustrie, wie zum Beispiel die Kalk­, Zement­ und 
Stahlherstellung und die Grundstoffchemie (BMU 2019a, 
S. 57). Der Großteil dieser Prozesse sollte durch tech­
nologische Weiterentwicklungen emissionsfrei gestaltet 
bzw. die produzierten Güter durch Alternativen ersetzt 
werden. Für die möglichst geringen, verbleibenden Rest­
emissionen könnte der Einsatz von CCS die einzig ver­
bleibende Lösung sein, um Emissionen nicht freizuset­
zen. Allerdings ist CCS für Industrieanlagen aktuell nicht 
wirtschaftlich und kann, falls Standort und Speicherort 
weit entfernt sind, den Aufbau einer gegebenenfalls kos­
tenintensiven neuen Infrastruktur erforderlich machen 
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(Deutscher Bundestag 2018, S. 43). Entsprechend soll­
te CCS in der Industrie nur als letzte Option in Erwä­
gung gezogen werden und nicht die Forschung und Ent­
wicklung emissionsfreier bzw. ­armer Produkte oder 
Verfahren im Industriesektor hemmen.

Wirtschaftliche Aspekte von BECCS
66. Die Kombination der Bioenergienutzung mit CCS 
bietet konzeptionell den Vorteil, dass ein pflanzlicher, 
nachwachsender Rohstoff zur Energieerzeugung 
 genutzt wird, dessen Emissionen durch CCS abge­
schieden und gespeichert werden, sodass insgesamt die 
Emissionsbilanz negativ werden kann. Häufig wird 
dabei angenommen, dass Bioenergie grundsätzlich 
CO2­neutral sei, weil durch die energetische Nutzung 
nur die Menge an CO2 freigesetzt wird, die wäh­
rend  des  Pflanzenwachstums aufgenommen wurde. 
Dies hängt jedoch von der Art der Biomasse ab (s. Ab­
schn. 2.3.4). Während zum Beispiel bei Holz aus Rest­ 
und Abfallstoffen im Wesentlichen nur Emissionen aus 
Transport und gegebenenfalls einer Aufbereitung zu 
bilanzieren sind, muss bei der Bereitstellung, Aufberei­
tung, Umwandlung und Nutzung von angebauten Ener­
giepflanzen in erheblichem Umfang Hilfs­ und Betriebs­
energie eingesetzt werden. Dies führt zu Emis sionen. 
Beim Anbau von Bioenergiepflanzen sind auch die 
Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft zu be­
rücksichtigen, insbesondere die klimarelevanten 
Gase  neben CO2 (ARNOLD 2015, S. 493; vgl. auch 
 Abschn. 2.3.4).

Problematisch ist darüber hinaus, dass der Anbau von 
Bioenergiepflanzen flächenintensiv ist. Um in großem 
Umfang negative Emissionen durch BECCS zu errei­
chen, würden nach Ergebnissen klimaökonomischer 
Modelle riesige Landflächen zum Anbau der Biomasse 
sowie enorme Kapazitäten für Transport und Speiche­
rung benötigt (GEDEN und SCHÄFER 2016, S. 2). Das 
Potenzial an nachhaltiger Biomasse ist beschränkt und 
der zur Bioenergiegewinnung geeignete Anteil wird 
durch Nutzungskonkurrenzen weiter geschmälert 
(UBA 2019f, S. 28; 2013a, S. 52 ff.; 2013b, S. 7; AR­
NOLD 2015, S. 501). Die Kosten der Bioenergiegewin­
nung steigen außerdem durch CCS deutlich an, wobei 
die Brennstoffeigenschaften und damit die Kosten je 
nach Biomasseart sehr variieren (FINKENRATH et al. 
2015, S. 595; ARNOLD 2015, S. 500). 

Während für bestimmte Regionen, Anwendungen und 
kleinskalige BECCS­Systeme die Nachhaltigkeit und der 
Klimanutzen möglicherweise gegeben sind, ist dies für 
die großskalige Nutzung auf globaler Ebene unwahr­

scheinlich. Eine sozial­ und umweltverträgliche Nutzung 
von BECCS ist allein aufgrund des begrenzten Poten zials 
für Deutschland in großem Umfang nicht vorstellbar und 
sollte nicht angestrebt werden.

Wirtschaftliche Aspekte von DACCS
67. Im Vergleich zu Verfahren, die an fossile oder bio­
gene CO2­Quellen gekoppelt sind, besteht bei der Luft­
abscheidung aufgrund des niedrigeren CO2­Gehalts in 
der Luft ein enormer technischer und energetischer Auf­
wand, der sich in entsprechend hohen Kosten nieder­
schlägt. Aktuell befindet sich das Verfahren noch im Ent­
wicklungsstadium. Kosten­ und Effizienzgründe sprechen 
damit eindeutig dagegen, DACCS zu nutzen, solange 
Kohle, Gas und Bioenergie in nennenswertem Umfang 
ohne CCS eingesetzt werden (WIETSCHEL et al. 2018, 
S. 65 f.). Ob und wann DACCS technische und ökono­
mische Marktreife erlangt, ist derzeit offen.

Zwischenfazit zu CCS-Anwendungen und 
negative Emissionen
68. CCS in Deutschland ist aufgrund hoher Kosten, un­
günstiger geologischer Speichervoraussetzungen und des 
Risikos von ungewollter CO2­Freisetzung über lange Zeit­
räume in absehbarer Zeit nicht zu empfehlen. Eine Ver­
meidung von Emissionen, die sowohl durch eine Ver­
brauchssenkung als auch durch die Substitution fossiler 
durch emissionsfreie Prozesse möglich ist, hat oberste 
Priorität und ist der Abscheidung und Speicherung von 
CO2 grundsätzlich vorzuziehen. Insbesondere bei der 
Stromerzeugung sollte auf den Einsatz von CCS verzich­
tet werden (vgl. auch SRU 2011, S. 50). Langfristig könn­
te CCS mangels Alternativen für die Kompensation von 
Restemissionen notwendig werden. Die Speicherpoten­
ziale sind für diese Prozesse vorzuhalten. Ein ausgedehn­
ter Einsatz von BECCS ist unter Wahrung von Nachhal­
tigkeits­ und Umweltschutzkriterien allein aufgrund des 
beschränkten Potenzials nicht zu empfehlen. Werden 
BECCS­Anwendungen in Erwägung gezogen, müssen ihre 
Umwelt­ und Klimaauswirkungen zum Beispiel hinsicht­
lich der Stoffkreisläufe und Transportketten bilanziert 
und geprüft werden.

69. Negative Emissionen sind bereits Teil der Diskus­
sion über Möglichkeiten zur Begrenzung des Klimawan­
dels, die bei global weiter unzureichenden Klimaschutz­
maßnahmen voraussichtlich noch intensiver geführt 
wird. Hierfür ist es erforderlich, die ökologischen, tech­
nologischen, politischen und ethischen Aspekte dieser 
Ansätze bei der weiteren Erforschung und Erprobung 
kritisch zu beleuchten. Die Ausweitung negativer Emis­
sionen sollte von den Ergebnissen dieser Forschung 



67

Eckpunkte zur Einhaltung eines nationalen CO2- Budgets

 abhängig gemacht werden und nicht bereits heute als 
 Ersatz für Minderungs­ und Anpassungsmaßnahmen an­
genommen werden.

2.3.4 Regulierungsbedarf bei der 
energetischen Nutzung von 
Stammholz

70. Eine Ausweitung der energetischen Nutzung von 
Holz als Ersatz für fossile Energieträger steht im Kon­
text der Energiewende immer wieder in der Diskussion 
(z. B. KLEPPER und THRÄN 2019; Committee on Cli­
mate Change 2018). Im privaten Bereich betrifft sie vor 
allem den Einsatz von Pelletheizungen für Gebäude, auf 
kommunaler Ebene kleinere Biomasseanlagen zur Kraft­
Wärme­Kopplung und im Bereich der Großanlagen die 
potenzielle Verstromung von Holzbiomasse in vormali­
gen Kohlekraftwerken. Insgesamt spielt jedoch derzeit 
noch keine dieser Varianten eine herausragende Rolle für 
die Energieversorgung, ihr Einsatz ist bislang weitgehend 
auf einzelne Anwendungen beschränkt.

71. Die Attraktivität einer energetischen Nutzung von 
Holzbiomasse könnte jedoch im Zuge einer beschleu­
nigten Energiewende, die im Einklang mit ambitionier­
ten Klimazielen steht, stark anwachsen und der Bestand 
entsprechender Anlagen könnte zunehmen. Allein die 
Pläne europäischer Energiekonzerne, von Kohle auf Bio­
masse umzusteigen, benötigen in etwa so viele Holz­
pellets, wie derzeit global produziert werden (Sandbag 
2019). Jährlich würde dies eine Waldfläche erfordern, 
die halb so groß wie der Schwarzwald ist (ebd.), auch 
wenn in der Konzeptionierung zunächst eine Nutzung 
von Holz aus Ausdünnungen und Plantagen bevorzugt 
würde. Weil das verfügbare Volumen an Holzbiomasse 
aus Rest­ und Abfallstoffen begrenzt ist, steigt die Wahr­
scheinlichkeit, dass die energetische Nutzung von Holz 
in Zukunft höhere Anteile von eigens geerntetem 
Stammholz umfassen wird (AGOSTINI et al. 2014; 
 SEARCHINGER et al. 2018). Da hierfür die Potenziale 
in Deutschland und Europa aufgrund wirksamer Regu­
lierungen begrenzt sind, könnte dies perspektivisch für 
die globalen Wälder eine erhebliche Bedrohung sein, 
weil deren ökonomische Verwertung auf internatio­
nalen Märkten attraktiv würde. Bisher ist dieser Markt 
weitestgehend nicht durch wirksame Vorgaben regu­
liert (SCHLESINGER 2018). 

72. Eine Beschleunigung dieser Entwicklung ist auch 
zu erwarten, wenn durch die Verteuerung von Zertifi­
katen für Treibhausgasemission aus fossilen Quellen der 

Druck auf Energieerzeuger wächst, aus wirtschaftlichen 
und rechtlichen Gründen auf alternative Energieträger 
zu wechseln. Betreiber fossiler Kraftwerke könnten sich 
durch die Verfeuerung von Holzbiomasse den Übergang 
auf einen erneuerbaren Brennstoff versprechen, wodurch 
der Weiterbetrieb eines Kraftwerks möglich bleibt. Eine 
solche Ausweitung der energetischen Nutzung von Holz­
biomasse, auch solcher aus Stammholz, ist umso wahr­
scheinlicher, als bestehende Regularien diese in vielen 
Fällen derzeit als nahezu treibhausgasneutral werten und 
damit für die Erfüllung von Klimazielen anrechnungs­
fähig machen (STERMAN et al. 2018). Dies trifft bei­
spielsweise auf die Ende 2018 novellierte Erneuerbare­
Energien­Richtlinie 2018/2001 zu. Diese geht davon aus, 
dass beispielsweise die energetische Nutzung von Hack­
schnitzeln aus Stammholz zur Wärmegewinnung bzw. 
zur Verstromung in vielen Fällen als nahezu klimaneu­
tral angenommen werden kann. 

73. Eine künftig deutlich stärkere Inanspruchnahme 
der globalen Wälder für die energetische Nutzung steht 
im Widerspruch zur Einhaltung planetarer Belastungs­
grenzen sowie zu Bemühungen um weltweiten Wald­
schutz und zur Wiederaufforstung. Um erhebliche Fehl­
entwicklungen mit gravierenden Risiken für die Umwelt 
zu vermeiden, ist eine frühzeitige, gezielte und wirksa­
me politische Steuerung der Verwendung von Holzbio­
masse, insbesondere solcher aus Stammholz, notwen­
dig. Dies muss geschehen, bevor sich die umfassende 
energetische Nutzung von Biomasse und ein entspre­
chender Markt aufgrund unzureichender Regulierung 
etabliert hat (REID et al. 2020). 

Zwei Teilaspekte der viel umfassenderen und im Detail 
differenziert und fallbezogen zu beurteilenden Proble­
matik werden im Folgenden hervorgehoben: Zum einen 
wird betrachtet, aus welchen Quellen die zusätzlich be­
nötigten Volumina an Holzbiomasse stammen könnten 
und inwiefern diese unter umweltbezogenen und sozia­
len Aspekten nachhaltig zur Verfügung stehen. Zum an­
deren wird hinterfragt, ob die energetische Nutzung von 
Holzbiomasse aus Stammholz überhaupt die postulier­
te klimaschonende Wirkung hat (BRACK 2017). 

Begrenzte Verfügbarkeit ökologisch 
 nachhal tiger Biomasse aus Stammholz
74. Aus einzelnen Beispielen bereits erfolgender ener­
getischer Nutzung von Holzbiomasse aus Stammholz 
kann nicht auf deren nachhaltige Skalierbarkeit auf 
 größere Volumina geschlossen werden. Es besteht die 
Gefahr, dass eine stark steigende Nachfrage durch den 
internationalen Biomassemarkt bedient wird, da beste­
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hende Nachhaltigkeitskriterien die verfügbaren Volu mina 
aus deutscher und europäischer Produktion begrenzen. 
Bereits in der heutigen noch überschaubaren Nutzung 
spielt der internationale Markt eine wichtige Rolle. Nord­
amerika ist global gesehen ein bedeutender Produzent 
von Holzpellets, während Europa von globaler Bedeu­
tung für den Verbrauch ist (THRÄN et al. 2019). 

Ein bekanntes Beispiel für den Import und die umfang­
reiche Verfeuerung von Holzpellets sind die Anlagen im 
britischen Drax. Dort wurden mehrere Kohlekraftwerks­
blöcke zunächst auf eine Ko­Verfeuerung, dann auf die 
ausschließliche Nutzung von Biomasse umgerüstet. Das 
Kraftwerk importierte 2017 59 % der eingesetzten Pel­
lets aus den USA und 24  % aus Kanada (Drax Group 
2018). Insbesondere in den USA wurde die Vermarktung 
von Wäldern und Plantagen dadurch begünstigt (DALE 
et al. 2017). Im Süden der USA produzierte Pellets wer­
den auch aus Stammholz gefertigt (WALKER et al. 2015, 
S. 21). Auch in anderen Ländern wie Frankreich, Bel gien, 
Dänemark oder den Niederlanden befinden sich neue 
holzbetriebene Kraftwerke im Bau oder werden beste­
hende Kohlekraftwerke für eine Ko­Verfeuerung von 
Holzbiomasse umgebaut (OSTERATH 2017; REID et al. 
2020, S. 7).

Vor diesem Hintergrund ist eine unzureichend regu lierte 
Ausweitung der energetischen Holzbiomassenutzung aus 
Stammholz kritisch zu hinterfragen, auch wenn sie von 
beteiligten Akteuren aufgrund ihres pflanzlichen 
 Ursprungs als nachhaltig bezeichnet wird. Sowohl die 
Volumina, welche unter Gesichtspunkten der Nachhal­
tigkeit realistisch zur Verfügung stehen können, als auch 
die dafür infrage kommenden nationalen, europäischen 
oder globalen Quellen sind zu evaluieren. Ebenso müs­
sen die ökologischen Auswirkungen der Nutzung und die 
dabei anzusetzenden Kriterien genau geprüft werden. 

75. Der pauschale Verweis auf regulatorisch festge­
legte  Nachhaltigkeitskriterien in der Versorgungskette 
mit Holzbiomasse ist dabei auf dem globalen Markt 
 häufig nicht zielführend. Bestehende Nachhaltigkeits­
kriterien sind oft nicht ausreichend, um ökologische und 
soziale Produktionsbedingungen effektiv zu regeln. Dies 
ist insbesondere dort der Fall, wo starke ökonomische 
Anreize zur Nutzung von Biomasse bestehen. Entspre­
chende Landflächen würden zu einer ökonomisch zu­
nehmend attraktiven Ressource. Wie das Beispiel der 
Nachfrage nach Palmöl durch die europäische Lebens­
mittelindustrie zeigt, können negative Auswirkungen, 
die sich aus der Nachfrage des internationalen Marktes 
ergeben, trotz einer Vielzahl von Bestimmungen oft nicht 

effektiv verhindert werden. Auch am Entwurf der neuen 
Erneuerbare­Energien­Richtlinie wurde von Seiten der 
Wissenschaft kritisiert, dass die dort enthaltenen Nach­
haltigkeitskriterien hinter jene der alten Richtlinie zu­
rückfallen. Dies gilt vor allem für die Berücksichtigung 
von naturschutzfachlichen Belangen bei der Nutzung von 
Holzbiomasse aus Wäldern (SEARCHINGER et al. 2018; 
HENNENBERG et al. 2018). Auch enthalten die Nach­
haltigkeitskriterien nur schwache Bestimmungen zur 
 Klimawirkung der Biomassenutzung. 

Kohlenstoffbilanz der energetischen Nutzung 
von Holzbiomasse
76. Die energetische Nutzung von Holzbiomasse zum 
Zwecke des Klimaschutzes basiert häufig auf der An­
nahme, dass diese teilweise oder weitgehend emissions­
neutral sei, weil die Verbrennung nur so viel CO2 emit­
tiert, wie die Pflanze im Wachstum bereits aufgenommen 
hat oder künftig beim Nachwachsen aufnehmen wird 
(HABERL et al. 2012). Diese intuitiv einleuchtenden 
Überlegungen halten einer genaueren wissenschaftlichen 
Analyse jedoch oft nur eingeschränkt stand (NORTON 
et al. 2019). Sie sind meist dann berechtigt, wenn es sich 
um sehr produktive Kulturen mit kurzer Umtriebszeit 
oder um die Nutzung von Rest­ und Abfallholz handelt 
(TER­MIKAELIAN et al. 2015; BOOTH 2018). Für die 
energetische Nutzung von frischem Stammholz aus 
 Wäldern oder langsam wachsenden Plantagen hingegen 
sieht die Kohlenstoffbilanz in der Regel anders aus. Hier­
für sind mehrere Faktoren verantwortlich, welche jedoch 
in Bilanzierungen oft nicht ausreichend berücksichtigt 
werden.

77. Es ist grundsätzlich festzustellen, dass Holz im 
 Vergleich zu Kohle, Gas und Öl der deutlich ineffizien­
tere Energieträger ist. Bei der Verstromung in einem Bio­
massekraftwerk entweicht typischerweise pro erzeugter 
Energieeinheit 50 % mehr CO2 als bei Kohle und unge­
fähr so viel CO2eq wie bei Erdgas (SEARCHINGER et al. 
2018, basierend auf LAGANIÈRE et al. 2017 und IPCC 
2006, Kap. 2., Tab. 2.2). Bei Verfeuerung von Biomasse 
entweicht am Schornstein daher zunächst mehr CO2 in 
die Atmosphäre als dies bei einer vergleichbaren fossil 
betriebenen Anlage der Fall wäre. Der postulierte klima­
schonende Effekt bezieht sich somit vollständig auf die 
Kohlenstoff­Gesamtbilanzierung und auf die Erwartung, 
dass die emittierte Menge an CO2 vorher oder nachher 
der Atmosphäre wieder entnommen wird. 

Die Tatsache, dass Biomasse vor ihrer Verfeuerung durch 
die Aufnahme von CO2 zugewachsen ist und die Vegeta­
tion somit als natürliche Kohlenstoffsenke wirkt, bedeu­
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tet jedoch nicht zwingend, dass dieser Kohlenstoff ein 
CO2­Guthaben für die klimaneutrale energetische Nut­
zung darstellt. Die natürliche Senkenwirkung der globa­
len Vegetation ist bereits in Modellen zur Projektion der 
Erderwärmung und damit der Formulierung der Klima­
ziele berücksichtigt, und zwar in der Sensitivität des Kli­
masystems gegenüber Emissionen (Tz. 9). Lediglich die 
über die natürliche Senkenwirkung hinaus zusätzlich an­
thropogen geschaffenen Senken (Abschn. 2.3.3.1) sind 
CO2­Guthaben zur potenziellen  Nutzung. Das reine Vor­
liegen einer Senke ist kein ausreichendes Kriterium.

Die energetische Nutzung von Holzbiomasse an einem 
bestimmten Standort bedeutet in der Regel daher zu­
nächst die Aufnahme einer „Kohlenstoff­Schuld“, wel­
che erst nachfolgend durch das Nachwachsen des Wal­
des oder der Plantage getilgt wird. Allerdings kann es 
Jahrzehnte dauern, bis CO2­Emissionen, die durch die 
Stammholznutzung entstanden sind, der Atmosphäre im 
Nachgang wieder entzogen werden. Bis zum Abbau der 
Schuld können je nach Art der Anpflanzung zwischen 
einem Jahrzehnt (bei schnellwachsenden Plantagen) bis 
zu einem Jahrhundert (bei Wald der temperierten Zone) 
vergehen. Auf der Zeitskala einiger Jahrzehnte kann die 
energetische Nutzung von Stammholz aus bestehenden 
Wäldern, das speziell für diesen Zweck geschlagen wird, 
daher im Vergleich zur Nutzung von fossilen Energie­
trägern zu einer tatsächlichen Zunahme von Treib­
hausgasen in der Atmosphäre führen. Treibhausgas­
einsparungen werden erst nach einigen Jahrzehnten 
bis Jahrhunderten erbracht (AGOSTINI et al. 2014; 
 SEARCHINGER et al. 2018). Wissenschaftlich wird von 
der Zeitspanne für eine „Kohlenstoff­Rückzahlung“ ge­
sprochen („carbon payback time“) (STERMAN et al. 
2018). Erst danach  ergibt sich unter günstigen Umstän­
den eine positive  Bilanz. Diese bereits heute anzurech­
nen, heißt aber,  sie weit vor der tatsächlichen Tilgung 
der Schuld zu  bilanzieren.

78. Weiterhin wird oft angeführt, dass die denkbare 
künftige Kopplung der energetischen Nutzung von Bio­
masse mit CCS zu einer deutlich günstigeren Kohlen­
stoffbilanz führe. Auch hier stellt sich die Frage nach der 
ökologischen Verträglichkeit der benötigten Biomasse­
menge sowie nach der einzusetzenden CCS­Technik, für 
die es bislang keine Umsetzung im größeren Maßstab 
gibt (s. Abschn. 2.3.3). Der Fall einer Biomassenutzung 
zur Herstellung von Pyrolyseprodukten wie Pflanzen­
kohle zur Ausbringung in Böden ist hier sicherlich die 
aus Klima­ und Umweltsicht attraktivste Variante. Die 
Problematik erfordert jedoch im Einzelnen genaue 
 Bilanzierungen (SCHMIDT, H.­P. et al. 2018).

79. In die Kohlenstoffbilanz sollte darüber hinaus nicht 
die absolute Größe einer anthropogen erzeugten Senke 
eingehen, sondern lediglich ihre Differenz zu einer alter­
nativen Nutzung der Landfläche. Dies gilt insbesondere 
für den Fall des Weiterbestands bestehender Biomasse 
ohne Nutzung, der mitunter eine größere Senkenwirkung 
als die energetische Nutzung haben kann. Insbesondere 
in Zentraleuropa sind Wälder durch jahrhundertelange 
Nutzung oft von ihrem maximal möglichen Kohlenstoff­
gehalt entfernt. Sie sequestrieren also weiterhin CO2. 
Zwar wächst ein nach Einschlag verjüngter Wald mit grö­
ßerer Rate, er enthält aber insgesamt weniger Kohlen­
stoff. Nicht die Senkenwirkung einer neuen Plantage, 
sondern deren Differenz zur zuvor bestehenden Vegeta­
tion ist entscheidend. Abbildung 2­9 veranschaulicht, 
dass der Kohlenstoffgehalt einer Fläche Wald, die regel­
mäßig gerodet wird, geringer ausfällt als bei einem un­
bewirtschafteten Wald (HOLTSMARK 2012). 

Bei einer Nutzung des geschlagenen Holzes kann sich 
jedoch trotzdem prinzipiell eine positive Treibhausgas­
bilanz einstellen. So kann für langlebige Holzproduk­
te, die energie­ bzw. treibhausgasintensive Produkte 
ersetzen, eine positive Treibhausgasbilanz entstehen, 
obwohl der Kohlenstoffvorrat im Wald durch den 
 Holzeinschlag  abgesenkt wird (LIPPKE et al. 2010; 
 JOHNSTON und RADELOFF 2019). Diese ist von der 
CO2­Speicherleistung der Holzprodukte sowie ihren 
Substitutionseffekten abhängig, also davon, welchen 
Rohstoff bzw. welches Produkt das Holz ersetzt (HEN­
NENBERG et al. 2019). Für die energetische Nutzung 
von Stammholz entfällt durch die Verbrennung jedoch 
eine Kohlenstoffspeicherung. Mit dem Ansatz des CO2­
Speichersaldos lassen sich alternative Nutzungssze­
narien in die Kohlenstoffbilanz von Holzprodukten 
 einbeziehen. Er bilanziert die Menge an CO2 pro Ku­
bikmeter geerntetem Holz, die aufgrund von Wald­
bewirtschaftung und Holznutzung auf Wald flächen 
oder in Holzprodukten zusätzlich gespeichert bzw. 
nicht gespeichert wird (ebd). 

80. Ein weiteres oft vorgebrachtes Argument ist, dass 
die Bilanz über mehrere Schläge eines Landes bzw. das 
ganze Land zu erstellen sei: Wenn man an einer Stelle 
Holz einschlagen würde, wüchse dies an anderer Stelle 
bereits nach. Für bewirtschaftete Wälder bedeutet dies 
jedoch lediglich, dass nach der Aufnahme einer Kohlen­
stoffschuld an einer Stelle zu einem späteren Zeitpunkt 
an anderer Stelle eine weitere Schuld aufgenommen wird, 
auch wenn die ursprüngliche Kohlenstoffschuld mög­
licherweise zum Teil ausgeglichen wird. Die Tilgung eines 
Kohlenstoffkredits durch die Aufnahme eines weiteren 
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Kredits bedeutet in der Gesamtbilanz das Fortbestehen 
einer Schuld, das heißt eines verringerten Gesamtbe­
stands von Kohlenstoff an der Landoberfläche. Wird kein 
Einschlag vorgenommen, bleibt der Kohlenstoffvorrat 
erhalten (HOLTSMARK 2012). 

81. Ein weiterer Faktor, welcher in Kohlenstoff­
bilanzierungen oft unzureichend abgebildet wird, sind 
die räumlichen Verdrängungseffekte, welche durch die 
Nutzung von Landfläche für die Produktion von Holz­
biomasse zur energetischen Verwendung entstehen 
können. Bei einer steigenden Nachfrage nach Holzbio­
masse wird diese Option ökonomisch attraktiv und 
kann andere Nutzungsformen verdrängen, global ge­
sehen beispielsweise die Nahrungsmittelproduktion, 
weil erhebliche Flächen für Biomasseplantagen benö­
tigt werden. Aufgrund der wachsenden Weltbevölke­
rung wird die Nachfrage nach Agrarprodukten steigen. 
Stehen Flächen, auf denen Holzbiomasse zur energe­
tischen Nutzung angebaut wird, der Nahrungsmittel­
erzeugung nicht mehr zur Verfügung, werden zur 

 Deckung des Marktes andere Flächen, möglicherweise 
auch in anderen Regionen der Welt, genutzt. Unter­
suchungen zeigen, dass ein Einbezug der Kohlenstoff­
bilanz über alle betroffenen Standorte hinweg unter 
Berücksichtigung der räumlichen Effekte bei konstan­
ter Nachfrage nach Produkten zu erheblich anderen, 
häufig deutlich schlechteren CO2­Bilanzen führen kann 
als die zu eingeschränkte, aber weit verbreitete Einzel­
betrachtung nur eines Standortes (SEARCHINGER 
et al. 2018). Dies ist eine direkte Folge der Tatsache, 
dass Land eine begrenzte Ressource ist und anders be­
wirtschaftete oder unbewirtschaftete Landflächen mit­
unter eine natürliche CO2­Senke darstellen bzw. einen 
höheren Gehalt an Kohlenstoff aufweisen können. 
Diese Senken sollten im Rahmen von Klimaschutzstra­
tegien geschützt werden.

82. Treibhausgasbilanzierungen der energetischen 
Holzbiomassenutzung berücksichtigen die genannten 
Effekte der Waldbewirtschaftung und damit die Emissio­
nen aus der Holzentnahme jedoch oft nicht oder nicht 

 ɦ Abbildung 2-9 

Der Kohlenstoffgehalt von Wäldern in Abhängigkeit von ihrer Bewirtschaftung

Die Abbildung zeigt die Entwicklung des Kohlenstoffvorrats in toter und lebender Holzbiomasse auf einer Fläche mit Kahlschlag in den 
Jahren 2010, 2105, 2200 und 2295 (grüne, blaue und rote Balken) sowie ohne Holzeinschlag nach 1915 (graue Balken).

Quelle: HOLTSMARK 2012



71

Governance: Schlüssel zur Einhaltung des CO2-Budgets

ausreichend (HENNENBERG et al. 2019; NORTON et al. 
2019; SEARCHINGER et al. 2018). Da der Zeitraum der 
nächsten Jahre und Jahrzehnte zentral für das Erreichen 
der Pariser Klimaziele ist, ist vor allem die energetische 
Nutzung von eigens geerntetem Stammholz aus beste­
henden Wäldern aus der Perspektive der Reduk tion kli­
mawirksamer Emissionen insgesamt meist als kontra­
produktiv und ökologisch schädlich zu bewerten (MIT­
CHELL et al. 2012).

Insbesondere aber steht die energetische Nutzung von 
Holzbiomasse aus Stammholz in eklatantem Wider­
spruch zu anderen Zielen der Umwelt­ und Nachhal­
tigkeitspolitik, welche den Schutz der Integrität der 
Biosphäre als wichtiger, das Klima mitregulierender 
Komponente des Erdsystems zum Ziel haben. Recy­
cling und sparsamer Einsatz von Papier­ und Pappe­
produkten sind lange etablierte Maßnahmen zum 
Schutz von Wäldern. Kampagnen für die Reduzierung 
von Einwegkaffeebechern und anderen Verpackungen 
und Kartonagen zielen auf einen sparsamen Umgang 
mit der Ressource Holz. Bemühungen um internatio­
nalen Waldschutz und Aufforstung verfolgen klimati­
sche, ökolo gische und gesellschaftliche Ziele. Diese 
würden konterkariert, wenn im Namen von Klima­
schutz und Nachhaltigkeit gleichzeitig die Ernte von 
Stammholz zur energetischen Nutzung ermöglicht oder 
gar gefördert würde. 

83. Unbestritten ist, dass eine energetische Nutzung 
von Stammholz in geringem Umfang zusätzlich zur 
 Verwendung von Abfall und Restbiomasse in manchen 
 lokalen und regionalen Kontexten und unter kontrol­
lierten Bedingungen eine umweltfreundliche Form der 
Energieerzeugung sein kann. Skaliert auf die für wirksa­
me Klimamitigation notwendigen Mengen besteht jedoch 
die Gefahr eines Raubbaus an den oft schwach geschütz­
ten Wäldern der Erde. Dies steht im Widerspruch zur 
Einhaltung planetarer Belastungsgrenzen. Holzbio masse 
könnte bei steigender Nachfrage im Zuge der Energie­
wende zu einer höchst begehrten und ökonomisch 
 attraktiven Ressource werden. Da Landübernutzung 
 bereits heute der hauptsächliche Grund für den voran­
schreitenden Verlust von Lebensräumen ist, wäre dies, 
vor allem auch in Anbetracht einer gleichzeitig zuneh­
menden Weltbevölkerung und von Bemühungen um eine 
weitere Nutzung von Biomasse für eine künftigen Bio­
ökonomie, eine gefährliche Entwicklung. Biomasse ist 
zwar eine nachwachsende Ressource, die Wälder der Erde 
und die mit ihr zusammenhängenden Ökosysteme soll­
ten aber nicht das nächste Fallbeispiel in der Übernut­
zung der Erde werden.

2.4 Governance: Schlüssel 
zur Einhaltung des  
CO2-Budgets

84. Trotz breiter politischer Übereinkunft, dass das 
 Pariser Klimaabkommen Grundlage der deutschen Kli­
mapolitik ist, gibt es eine große Diskrepanz zur natio­
nalen Umsetzung. So sind die deutschen Klimaziele, die 
bereits vor der Verabschiedung des Klimaabkommens 
von Paris festgelegt wurden, nicht Paris­kompatibel im 
Sinne eines verteilungsgerechten globalen Klimabudgets 
(s. Tz. 36). Obwohl das Ambitionsniveau der existieren­
den Ziele nicht als ausreichend zu erachten ist, werden 
diese nicht erreicht. So wird Deutschland im Jahr 2020 
voraussichtlich seinen Beitrag zu den europäischen 
Klima zielen sowie möglicherweise auch das nationale 
Klimaziel verfehlen, den Treibhausgasausstoß gegenüber 
1990 um 40 % zu reduzieren. Damit leidet die deutsche 
Klimapolitik sowohl an einer Ambitions­ als auch an einer 
Umsetzungslücke (zur Unterscheidung s. Kasten 2­3).

85. In Kapitel 2.2 wurde aufgezeigt, warum glaubhafte 
Klimaschutzbeiträge der Vertragsstaaten Voraussetzung 
für die Wirksamkeit des Pariser Klimaabkommens sind. 
Schlüssel für eine bessere Einhaltung der Ziele und Um­
setzung der Klimaschutzbeiträge ist die Klimagover­
nance. Darunter wird hier die Gesamtheit der Regeln und 
Institutionen verstanden, die für eine Umsetzung und 
Überprüfung der klimapolitischen Verpflichtungen sor­
gen. Klima­ und die mit ihr verbundene Energiepolitik 
finden im Mehrebenensystem zwischen internationaler, 
supranationaler bzw. europäischer und nationaler Ebene 
statt. Klimapolitik ist damit ein typisches Beispiel für 
Multi­Level­Governance (JÄNICKE 2017, S. 110 f.). Für 
Deutschland ist vor allem die Klima­ und Energiepolitik 
der EU von herausgehobener Bedeutung. Auch die deut­
schen Klimaziele und die deutsche Klimapolitik sind nur 
im Kontext des europäischen Regelungsrahmens zu ver­
stehen. Im Folgenden wird daher zunächst die europä­
ische und im Anschluss die nationale Klimagovernance 
dargestellt. Darauf basierend werden Vorschläge ge­
macht, wie letztere so verbessert werden kann, dass sie 
eine Einhaltung der Klimaziele von Paris stärker unter­
stützt.

2.4.1 Die Klimagovernance der EU
86. Die EU hat entschieden, unter dem Pariser Klima­
abkommen einen gemeinsamen europäischen Klima­
schutzbeitrag einzureichen. Als Mitgliedstaat mit dem 
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größten Anteil an den europäischen Emissionen (rund 
21 %) trägt Deutschland eine erhebliche Verantwortung 
dafür, dass der europäische Reduktionsbeitrag erreicht 
werden kann.

Klimaziele 2020 und 2030 sowie europäische 
Klimaschutzverpflichtungen
87. Die EU hat sich mit dem Klima­ und Energiepaket 
2020 (Europäische Kommission 2008) und dem darauf 
aufbauenden Rahmen für die Klima­ und Energiepolitik 
bis 2030 (Europäischer Rat 2014) größtenteils verbind­

liche europaweite Klima­ und Energieziele gesetzt. So soll 
der Treibhausgasausstoß bis 2030 im Vergleich zu 1990 
bisher um mindestens 40 % reduziert werden, was durch 
den European Green Deal im Sommer 2020 auf voraus­
sichtlich 50 bis 55 % deutlich angehoben werden soll. Wei­
terhin soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Brut­
toendenergieverbrauch bis 2030 gemäß den bisherigen 
Beschlüssen mindestens 32 % betragen. Der Bruttoend­
energieverbrauch als Messgröße für die Energieeffizienz 
soll parallel bis 2030 um mindestens 32,5 % gegenüber 
der Referenzentwicklung sinken (s. Tab. 2­3 zum klima­

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

Kasten 2-3:  Ambitionslücke und Umsetzungs-
lücke in der Klimapolitik

Die Wirksamkeit klimapolitischer Steuerung lässt sich 
anhand von zwei Kriterien bewerten (s. Abb. 2­10): 

 ɦ Ambitionsniveau bzw. Ambitionslücke: Sind die 
existierenden Ziele ambitioniert genug und wer­
den Zwischenziele definiert, die eine Zielerrei­
chung wahrscheinlich machen? Inwiefern wird die 
Kompatibilität der nationalen Klimaschutzziele 

mit einem CO2­Budget, wie es sich insbesondere 
aus dem Pariser Klimaabkommen ableitet, konti­
nuierlich sichergestellt?

 ɦ Zielerreichung bzw. Umsetzungslücke: Werden 
die beschlossenen Klimaziele bei politischen Ent­
scheidungen angemessen berücksichtigt und not­
wendige Klimaschutzmaßnahmen verabschie­
det? Gibt es politische Mechanismen, um auf eine 
drohende oder bereits erfolgte (Teil­)Zielver­
fehlung zu reagieren? 

 ɦ Abbildung 2-10 

Schematische Darstellung der Ambitions- und Umsetzungslücke in der Klimapolitik
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CO2-Budget
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SRU 2020

Mit dem Ambitionsniveau seiner Klima­ und Energie­
politik gehörte Deutschland in der Vergangenheit zu den 
Vorreitern. Es besteht jedoch eine Ambitionslücke zum 
Klimaabkommen von Paris, weshalb die Klimaziele einer 

zügigen Anpassung bedürfen (Abschn. 2.2.4.2; s. a. SRU 
2016a, S. 4 f.; 2016c, S. 4 ff.). Dazu sollte auf das Koh­
lenstoffbudget als Messgröße für die Paris­Kompatibi­
lität der Klimaziele zurückgegriffen werden (Tz. 109).
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 ɦ Tabelle 2-3 

Auswahl klima- und energiepolitischer Ziele der EU bis 2030

20181) 2020-Ziele 2030-Ziele (gem. informeller 
Einigung im Trilog)

Bemer-
kungen

Treibhausgasemissionen

Treibhausgasreduktion 
(ggü. 1990)

23,2 % mind. 20 % mind. 40 % verbindlich

Treibhausgasreduktion im  
EU ETS (ggü. 2005)

29 % 21 % 43 % verbindlich

Treibhausgasreduktion im Nicht-ETS-Bereich (ggü. 2005)

 für EU gesamt 11,3 % 10 % 30 % verbindlich

 für Deutschland 7,7 % 14 % 38 % verbindlich

Erneuerbare Energien

Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch

 auf EU-Ebene 18 % 20 % mind. 32 % verbindlich

 in Deutschland 16,7 % 18 % keine länderspezifischen Ziele, 
sondern nationale Zielbeiträge, 
die sich auf das verbindliche 
EU-Ziel addieren müssen

verbindlich

Effizienz und Verbrauch

Verminderung des  Energie verbrauchs

 auf EU-Ebene 10,1 % 
Rück gang des 
Primär-
energie-
verbrauchs 
ggü. 2005

um 20 % (ent-
spricht 13 % 
Rückgang des 
Primärener-
gieverbrauchs 
ggü. 2005)

um mind. 32,5 % indikativ 
für 2020, 
nicht 
definiert 
für 2030

 in den einzelnen 
 EU-Mitgliedstaaten

indikative 
nationale 
Beiträge zur 
Zielerrei-
chung

keine länderspezifischen Ziele, 
sondern nationale Zielbeiträge, 
die sich auf das verbindliche 
EU-Ziel addieren müssen

indikativ

zudem 
kumulierte 
Endenergie-
einsparungen 
von 1,5 % pro 
Jahr

zudem reale kumulierte 
 Endenergieeinsparungen von 
0,8 % pro Jahr

verbindlich

Quelle: BMWi 2019a, S. 31, angepasst; 1) vorläufige Zahlen laut EEA 2019b
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politischen Zielkanon der EU bis 2030). Die Europäische 
Kommission plant derzeit, die energiebezogenen Ziele 
und Richtlinien im Jahr 2021 an das angehobene Klima­
ziel anzupassen (Europäische Kommission 2019b, S. 5).

88. Die EU operationalisiert ihr Klimaziel bis 2030 be­
reits als verbindliches Treibhausgasbudget um sicherzu­
stellen, dass bis zu diesem Zeitpunkt eine Treibhausgas­
reduktion um 40 % im Vergleich zu 1990 erreicht wird. 
Rechtlich ist dies über die Klimaschutzverordnung und 
den EU ETS normiert. Daraus ergeben sich auch Folgen 
für die klimapolitischen Verpflichtungen der Mitglied­
staaten. Für die Emissionen aus LULUCF, nicht aber für 
die der Landwirtschaft, gelten eigene Regelungen. Mit 
der LULUCF­Verordnung Nr. (EU) 2018/841 wird ab 
2021 unter anderem festgelegt, dass der LULUCF­Sek­
tor im kommenden Jahrzehnt treibhausgasneutral sein 
muss. Im Folgenden werden primär die Emissionen jen­
seits der Landnutzung betrachtet.

Für Großemittenten, also hauptsächlich für Kraftwerke 
und Industrieanlagen sowie den EU­Flugverkehr, bildet 
der EU ETS das zentrale klimapolitische Instrument. 
Dabei werden jährliche Emissionsobergrenzen definiert, 
die durch die Emittenten ausgestoßen werden dürfen. 
Durch handelbare Emissionszertifikate wird sicherge­
stellt, dass der Beitrag dieser Sektoren zum Treibhaus­
gasreduktionsziel ökonomisch effizient europaweit er­
reicht wird. Fixe nationale Beiträge zu diesem Ziel 
existieren folglich nicht, da der Ort der Emissionsmin­
derung unter anderem von den spezifischen Vermei­
dungskosten abhängt. Rund 42 % der EU­weiten Emissio­
nen sind durch den EU ETS umfasst, dessen Emissionen 
im bisherigen Zielsystem bis 2030 um 43 % gegenüber 
2005 sinken sollen.

Emissionen von kleinen Punktquellen sind nicht im 
EU ETS erfasst. Dies betrifft insbesondere den Verkehr, 
die Landwirtschaft und den Gebäudebereich, aber 
 beispielsweise auch kleinere Industrieanlagen. Für 
diese nach folgend als Nicht­ETS­Sektoren bezeichne­
ten Emis sionsquellen hat die EU im Rahmen ihrer 
Lastenteilungsentscheidung Nr. 406/2009/EG (engl. 
Effort  Sharing Decision) für den Zeitraum 2013 bis 
2020 und der Klimaschutzverordnung Nr. (EU) 
2018/842 (engl. Effort Sharing Regulation oder Clima­
te Action Regula tion) für den Zeitraum 2021 bis 2030 
verbindliche natio nale Jahresobergrenzen für Treib­
hausgasemissionen beschlossen. Dabei wurde das eu­
ropäische Ziel von − 30 % bis 2030 gegenüber 2005 auf 
die verschiedenen Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Mit­
gliedstaaten mit höherer Wirtschaftskraft müssen am­

bitioniertere Reduktionsziele erreichen als die mit nied­
rigerer Wirtschaftskraft. 

Deutsche Verpflichtungen im Rahmen der 
europäischen Klimapolitik
89. Von den europäischen Klimazielen 2020 (s. Tab. 2­3) 
kann Deutschland voraussichtlich nur das Erneuerbare­
Energien­Ziel erreichen. Die Emissionen in den Nicht­
ETS­Sektoren überschreiten voraussichtlich das Reduk­
tionsziel und ­budget (s. Kasten 2­4). Das Effizienzziel 
für 2020 wird ebenfalls nicht erreicht. 

Die Klimaschutzverordnung für den Zeitrahmen bis 2030 
fordert von Deutschland derzeit eine Senkung des Treib­
hausgasausstoßes in den Nicht­ETS­Sektoren um 38 % 
bis 2030 gegenüber 2005. Dabei werden über einen Re­
duktionspfad jährlich bindende Emissionszuweisungen 
festgelegt, aus denen sich auch ein kumulatives verbind­
liches Treibhausgasbudget für die deutschen Nicht­ETS­
Sektoren im Zeitraum von 2021 bis 2030 berechnen lässt. 
Da der Ausgangspunkt dieses Pfades ab 2021 mithilfe der 
finalen Treibhausgasinventare des Zeitraums 2016 bis 
2018 bestimmt wird, kann das Budget erst in der 2. Hälf­
te des Jahres 2020 abschließend berechnet werden, wenn 
die Daten vollständig vorliegen. Es dürfte – basierend 
auf den vorläufigen deutschen Treibhausgasemissionen 
im Jahr 2018 (EEA 2019b, S. 92) – bei etwa 3.645 Mt 
CO2eq liegen (eigene Berechnung, basierend auf den 
Emissionszahlen von EEA 2019b, S. 92; 2018, S. 86). 

Nach dem Bundes­Klimaschutzgesetz (s. Tz. 95) sollen 
die Emissionen im Jahr 2030 über alle Sektoren hinweg 
bei rund 543 Mt CO2eq liegen (s. a. Tab. 2­2). Wird an­
genommen, dass Emissionen der Energiewirtschaft zu 
90 % und Emissionen der Industrie zu rund 75 % vom 
ETS gedeckt sind (analog zu Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende 2018, S. 34), dürfen die Emissio­
nen der Nicht­ETS­Sektoren 2030 laut den zulässigen 
Jahresemissionsmengen des Bundes­Klimaschutzge­
setzes bei rund 280,5 Mt CO2eq liegen. Dies wäre nur 
wenig unterhalb der jährlichen Emissionszuweisung von 
296,2 Mt CO2eq gemäß der Klimaschutzverordnung (EEA 
2019b, S. 94). Auch für die restliche Periode von 2021 
bis 2030 liegt die Summe der Jahresemissionsmengen 
der Nicht­ETS­Sektoren laut Bundes­Klimaschutzgesetz 
unweit der maximalen verbindlichen Jahresemissions­
zuweisungen der Klimaschutzverordnung. 

90. Das Ambitionsniveau des Bundes­Klimaschutzge­
setzes ist damit mit den bisherigen europäischen Ver­
pflichtungen bis 2030 kompatibel, sofern die Klima­
ziele und Jahresemissionsmengen eingehalten werden. 
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 ɦ Abbildung 2-11 

Tatsächliche und projizierte Treibhausgasemissionen Deutschlands unter Berücksichtigung 
 beschlossener klimapolitischer Maßnahmen (in Mt CO2eq)

Quelle: von LÜPKE und NEUHOFF 2019, S. 78

Kasten 2-4:  Klimapolitische Zielverfeh-
lungen Deutschlands und 
ihre  finan ziellen Folgen

Die deutsche Klimapolitik leidet unter einer Umset­
zungslücke. So wird Deutschland voraussichtlich sein 
nationales Klimaziel (Tab. 2­4) verfehlen, den Treib­
hausgasausstoß bis 2020 um 40  % im Vergleich zu 
1990 zu senken. Auch seinen europäischen Verpflich­
tungen wird Deutschland damit nicht gerecht werden 
(Tz. 89). Obwohl es nicht an politischen  Bekenntnissen 
zu den deutschen und europäischen Klimazielen 2020 

mangelte, wurde auf eine sich wiederholt abzeichnen­
de und immer wieder proji zierte Zielverfehlung nicht 
angemessen reagiert und es wurden keine ausreichen­
den zusätzlichen Maßnahmen ergriffen (DUWE et al. 
2017, S. 27). Hier spiegelt sich im  Bereich der Klima­
politik die auch in  anderen  umweltrelevanten Berei­
chen zu konstatierende Lücke zwischen dem abstrak­
ten Bekenntnis zu planetaren  Grenzen als Leitplanken 
des politischen Handelns und dem konkreten Ambi­
tionsniveau von politischen Stra tegien und Program­
men (SRU 2019, Tz. 256).

Die Projektionsberichte der Bundesregierung (BMUB 
2015; 2017, S. 32) sahen seit 2015 eine Verfehlung des 
2020­Reduktionsziels von 40 % als wahrscheinlich an 
(s. Abb. 2­11). Von Beobachterinnen und Beobachtern 
wurden die den Projektionsberichten zugrunde geleg­

ten Szenarien bzw. deren Annahmen als immer noch 
zu optimistisch kritisiert. Die Klimaschutzlücke wurde 
daher tendenziell noch unterschätzt (Agora Energie­
wende 2017), die reale  Emissionsentwicklung lag regel­
mäßig über der des Projektionsberichtes (von LÜPKE 
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und NEUHOFF 2019, S. 77). Daneben wies auch die Ex­
pertenkommission zum Monitoring­Prozess „Energie 
der Zukunft“ der Bundesregierung wiederholt auf das 
Ri siko einer Zielverfehlung hin (LÖSCHEL et al. 2019, 
S. Z­14). Die Bundesregierung erkannte die Umsetzungs­
lücke in ihrem Koalitionsvertrag erstmals an (CDU, CSU 
und SPD 2018, S. 142), es wurde jedoch kein kurzfristi­
ges Maßnahmenprogramm ergriffen, um diese bis 2020 
zu schließen. Aus der Analyse des Zustandekommens 
dieser Umsetzungslücke lassen sich Schlussfolgerungen 
für die notwendige Ressortverantwortung und das Mo­
nitoring ziehen, so wie es im Bundes­Klimaschutzgesetz 
verankert sein sollte (s. Abschn. 2.4.3).

Folgen der Zielverfehlung aus Budgetsicht 
und mögliche finanzielle Risiken
Eine Umsetzungslücke bei der Erreichung eines Punkt­
ziels wie des Treibhausgasreduktionsziels 2020 hat 
 gravierende Folgen. So ist eine deutliche Steigerung des 
jährlichen Reduktionsfortschritts im Vergleich zum 
 letzten Jahrzehnt notwendig (LÖSCHEL et al. 2019, 
S. Z­11). Die durchschnittliche Treibhausgasreduktion 
betrug zwischen 2010 und 2017 nur rund 5 Mt CO2eq 
pro Jahr, eine Rate die etwa verfünffacht werden muss, 
wenn die Klimaziele der Bundesregierung 2030 einge­
halten werden sollen (eigene Rechnung, basierend auf 
Emissionszahlen von UBA 2019a).

Insbesondere unter Berücksichtigung des Budgetgedan­
kens bedarf es bei Feststellung einer Umsetzungslücke 
zudem einer zusätzlichen Verschärfung bzw. der Über­
erfüllung zukünftiger Ziele: Wurde in der Vergangenheit 
bereits ein Großteil eines möglichen Paris­kompatiblen 
Budgets aufgebraucht, ist eine umso ambitioniertere Re­
duktion in der Zukunft nötig, um selbiges dennoch ein­
zuhalten. Mit der geringen Wirksamkeit der Klimapoli­
tik des letzten Jahrzehnts und dem Verfehlen der 
Zwischenziele gingen ohnehin knappe Spielräume ver­
loren, die notwendige Dekarbonisierung und die damit 
verbundene Transformation möglichst sozialverträglich 
und volkswirtschaftlich effizient zu gestalten (Tz. 37). 

Während die Verfehlung der nationalen Klimaziele der 
Bundesregierung zunächst keine unmittelbaren recht­
lichen Folgen entfaltet, sieht dies für die europäischen 
Klimaschutzverpflichtungen anders aus. So verfehlt 
Deutschland nach aktuellem Stand seinen Beitrag zur 
Lastenteilungsentscheidung, da die jährlichen Emis­
sionen in den Nicht­ETS­Sektoren die europäischen 
Vorgaben überschreiten. Trotz Übererfüllung in den 
Anfangsjahren wird Deutschland sowohl das Gesamt­
budget an erlaubten Emissionen über den Zeitraum von 

2013 bis 2020 als auch sein europäisches Treib haus gas­
reduktionsziel im Jahr 2020 voraussichtlich nicht ein­
halten können (EEA 2019b, S. 34). Tritt dieser Fall ein, 
muss Deutschland zwingend Emissionserlaubnisse von 
anderen Mitgliedstaaten erwerben, die ihr Redukti­
onsziel im selben Zeitraum übererfüllt haben. Damit 
könnten nach Schätzungen bis 2020  maximal Kosten 
im dreistelligen Millionenbereich (GORES und GRAI­
CHEN 2018) verbunden sein.

Da die europäische Klimaschutzverordnung für den 
Zeitraum 2021 bis 2030 ebenfalls verpflichtende jähr­
liche Emissionsbudgets für den Nicht­ETS­Bereich 
 definiert (Tz. 88), droht auch hier eine deutliche Ver­
fehlung, sollte das Klimaschutzprogramm 2030 wie 
prog nostiziert (HARTHAN et al. 2020) nicht die er­
hoffte und notwendige Minderungswirkung erbringen.

Als Flexibilitätsemissionen kommen für Deutschland 
nur die laut Annex III der Klimaschutzverordnung auf 
22,3 Mt CO2eq begrenzte Anrechnung von Überschüs­
sen aus dem LULUCF­Bereich und der Zukauf von 
Emissionserlaubnissen anderer Mitgliedstaaten in frage. 
Der LULUCF­Bereich könnte in Deutschland im nächs­
ten Jahrzehnt jedoch von einer Treibhausgassenke zu 
einem Emittenten werden (BMU 2019c, S. 190). Die 
primäre Flexibilitätsoption ist daher in dem Zukauf 
überschüssiger Emissionszuweisungen anderer Mit­
gliedstaaten zu sehen. Es ist aber unklar, wie viele Über­
schüsse zur Verfügung stehen werden und zu welchem 
Preis andere Mitgliedstaaten zu dieser Übertragung be­
reit wären. Denkbar ist auch, dass klimapolitische Vor­
reiter ihre überschüssigen Emissionszuweisungen still­
legen, so wie Schweden dies bereits in der Vergangenheit 
getan hat (APPUNN 2019). Aussagen über die mögli­
chen Kosten, die mit dem Erwerb entsprechender Emis­
sionszuweisungen verbunden sind, weisen daher ein 
hohes Maß an Unsicherheit auf, belaufen sich nach 
Schätzungen ohne Einbezug der Maßnahmen des Kli­
maschutzprogramms 2030 aber auf bis zu 62 Mrd. Euro 
im Zeitraum 2021 bis 2030 (Agora Energiewende und 
Agora Verkehrswende 2018, S. 28). Damit sind sie auch 
ein Risiko für den  Bundeshaushalt. 

Um das Risiko kostspieliger Umsetzungslücken der Kli­
mapolitik zu verringern, wurden die Ressortverantwor­
tung durch das Bundes­Klimaschutzgesetz und die dort 
vorgesehenen Jahresemissionsmengen bis 2030 ge­
stärkt. Eine Aufwertung des Expertenrates für Klima­
schutz könnte darüber hinaus dazu beitragen, das 
 Entstehen von Umsetzungslücken zukünftig von vorn­
herein zu vermeiden (s. Abschn. 2.4.3).
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Dies setzt aber voraus, dass es zu keiner Umsetzungs­
lücke kommt. Nach einer Abschätzung unter Einbezug 
der Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 wer­
den die Emissionen in den Nicht­ETS­Sektoren bis 2030 
um rund 27  % gegenüber 1990 gesenkt, womit eine 
Handlungs lücke von rund 11 Prozentpunkten verbleibt 
(HARTHAN et al. 2020). Aus diesem Grund kommt der 
erfolgreichen Umsetzung adäquater Maßnahmenpro­
gramme für die einzelnen Sektoren eine zentrale Bedeu­
tung zu. 

Governance-Verordnung
91. Im Dezember 2018 wurde die Governance­Verord­
nung Nr. (EU) 2018/1999 für die Energieunion und den 
Klimaschutz beschlossen. Diese schafft Berichts­ und 
Monitoringpflichten für die Klima­ und Energieziele der 
Mitgliedstaaten. Die Europäische Kommission setzt dabei 
ähnlich wie das Pariser Klimaabkommen auf die Wirk­
samkeit von Naming und Shaming. Die Logik des Gover­
nance­Systems und der Berichtspflichten der Natio­
nalstaaten ist daher grob mit den NDCs auf der 
internationalen Ebene zu vergleichen (SCHLACKE und 
LAMMERS 2018, S. 426).

Das Treibhausgasreduktionsziel bzw. ­budget ist über die 
Kombination aus Klimaschutzverordnung und EU ETS 
für die einzelnen Mitgliedstaaten rechtlich verbindlich.  
Jedoch tragen die Staaten eine gemeinsame Verantwor­
tung für die Erreichung des europäischen Ausbauziels 
für erneuerbare Energien 2030 (SCHLACKE und LAM­
MERS 2018, S. 425). Die nationalen Beiträge zu diesem 
Ziel bestimmen die Mitgliedstaaten zunächst selbst.

Bei dem Energieeffizienzziel 2030 handelt es sich um ein 
rein indikatives Ziel (ebd.). Da für Mitgliedstaaten ver­
bindliche Ziele für erneuerbare Energien und Energie­
effizienz fehlen, hängt das Ergreifen von entsprechen­
den Maßnahmen und die europäische Zielerreichung 
damit besonders von möglichen Monitoring­ und Evalu­
ationsverfahren ab. Nur so lässt sich feststellen, ob die 
Summe der nationalen Anstrengungen zur Erreichung 
der europäischen Ziele ausreicht. 

92. Zentrales Instrument der Governance­Verordnung 
sind die durch die Mitgliedstaaten verpflichtend zu er­
stellenden integrierten nationalen Energie­ und Klima­
pläne (National Energy and Climate Plans – NECPs). 
Diese werden jeweils für zehn Jahre erstellt. Der erste 
Planungszeitraum ist von 2021 bis 2030, die abschlie­
ßenden Pläne waren zum Ende des Jahres 2019 einzurei­
chen. Die Governance­Verordnung verwirklicht durch 
die NECPs ausführliche Monitoring­ und Berichtspflich­

ten der Mitgliedstaaten sowie eine Bewertung und Über­
wachung des energie­ und klimapolitischen Fortschritts 
durch die Europäische Kommission (PAUSE und KAH­
LES 2019, S. 11). Damit sollen zunächst die Kohärenz 
und Vereinbarkeit nationaler Strategien sowie die Erreich­
barkeit der europäischen Ziele für 2030 sichergestellt 
werden (Leopoldina – Nationale Akademie der Wissen­
schaften et al. 2018, S. 26). Mithilfe eines sogenannten 
Lückenschließungsmechanismus (gap­filling­mecha­
nism) will die Europäische Kommission sicherstellen, 
dass die gemeinsamen Ziele erreicht werden können, 
wenn ein Mangel an Ambition in den NECPs oder eine 
mangelnde Umsetzung derselben festgestellt wird. So ist 
unter anderem vorgesehen, dass die Europäische Kom­
mission bei einer Umsetzungslücke zur Erreichung des 
Erneuerbare­Energien­ oder Energieeffizienzziels den 
Mitgliedstaaten Empfehlungen geben kann. Die mög liche 
Sanktionierung durch die Europäische Kommission ist 
je nach Ziel unterschiedlich. Ein Vertragsverletzungsver­
fahren scheint jedoch nur denkbar, wenn evident un­
zureichende Maßnahmen zur Erreichung des Erneuer­
bare­Energien­Ziels ergriffen werden (SCHLACKE und 
LAMMERS 2018, S. 433–435). 

In Deutschland ist aktuell das Bundeswirtschaftsministe­
rium für die Erstellung des NECP verantwortlich und ag­
gregiert in dieser Funktion die existierenden nationalen 
energie­ und klimapolitischen Ziele und Maßnahmen. Der 
erste NECP­Entwurf wurde der Europäischen Kommis­
sion Ende 2018 übermittelt, die im Juni 2019 eine vorläu­
fige Bewertung der Entwürfe der Mitgliedstaaten vorlegte. 
Sie war der Auffassung, dass die im NECP­Entwurf 
Deutschlands enthaltenen Maßnahmen nicht ausreichend 
sind, um die Treibhausgasreduktionsziele 2030 sicher zu 
erreichen (Europäische Kommission 2019a). Der Entwurf 
des deutschen NECP blieb allerdings zwangsläufig vage, 
da zum Zeitpunkt der Veröffentlichung auf Seiten der Bun­
desregierung und des Bundestages noch keine Einigung 
über das Bundes­Klimaschutzgesetz und das Klimaschutz­
programm 2030 hatte erzielt werden können. 

Zukünftig sieht die Governance­Verordnung ab 2023 alle 
zwei Jahre die Vorlage eines Fortschrittsberichts über 
die Zielerreichung durch die Mitgliedstaaten vor. Außer­
dem kann der NECP im Jahr 2023 einmalig aktualisiert 
und sein Ambitionsniveau angehoben werden.

EU-Langfriststrategie bis 2050 und Agenda der 
neuen Europäischen Kommission
93. Bislang lautet das Ziel der EU, die Treibhausgas­
emissionen bis 2050 um 80 bis 95 % zu senken. Aktuell 
wird auf EU­Ebene die Langfriststrategie bis 2050 ver­
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handelt (UBA 2018a). Diese soll den Anforderungen des 
Pariser Klimaabkommens und insbesondere dem 1,5°­
Ziel angepasst werden, für das der bisherige Zielkorridor 
von 80 bis 95 % nicht ausreichend ist (Europäische Kom­
mission 2018a, S. 17). Der Europäische Rat hat im De­
zember 2019 beschlossen, das Ziel der Treibhausgasneu­
tralität bis 2050 zu unterstützen (Europäischer Rat 2019, 
S. 1). Die Regierung von Polen konnte sich diesen 
Schlussfolgerungen des Rates noch nicht anschließen, 
weshalb das Thema auf dem Ratsgipfel im Juni 2020 
nochmals aufgerufen wird. Ziel ist es, bis zum Spätsom­
mer 2020 eine finale Einigung zu erzielen, damit die Lang­
friststrategie noch in den erneuerten europäischen NDC 
2020 eingehen kann. Als politischer Kompromiss, um ein 
verbindliches EU­weites Treibhausgasneutralitätsziel 
2050 zu erreichen, wäre auch eine weitere Differenzie­
rung der Klimaschutzverpflichtungen denkbar: Während 
es beispielsweise Polen erlaubt werden könnte, die Treib­
hausgasneutralität erst nach 2050 zu erreichen, würden 
Vorreiterstaaten aus Westeuropa bereits vor 2050 eine 
negative Emissionsbilanz aufweisen müssen, um einen 
Ausgleich von Senken und Emissionen herzustellen 
(GEDEN und SCHENUIT 2019, S. 3).

Mit dem European Green Deal hat die neue Europäische 
Kommission ambitionierten Klimaschutz zum Kern ihrer 
politischen Agenda erklärt. Neben der Treibhausgasneu­
tralität 2050 hat sie sich die Anhebung des Ambitions­
niveaus der Klimaschutzziele 2030 zur Aufgabe gemacht. 
Dazu soll das Treibhausgasreduktionsziel auf 50 bis 55 % 
angehoben werden. In der Folge würden voraussichtlich 
der EU ETS und die Klimaschutzverordnung entspre­
chend überarbeitet werden müssen. Es ist anzunehmen, 
dass auch die deutschen Emissionszuweisungen laut 
 Klimaschutzverordnung sinken. Dies würde bedeuten, 
dass das deutsche Klimaziel 2030 und die daraus abge­
leiteten Sektorziele nicht nur inkompatibel mit dem 
 Klimaabkommen von Paris wären, sondern voraussicht­
lich auch aus europarechtlicher Sicht angepasst werden 
müssten (s. Tz. 89). Das Bundes­Klimaschutzgesetz sieht 
für einen solchen Fall vor, dass die sektoralen Jahres­
emissionsmengen angepasst werden (s. Tz. 96). Werden 
jedoch nicht rechtzeitig entsprechend ambitionierte 
 Klimaschutzmaßnahmen ergriffen, droht eine neuer liche 
Zielverfehlung mit entsprechenden finanziellen Risiken 
(s. Kasten 2­4).

In dem durch die Europäische Kommission vorgelegten 
Entwurf eines europäischen Klimagesetzes könnten auch 
Mechanismen zur künftigen Anhebung des Ambitions­
niveaus in Anpassung an das Pariser Klimaabkommen 
und ein verstärktes unabhängiges Monitoring verankert 

werden (MEYER­OHLENDORF und MEINECKE 2018, 
S. 26).

2.4.2 Nationale Klimagovernance
94. Die Bundesregierung hat sich mit dem Integrierten 
Energie­ und Klimaprogramm 2007 (Bundesregierung 
2007) zum Ziel gesetzt, den Treibhausgasausstoß bis 
2020 um 40 % im Vergleich zu 1990 zu senken. Dieses 
Ziel wurde im Energiekonzept 2010 bekräftigt (BMWi 
und BMU 2010) sowie von allen darauffolgenden Bun­
desregierungen anerkannt.

In der Folge hat sich in Deutschland eine differenzierte 
Architektur an Klima­ und Energiezielen (s. Tab. 2­4) 
sowie an Monitoring ausgebildet. Herausgehobene kli­
mapolitische Bedeutung hat insbesondere der 2016 von 
der Bundesregierung beschlossene Klimaschutzplan 
2050, der die deutschen Klimaschutzziele konkretisiert, 
strategische Handlungsfelder benennt und für 2030 
 sektorale Emissionsziele definiert (s. Abschn. 2.2.4.3). 
Es ist eine regelmäßige Überprüfung und Fortschreibung 
des Klimaschutzplans vorgesehen. Daneben wird der Plan 
wissenschaftlich begleitet, wofür im Jahr 2019 der Len­
kungskreis der Wissenschaftsplattform Klimaschutz ein­
gesetzt wurde.

Im jährlichen Klimaschutzbericht informiert die Bundes­
regierung über ihren Fortschritt zur Erreichung der 
Treibhausgasreduktionsziele. Daneben legt sie alle zwei 
Jahre einen Projektionsbericht im Rahmen europäischer 
Verpflichtungen vor. Dieser enthält Szenarien zur zu­
künftigen Entwicklung der Treibhausgasemissionen und 
bewertet hierfür die Wirksamkeit bereits beschlossener 
und geplanter Klimaschutzmaßnahmen. Trotzdem zeig­
te die deutsche Politik wiederholt Umsetzungslücken 
(s. a. Kasten 2­4). Die Schwäche der deutschen Klima­
politik wurde bislang auch auf die unzureichende Steu­
erung, Verbindlichkeit und Einbeziehung des Gesetz­
gebers zurückgeführt. So wurden beispielsweise die 
Energie­ und Klimaziele als Teil des Energiekonzepts 
2010 von der Regierung beschlossen, jedoch nicht ge­
setzlich verabschiedet. Der fehlende Parlamentsbe­
schluss und die fehlende Einbindung von gesellschaftli­
chen Stakeholdern erschwerte die Durchsetzung der Ziele 
und die Verabschiedung notwendiger Klimaschutzmaß­
nahmen (DUWE et al. 2017, S. 5). Die deutschen Klima­
ziele boten insgesamt zu wenig Rechts­ und Planungs­
sicherheit (RODI 2017, S. 753). Bereits in der 
Vergangenheit hatten zahlreiche Akteure daher darauf 
hingewiesen, dass die Verabschiedung eines nationalen 
Klimaschutzgesetzes helfen könnte, die bisherige Steu­
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erungsschwäche der deutschen Klimapolitik zu verrin­
gern (DUWE et al. 2017; von LÜPKE und NEUHOFF 
2019; RODI 2017; SRU 2013, S. 132). 

Bundes-Klimaschutzgesetz als Meilenstein der 
deutschen Klimapolitik
95. Mit dem Bundes­Klimaschutzgesetz, das im No­
vember 2019 vom Deutschen Bundestag beschlossen 
wurde, bekommt die Klimapolitik in Deutschland erst­
mals eine rechtsverbindliche Grundlage. Das vom Kabi­
nett verabschiedete Klimaschutzprogramm 2030, wel­
ches aus zahlreichen sektoralen Maßnahmen und dem 

nationalen Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) 
besteht, soll die Zielerreichung des Treibhausgasreduk­
tionsziels von 55 % bis 2030 sicherstellen (BMU 2019b; 
zum Verhältnis von Budgetansatz und Klimaschutzinst­
rumenten s. Kasten 2­5). Der SRU begrüßt die Verab­
schiedung des Bundes­Klimaschutzgesetzes ausdrücklich. 
Mit dem Gesetz rückt die Bedeutung von Klimazielen, 
klaren Verantwortlichkeiten zur Umsetzung sowie die 
regelmäßige Überprüfung des Reduktionsfortschritts 
 vermehrt in den Fokus der politischen Debatte. Klima­
schutzgesetze können dazu beitragen, Ziele, Planung und 
 Monitoring des Klimaschutzes verbindlicher zu regeln. 

 ɦ Tabelle 2-4 

Auswahl klima- und energiepolitischer Ziele Deutschlands

Status Quo 
(2018)

2020 2030 2040 2050

Treibhausgasemissionen

Treibhausgasemissionen  
(ggü. 1990)

− 30,8 %1) mind. − 40 % mind. − 55 % 
sektoral 
auf geteilt als 
Jahresemis-
sionsmengen 
im KSG

mind. − 70 % 
(KSP 2050)

treibhausgas- 
neutral (KSG)
− 80 bis − 
95 % (KSP 
2050)

Erneuerbare Energien

Anteil am Bruttoend-
energieverbrauch

16,7 %2) 18 % 30 % 45 % 60 %

Anteil am Bruttostrom-
verbrauch

37,8 %2) mind. 35 % mind. 50 %
EEG 2017: 
40 bis 45 % 
bis 2025

mind. 65 %
EEG 2017: 
55 bis 60 % 
bis 2035

mind. 80 %

Effizienz und Verbrauch

Primärenergieverbrauch 
(ggü. 2008)

− 7,9 %3) − 20 % − 50 %

Bruttostromverbrauch  
(ggü. 2008)

− 3,9 %3) − 10 % − 25 %

Endenergieproduktivität 
(2008–2050)

1,0 % pro Jahr 
(2008–2017)

2,1 % pro Jahr 
(2008–2050)

Quelle: BMWi 2019a, S. 16, angepasst; 1)„Klimabilanz 2018: 4,5 Prozent weniger Treibhausgasemissionen“, gemeinsame 
Pressemitteilung von UBA und dem BMUB vom 2. April 2019; 2) UBA 2019e; 3) BMWi 2019b; AGEB 2019



80

Pariser Klimaziele erreichen mit dem CO2-Budget

Kasten 2-5:  Das CO2-Budget als Maßstab 
politischer Klimaschutzmaß-
nahmen

Unabhängig davon, welche politischen Maßnahmen 
zur nationalen und europäischen Umsetzung des Pa­
riser Klimaabkommens gewählt werden, sollten diese 
in Einklang mit dem unter Berücksichtigung von 
 Aspekten der Verteilungsgerechtigkeit naturwissen­
schaftlich abgeleiteten CO2­Budget stehen. Um die 
 Paris­kompatible Umsetzung zu prüfen, sollte das 
 CO2­Budget auch dann als zusätzliche Bewertungs­
grundlage politischer Instrumente herangezogen 
 werden, wenn bereits andere Ziele oder Maßstäbe 
auf   nationaler oder europäischer Ebene bestehen 
(s.  Kap. 2.5). Mit dem Pariser Klimaabkommen hat 
sich die Bundesrepublik 2016 verpflichtet, die natio­
nale Politik unterschiedlicher Bereiche und Sektoren 
auf das Abkommen auszurichten.

In der aktuellen klimapolitischen Debatte spielen In­
s trumente für eine verstärkte CO2­Bepreisung eine 
 bedeutende Rolle. Die Einführung einer CO2­Beprei­
sung kann ein klimapolitisches Instrument sein, wobei 
auch andere Instrumente bestehen und selbst eine am­
bitionierte Bepreisung alleine nicht ausreichen würde. 
Sie müsste durch weitere Maßnahmen flankiert wer­
den, die neben klimapolitischen Zielen weitere sektor­
spezifische Ziele berücksichtigen, wie die Förderung 
energetischer Sanierungen oder den Ausbau öffentli­
cher Verkehrsinfrastruktur (BACH et al. 2019a). Durch 
die Integration verschiedener sektorspezifischer Poli­
tiken können zu den klimapolitischen Zielen auch ge­
samtgesellschaftliche Ziele, wie die Steigerung der Le­
bensqualität oder der Verkehrssicherheit, erreicht 
werden. Dennoch kommt der Bepreisung eine wichti­
ge Bedeutung zu, da sich die gegenwärtige Belastung 
durch Abgaben und Umlagen weder konsistent an den 
mit der Nutzung verbundenen CO2­Emissionen noch 
am Energiegehalt der Energieträger orientiert (SRU 
2019, S. 122; KEMFERT et al. 2019a). Heiz­ und Kraft­
stoffe, für die überwiegend fossile Energieträger ein­
gesetzt werden, müssten demnach stärker bepreist wer­
den (KEMFERT et al. 2019a; 2019b; BACH et al. 2019a; 
SRU 2019). Bislang leisten die Sektoren Gebäude und 
Verkehr gegenüber dem Stromsektor nur einen gerin­
gen Beitrag zum Klimaschutz (für einen Vergleich der 
prozentualen und absoluten Emissionsniveaus s. BMU 
2019a, S. 8). Das Erreichen der Sektorziele bis 2030 ist 
ohne weitere Maßnahmen für die Sektoren Gebäude 
und Verkehr unwahrscheinlich (BACH et al. 2019a, 
S. 32 f.).

Eine CO2­Bepreisung ist grundsätzlich über einen 
Emissionsrechtehandel oder eine Besteuerung mög­
lich. Beide Instrumente verfolgen das Ziel, Emissionen 
zu reduzieren, um klimapolitische Ziele zu erreichen. 
Zwischen den Instrumenten bestehen jedoch theore­
tische und praktische Unterschiede (KEMFERT et al. 
2019b; 2019c; BACH et al. 2019a). Grundsätzliche Vor­
teile eines Emissionshandels liegen in der ökologischen 
Treffsicherheit und statischen ökonomischen Effizi­
enz. Die ökologische Treffsicherheit ergibt sich aus der 
Mengensteuerung des Instruments: Die Reduktionszie­
le können durch eine korrekte Festlegung der Menge 
an Zertifikaten (Cap) in den betreffenden Sektoren 
mit großer Sicherheit erreicht werden, was an die Men­
genlogik von Budgets anschließt. Die statische ökono­
mische Effizienz (Kosteneffizienz) ergibt sich aus dem 
Marktmechanismus des Emissionshandels: Durch den 
freien Handel bildet sich ein einheitlicher Zertifikats­
preis für jede vom Handel erfasste und ausgestoßene 
Tonne Treibhausgas. Dies ermöglicht eine kosteneffi­
ziente Internalisierung der externen Effekte des Emis­
sionsausstoßes (FEESS 2007, S. 125), da nur diejeni­
gen Emittenten eine Emissionsreduktion durchführen, 
deren Grenzvermeidungskosten unter dem Zertifikats­
preis liegen. Alle anderen Emittenten kaufen zusätzli­
che Emissionsrechte auf dem Markt, anstatt eigene Re­
duktionen durchzuführen (FISCHEDICK et al. 2012, 
S. 123). Zudem zeichnet sich der Emissionshandel
 theoretisch durch eine hohe dynamische Innovations­
wirkung aus (dynamische Effizienz). Dies ist die Fä­
higkeit, umwelttechnischen Fortschritt zu induzieren
(ENDRES 2013, S. 158). Bei der statischen Analyse
sind die Grenzvermeidungskosten gegeben, wohinge­
gen bei der dynamischen Analyse Lernkurveneffekte
berücksichtigt werden. Das bedeutet, dass die Grenz­
kosten einer Technologie aufgrund zunehmender
 Nutzung und technologischer Entwicklungen sinken
können (FEESS 2007, S. 185; FISCHEDICK et al. 2012, 
S. 124).

Umsetzungsdefizite eines Emissionshandels können 
allerdings zu Ineffizienzen in der Praxis führen, wie es 
der EU ETS verdeutlicht, der derzeit das zentrale In­
strument für die Bepreisung von Treibhausgasemissi­
onen innerhalb der EU ist (SRU 2015; BACH et al. 
2019a). Für einen klimapolitisch wirksamen und öko­
logisch treffsicheren Emissionshandel ist eine an­
spruchsvolle Cap­Festlegung Voraussetzung. Diese 
sollte sich an der Größe des CO2­Budgets orientieren 
(GRONWALD und KETTERER 2009, S. 25; SRU 2017b, 
S. 125). Aufgrund politischer Durchsetzungsschwie­
rigkeiten leidet der EU ETS seit Einführung 2005 durch 
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eine zu hohe Cap-Festlegung an einer Überallokation 
und damit an zu niedrigen Preisen. Empirische Beob-
achtungen deuten darauf hin, dass dadurch die theo-
retisch hohe dynamische Effizienz des EU ETS bislang 
keine ausreichenden Anreize für radikale Innovatio-
nen setzte, die für die langfristigen klimapolitischen 
Ziele notwendig wären (MATTHES 2010, S. 40). 

Darüber hinaus kann eine Ausweitung des EU ETS auf 
die Sektoren Gebäude und Verkehr zu weiteren Ineffi-
zienzen beispielsweise aufgrund unterschiedlich hoher 
Vermeidungskosten führen. So sind diese im Verkehrs-
sektor sehr hoch (zwischen 200 und 400 Euro pro 
Tonne) . Für eine ausreichende Lenkungswirkung 
müsste der Zertifikatspreis demnach extrem steigen 
( GERBERT et al. 2018; Cambridge Econometrics 2014; 
KEMFERT et al. 2019c). Die Einbeziehung der Sekto-
ren würde die Dekarbonisierung des Energiesektors 
zunächst beschleunigen, anstatt nennenswerte Min-
derungen im Verkehrssektor zu bewirken. Auch für die 
dringend nötige energetische Sanierung im Gebäude-
bereich braucht es langfristige Preissignale, die der 
EU ETS nicht ausreichend gibt. Ein starker Anstieg der 
Zertifikatspreise könnte wiederum Carbon-Leakage-
Effekte in der Industrie nach sich ziehen, was Schutz-
maßnahmen vor der Verlagerung von Emissionen ins 
Ausland erforderlich machen würde (NEUHOFF et al. 
2019). Auch die Einführung eines separaten Emis-
sionshandels für die Sektoren Wärme und Verkehr birgt 
die Gefahr juristischer und ökonomischer Umsetzungs-
schwierigkeiten (für eine weitere Diskussions. BACH 
et al. 2019a; KEMFERT et al. 2019c). 

Im Gegensatz zum mengenorientierten System des 
Emissionshandels ist die Besteuerung ein Preisinstru-
ment. Aus der Festlegung des C02-Preises ergibt sich 
eine Mengenreduktion, die sich allerdings ex ante nicht 
exakt prognostizieren lässt. Um diese Unsicherheit zu 
mindern, kann der Preispfad in Abhängigkeit von der 
tatsächlich erreichten Emissionsreduktion angepasst 
werden. Dies würde weniger Planungssicherheit für die 
Marktteilnehmenden, dafür eine höhere ökologische 
Treffsicherheit bewirken. Die Höhe der Bepreisung 
würde damit an erzielte ökologische Wirkungen ange-
passt werden, wie es beispielsweise im Schweizer Be-
preisungssystem vorgesehen ist (BACH et al. 2019a; 
KEMFERT et al. 2019a). Um den Akteuren ausreichend 
Planungssicherheit zu bieten, kann der Anstieg der 
Preispfade dabei möglichst vorhersehbar gestaltet wer-
den (SRU 2016b, S. 173). Damit kann die Besteuerung 
durch eine angemessene Preisfestlegung den Vorteil 
einer höheren Preisstabilität und Planungssicherheit 

bieten. Gegenüber den Preisschwankungen des Han-
dels können langfristige Preissignale gesetzt und An-
reize für Investitionen in klimafreundlichere Techno-
logien geschaffen werden ( UBA 2019b) . Insbesondere 
langfristige dynamische Anreizwirkungen können da-
durch bewirkt werden. Werden die festgelegten Steuer-
sätze schrittweise erhöht, schafft das Planungssicher-
heit für private Haushalte und Unternehmen in ihren 
Konsum- und Investitionsentscheidungen (BACH et 
al. 2019a). 

Im Rahmen einer reformierten Besteuerung können 
mögliche finanzielle Kompensationen für einkommens-
schwache Haushalte leichter und mit geringeren Trans-
aktionskosten umgesetzt werden - beispielsweise 
durch eine Rückverteilung der Einnahmen über eine 
Klimaprämie oder über eine Senkung der Umlagen und 
Abgaben beim Strompreis. Dies kann auch die gesell-
schaftliche Akzeptanz für eine CO2-Bepreisung stei-
gern. Dabei muss beachtet werden, dass finanzielle 
Kompensationen nicht mit der „Grundsicherung für 
Arbeitssuchende" nach dem zweiten Buch des Sozial-
gesetzbuchs (SGB II) verrechnet werden, damit keine 
negativen Verteilungswirkungen entstehen, was wie-
derum Gesetzesänderungen erforderlich machen 
würde (KEMFERT et al. 2019c). 

Mit dem am 15. November 2019 vom Bundestag be-
schlossenen Bundes-Klimaschutzgesetz werden die zu-
lässigen Emissionsmengen für alle Sektoren erstmals 
bis 2030 gesetzlich festgeschrieben (Tz. 97). Zudem 
verabschiedete das Bundeskabinett Anfang Oktober 
2019 das Klimaschutzprogramm 2030 mit Maßnahmen 
zur Umsetzung. Zentral ist die Einführung einer Be-
preisung für die Sektoren Wärme und Verkehr ab dem 
Jahr 2021, was mit dem Brennstoffemissionshandels-
gesetz umgesetzt werden soll. Ein Festpreis pro Emis-
sionszertifikat soll zu Beginn 2021 bei 25 Euro liegen 
und auf 55 Euro in2025 ansteigen (s. Kasten 6-3). Dass 
die niedrig gewählten Preise jedoch ambitioniert genug 
sind, um in Einklang mit einem Paris-kompatiblen C02-

Budget stehen zu können, ist unwahrscheinlich. Für 
ausreichende Lenkungswirkungen braucht es eine 
höhere CO2-Bepreisung (BACH et al. 2019a; 2019b; 
FÖS 2019, S. 3; Agora Energiewende und Agora Ver-
kehrswende 2019). Zudem bestehen aufgrund der ge-
planten Festpreise erhebliche verfassungsrechtliche 
Bedenken, die geprüft werden müssen (KLINSKI und 
KEIMEYER 2019; ANTON! et al. 2019). Für die Ein-
führung von Festpreisen muss auf eine Obergrenze 
für die Gesamtmenge der zur Verfügung stehenden 
Emissionszertifikate verzichtet werden, denn diese 
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Sie tragen damit zur Professionalisierung der poli ti­
schen Steuerung bei (DUWE und STOCKHAUS 2019, 
S. 11).

Das Bundes­Klimaschutzgesetz verknüpft den Klima­
schutzplan und die Klimaschutzprogramme. Auf der 
einen Seite nimmt der regierungseigene Klimaschutz­
plan 2050 eine Langfristperspektive ein und steckt grob 
den Rahmen und die Ziele der zukünftigen Klimapoli­
tik ab. Das Bundes­Klimaschutzgesetz regelt primär die 
mittelfristige Operationalisierung dieser Ziele, aktuell 
bis 2030. Es stellt sicher, dass geeignete und ausrei­
chende Klimaschutzmaßnahmen in Form von Klima­
schutzprogrammen ergriffen werden, um das Reduk­
tionsziel von 55  % bis 2030 zu erreichen und die 
europäischen Klimaschutzverpflichtungen zu erfüllen. 
Diese sollen sowohl nach Fortschreibung des Klima­
schutzplans (§ 9 KSG) als auch nach Feststellung einer 
Umsetzungslücke (Sofortprogramm nach § 8 KSG) 
 beschlossen werden. Unklar ist jedoch, warum die eben­
falls regelmäßig vorgesehene Fortschreibung des 
 Klimaschutzplans im Bundes­Klimaschutzgesetz nicht 
 explizit genannt und vorgeschrieben wird, insbe­
sondere, da die Bundesregierung damit bereits in 
 Verzug ist.

96. Das Bundes­Klimaschutzgesetz schreibt zunächst
bis 2030 fest, die Treibhausgase um 55 % zu reduzieren 
(§ 3 Abs. 1 KSG). Das Bekenntnis, Treibhausgasneu­
tralität bis 2050 zu verfolgen, wird hingegen nur im
 Gesetzeszweck genannt und nicht weiter präzisiert. Das 
Gesetz sieht vor, dass die nationalen Klimaschutzziele

zukünftig verschärft werden können, sollte dies zur 
 Erfüllung europäischer oder internationaler Ziele not­
wendig sein (§ 3 Abs. 3 KSG). Wie dargelegt, ist dies 
bereits heute notwendig, da die bisherigen deutschen 
Klimaziele nicht als Paris­kompatibel zu erachten sind 
(s. Kap. 2.2). Die angedachte Anhebung des europä­
ischen Treibhausgasreduktionsziels für 2030 würde eine 
Anpassung der europäischen Klimaschutzverordnung 
nach sich ziehen, welche die dort vorgesehenen Emis­
sionsbudgets für die Nicht­ETS­Sektoren verringern 
würde (s. Tz. 90). Auch aus dieser Perspektive scheint 
eine zügige und ambitionierte Anpassung der deutschen 
Klimaziele notwendig.

97. Die aus dem Ressortprinzip abgeleitete Zuweisung
thematischer Verantwortlichkeiten kann dazu führen,
dass Umwelt­ und Klimafragen primär als Aufgabe des
Umweltministeriums begriffen werden (SRU 2019, u. a.
S. 165). Gleichzeitig werden Emissionen jedoch prinzi­
piell in Sektoren verursacht, für die andere Ministerien
verantwortlich sind. Damit besteht tendenziell ein ge­
ringer Anreiz für die anderen Ressorts zur Erreichung
der Ziele, wie auch am Beispiel der Nachhaltigkeitsstra­
tegie und ihrer Ziele sichtbar wird (ebd., S. 168). Das
Verfehlen des nationalen Treibhausgasreduktionsziels
2020 und die im Kasten 2­4 „Klimapolitische Zielver­
fehlungen Deutschlands und ihre finanziellen Folgen“
aufgezeigten finanziellen Risiken bei Verfehlung der
 europäischen Klimaziele spiegeln die unzureichende
 klimapolitische Verantwortung einzelner Sektoren für
ihre Emissionen wider. So trägt der gesamte Bundeshaus­
halt durch den Zukauf von Emissionszuweisungen im
Zweifel die Folgen einer unzureichenden sektoralen

ließe sich nicht mit festgelegten Preisen vereinbaren. 
Somit entstünde keine Knappheitssituation. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zum 
EU ETS aus dem Jahr 2018 allerdings zum Ausdruck 
gebracht, dass die Gesamtmenge der verfügbaren Emis-
sionen über ein Cap begrenzt werden muss, sodass ein 
Knappheitspreis entsteht (KLINSKI und KEIMEYER 
2019). Auch für den Gebäudesektor enthält das Klima-
schutzprogramm 2030 Maßnahmen. Darüber hinaus 
hat das Bundeskabinett Ende 2019 den Entwurf zum 
Gebäudeenergiegesetz (GEG-E) beschlossen, der die 
Änderungsrichtlinie (EU) 2018/844 zur Gebäudeeffi-
zienz-Richtlinie in deutsches Recht umsetzt (s. Kap. 7, 
Tz. 624). Zudem konkretisiert § 72 GEG-E das im Kli-
maschutzprogramm 2030 festgelegte Verbot des Ein-
baus neuer Ölheizungen ab dem Jahr 2026. Dieser 

wichtige Ansatz zum Erreichen eines nahezu klimaneu-
tralen Gebäudebestands, der in der Begründung zum 
GEG-E als Ziel angeführt wird, wird jedoch durch Aus-
nahmeregelungen abgeschwächt. So werden beispiels-
weise Hybridlösungen in Kombination mit Solarther-
mie auch noch nach 2026 erlaubt und finanziell 
gefördert. 

Damit die gewählten nationalen politischen Maßnah-
men in Einklang mit den Verpflichtungen des Klima-
abkommens von Paris stehen, kann das C02-Budget 
als (zusätzliche) Bewertungsgrundlage dienen. An-
hand eines Paris-kompatiblen C02-Budgets kann die 
nationale Klimapolitik auf Ambitions- und Umset-
zungslücken überprüft werden. 
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 Klimaschutzpolitik, anstatt dem Verursacherprinzip 
 entsprechend die Kosten an die verantwortlichen Sek­
toren und Ressorts weiterzugeben.

Aus dieser Sicht ist die Aufteilung des Treibhausgas­
reduktionsziels für 2030 auf sektorale Jahresemissions­
mengen (§ 4 KSG) im Bundes­Klimaschutzgesetz und 
die zentrale politische Innovation des Gesetzes zu be­
grüßen. Die Jahresemissionsmengen des Bundes­Klima­
schutzgesetzes entsprechen damit Treibhausgasbudgets 
bis 2030 (s. Abschn. 2.2.4.3) und übertragen den Ansatz 
politisch verbindlicher Budgets erstmals auf die natio­
nale Ebene. Sie orientieren sich an den Sektorzielen des 
Klimaschutzplans 2050 und definieren einen jahres­
genauen Emissionspfad für die einzelnen Sektoren. Aus­
nahme hiervon ist die Energiewirtschaft, für die nur für 
2020, 2022 und 2030 Jahresemissionsmengen definiert 
werden. Damit sind erstmals die einzelnen Ressorts für 
die Umsetzung der entsprechenden Sektorstrategien und 
Maßnahmen verantwortlich (§ 4 Abs. 4 S. 1 KSG). Über­
schreitet ein Sektor seine Jahresemissionsmenge, wird 
die Differenz auf das Emissionsbudget der nächsten Jahre 
angerechnet. 

In der Vergangenheit existierten keine ausreichenden 
Mechanismen, um weitere sektorale Maßnahmen zu er­
greifen, sollten sich beschlossene Klimaschutzmaßnah­
men als unzureichend erweisen. Das Bundes­Klima­
schutzgesetz sieht nun vor, dass das verantwortliche 
Ressort innerhalb von drei Monaten nach Ermittlung der 
Umsetzungslücke ein Sofortprogramm vorlegen muss 
(§ 8 Abs. 1 KSG), was im Anschluss von der Bundesre­
gierung beschlossen werden soll. Dies ist ein Schritt in 
die richtige Richtung. Wenig sinnvoll erscheint in die­
sem Kontext jedoch die vorgesehene Möglichkeit, die 
Jahresemissionsmengen zwischen den Sektoren zu ver­
schieben (§ 8 Abs. 2 KSG). Die mit der Einführung einer 
solchen Umverteilung der Jahresemissionsmengen ent­
stehende Flexibilität darf nicht auf Kosten der sekto ralen 
Verantwortlichkeit und der Wirksamkeit der Sektorzie­
le gehen. Es ist zu befürchten, dass ein Fehlanreiz für 
Ressorts geschaffen wird, auf die Umverteilung der Treib­
hausgasbudgets durch wiederholte Zielverfehlung zu 
 spekulieren. 

98. Aus Verfahrens­ und Partizipationssicht kann der 
politische Prozess zur Erstellung des Bundes­Klima­
schutzgesetzes und des Klimaschutzprogramms 2030 
kritisiert werden. Ursprünglich sollte ein Aktionspro­
gramm mit sektoralen Maßnahmenprogrammen zur Er­
reichung des 2030­Ziels bis Ende 2018 verabschiedet 
werden (BMU 2019a, S. 78 f.; CDU, CSU und SPD 2018, 

S. 142 f.). Tatsächlich kam es jedoch wiederholt zu Ver­
zögerungen. Auch deswegen konnte eine unabhängige 
Überprüfung der Wirksamkeit von vorgeschlagenen 
 Maßnahmen durch beauftragte Forschungsinstitute 
nicht wie geplant stattfinden (Der Spiegel 13.09.2019; 
BMVI 2019). Die politischen Verzögerungen hatten auch 
Folgen für die Einbeziehung der Zivilgesellschaft und 
die europäischen Berichtspflichten. So betrug der Zeit­
raum für die vorgesehene Verbändebeteiligung bei meh­
reren Gesetzesvorhaben des Klimaschutzprogramms 
weniger als einen Tag, was eine sinnvolle Beteiligung un­
möglich macht (Tagesspiegel Background Mobilität & 
Transport 07.11.2019). Bereits Ende 2018 hätte die Bun­
desregierung mit dem Entwurf des NECP gegenüber der 
Europäischen Kommission darlegen sollen, wie die deut­
schen Anteile an den europäischen Klimazielen erreicht 
werden sollen. In Ermangelung politischer Beschlüsse 
fehlte diese Folgenabschätzung zu den Klimawirkungen 
geplanter Maßnahmen. Auch die Europäische Kommis­
sion konnte den deutschen NECP­Entwurf damit nur 
unvollständig evaluieren. Die im Sommer 2019 durch­
geführte Onlinekonsultation zum Entwurf des deutschen 
NECP musste ohne Einbezug der erst später von der 
Bundesregierung im Rahmen des Klimaschutzpro­
gramms 2030 beschlossenen Maßnahmen stattfinden. 
Ob die abgegebenen Stellungnahmen in der Konsulta­
tion zum NECP umgekehrt in der politischen Entschei­
dungsfindung des Klimaschutzprogramms 2030 berück­
sichtigt wurden, ist nicht transparent nachvollziehbar. 
Auch die Frist zur Eingabe des finalen deutschen NECPs 
Ende 2019 wurde verpasst. Grundsätzlich bleibt unklar, 
inwiefern der in einem aufwendigen Beteiligungspro­
zess erstellte Maßnahmenkatalog des Klimaschutzplans 
2050 von der Bundes regierung bei der Formulierung des 
Klimaschutz programms 2030 mit seinen sektoralen 
Maßnahmen Berücksichtigung gefunden hat. Mit dem 
gewählten Mischsystem zur CO2­Bepreisung des 
Brennstoffemis sionshandelsgesetzes wurden die Emp­
fehlungen des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bezüglich der 
möglichen Vorteile eines eigenen Emissionshandelssys­
tems und einer reinen CO2­Steuer (Sachverständigen­
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung 2019, S. 110) nicht berücksichtigt. Auch die 
Vorschläge des Gutachtens zu sozial ausgewogenen 
Rückverteilungsoptionen wurden durch die Bundesre­
gierung nicht aufgegriffen. Schließlich wird das Klima­
schutzprogramm 2030 vielfach kritisiert, weil die darin 
enthaltenen Maßnahmen voraussichtlich nicht ausrei­
chen werden, um das nationale Klimaziel 2030 zu errei­
chen (EDENHOFER et al. 2019; HARTHAN et al. 2020). 
Damit droht auch ein Verfehlen der europäischen Ver­
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pflichtungen. Umso größere Bedeutung kommt der Ein­
bindung wissenschaft licher Expertise, dem Monitoring 
der Wirksamkeit und der regelmäßigen Überarbeitung 
der Maßnahmenprogramme zu.

2.4.3 Bundes-Klimaschutzgesetz 
im Kontext des Pariser 
 Klimaabkommens

99. Insbesondere die regelmäßige Überprüfung des 
Fortschritts zur Zielerreichung und die Fortschreibung 
von Zielen und Maßnahmen hat für die Klimapolitik eine 
herausgehobene Bedeutung. In dieser Hinsicht könnte 
das Bundes­Klimaschutzgesetz zukünftig weiter verbes­
sert und der Budgetgedanke zur Sicherstellung eines dem 
Pariser Klimaabkommen angemessenen Ambitions­
niveaus klarer verankert werden. Dazu kann unter 
 anderem die Stärkung entsprechender wissensbasierter 
Institutionen beitragen. Mit dem Expertenrat für Klima­
fragen sieht das Bundes­Klimaschutzgesetz (§ 11 und 
§12 KSG) ein Gremium vor, welches durch seine inter­
disziplinäre Zusammensetzung aus fünf Mitgliedern 
beste Voraussetzungen für die Erfüllung dieser Aufgaben 
mitbringt. Das Gremium könnte jedoch noch wirkungs­
voller in die Klimagovernance integriert werden. Ziel 
 sollte es immer sein, der Bundesregierung und dem Bun­
destag die notwendige Expertise bereitzustellen, um wis­
sensbasierte Entscheidungen für die Dekarbonisierung 
zu erleichtern. In Ländern mit entsprechenden Bera­
tungsgremien tragen diese daher zu einer umfassenden 
öffentlichen Debatte bei (DUWE und STOCKHAUS 
2019, S. 28).

100. Das Bundes­Klimaschutzgesetz definiert für den 
Expertenrat für Klimafragen im Kern eine Reihe an Auf­
gaben. Er prüft die durch das UBA veröffentlichten Emis­
sionsdaten der verschiedenen Sektoren auf Richtigkeit 
(§ 12 Abs. 1 KSG). Im Anschluss wird die Analyse der 
Bundesregierung vorgelegt. Der Mehrwert dieser Prü­
fung bleibt unklar. Die bisherige Umsetzungslücke ergab 
sich unter anderem aus den zu optimistischen Projek­
tionsberichten (s. Kasten 2­4). An der fachlichen Qua­
lität der Emissionsdaten für die vergangenen Jahre 
 bestand kein Zweifel. Anhand dieser Daten kann aus­
schließlich ex post überprüft werden, ob die Sektoren 
ihre jährlichen Emissionsobergrenzen eingehalten haben. 
Sollte dies nicht der Fall sein, verpflichtet sich die Bun­
desregierung zur Verabschiedung eines Sofortprogramms 
(§ 8 Abs. 1 KSG), um die Jahresemissionsmengen zu­
künftig wieder einzuhalten. Der Expertenrat prüft die 

Annahmen zur Treibhausgasminderungswirkung der in 
dem Sofortprogramm enthaltenen Maßnahmen (§ 12 
Abs. 2 KSG). 

Darüber hinaus soll die Bundesregierung eine Stellung­
nahme des Expertenrats zu der Minderungswirkung 
 einholen, bevor sie Jahresemissionsmengen zwischen 
 Sektoren verschiebt, ein Klimaschutzprogramm verab­
schiedet oder den Klimaschutzplan fortschreibt (§ 12 
Abs. 3 KSG). Damit kommt dem Expertenrat primär die 
Aufgabe zu, die sektorale Emissionsminderung nachträg­
lich zu dokumentieren und die Wirkung der regierungs­
eigenen Klimaschutzmaßnahmen der Bundesregierung 
auf Plausibilität zu überprüfen.

Ambitionsniveau und Klimaziele
101. Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass einem 
dedizierten, klimapolitikspezifischen Expertengremium 
eine aktivere Rolle zur Beurteilung des Ambitionsniveaus 
und der proaktiven Verhinderung von Umsetzungs­
lücken  zugeschrieben werden könnte. Als wirksam in 
Hinblick auf das Ambitionsniveau hat sich auch das Man­
dat des britischen Committee on Climate Change (CCC) 
erwiesen. Dieses schlägt der Regierung auf Basis seiner 
Analysen Kohlenstoffbudgets für jeweils fünf Jahre vor, 
die im Anschluss im Britischen Parlament debattiert und 
in der Regel ohne wesentliche Abweichungen gesetzlich 
verabschiedet werden (DUWE et al. 2017, S. 59). Damit 
adressiert die Arbeit des CCC das Ambitionsniveau sowie 
die mögliche Ambitionslücke der britischen Klimapoli­
tik proaktiv und unterstützt die politischen Entschei­
dungsträgerinnen und Entscheidungsträger dabei, diese 
zu verringern. Dadurch, dass der Vorschlag des CCC 
Grundlage für die politischen Debatten bildet, werden 
sich Gesetzgeber und die Regierung eher rechtfertigen 
müssen, wenn sie vom wissenschaftlich gebotenen Bud­
get abweichen wollen.

102. Es wurde gezeigt, dass die deutschen Klimaziele 
nicht ausreichen, um das Pariser Klimaabkommen zu 
 erfüllen. Daher sollte die wissenschaftliche Expertise ver­
stärkt genutzt werden, um die Ambitionslücke proaktiv 
zu adressieren indem ein faires, Paris­kompatibles CO2­
Budget zur Basis der Bewertung von Klimazielen wird. 
In diesem Zusammenhang könnte der Expertenrat die 
Regierung dabei beraten, wie groß ein solches Paris­kom­
patibles CO2­Budget sein könnte. In Abschnitt 2.2.4.2 
wurde die Rechnung für ein solches Paris­kompatibles 
Budget dargelegt. Die Bundesregierung sollte ein CO2­
Budget zur transparenten Evaluationsgrundlage des Am­
bitionsniveaus der Klimaziele erklären. Der Expertenrat 
könnte im Anschluss Empfehlungen zur Anpassung der 
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deutschen Klimaziele an das regierungseigene CO2­Bud­
get geben. 

Ob Klimaziele am besten in Form von jahresgenauen Sek­
torbudgets oder unter Beibehaltung der Punktziele for­
muliert werden, kann nicht abschließend beantwortet 
werden. Mit politisch verabschiedeten verbindlichen 
Treibhausgasbudgets erfolgt eine naheliegende Opera­
tionalisierung des naturwissenschaftlich abgeleiteten 
 Paris­kompatiblen CO2­Budgets. Auch aus Sicht der eu­
ropäischen Vorgaben, die ebenfalls Jahresemissionsober­
grenzen für den EU ETS und die Nicht­ETS­Sektoren 
 definieren, scheint ein auf Budgets basierendes Zielsys­
tem naheliegend. Allerdings erreichen Punktziele teil­
weise eine höhere politische Dynamik (Committee on 
Climate Change 2017, S. 11) und bieten mehr Flexibili­
tät auf dem Weg der Zielerreichung (Danish Council on 
Climate Change 2019, S. 18). Diese Flexibilität zwischen 
den Sektoren kann helfen, dass die Klimaziele kosten­
günstiger oder mit stärkerer Berücksichtigung der Ver­
teilungswirkung erreicht werden (s. Abschn. 2.2.4.3). 
Mit der zunehmenden Sektorkopplung und der damit 
verbundenen Elektrifizierung wird zukünftig auch die 
Schwierigkeit weiter zunehmen, Emissionen einzelnen 
Sektoren klar zuzuordnen. Wie die Umsetzungslücke der 
letzten Jahre gezeigt hat, birgt ein allein auf Punktziele 
beschränktes Zielsystem aber umgekehrt das Risiko, 
dass  Emissionsminderungen in die Zukunft verscho­
ben  werden (Danish Council on Climate Change 2019, 
S. 18).

In der Praxis scheint ein Mischsystem am geeignetsten, 
die Sicherheit der Zielerreichung mit Flexibilität auf dem 
Weg dorthin zu vereinbaren. Das Bundes­Klimaschutz­
gesetz geht einen Schritt in diese Richtung, indem das 
Punktziel für 2030 um die zulässigen Jahresemissions­
mengen auf dem Weg dorthin ergänzt wird, womit die 
Sektorziele des Klimaschutzplans 2050 verbindlich wer­
den. Die Vorteile beider Zielsysteme könnten weiter ver­
bunden werden, indem zukünftig Zwischenziele (bspw. 
für 2025 etc.) und ergänzende qualitative Indikatoren 
definiert oder zusätzliche Verrechnungs­ und Anreiz­
strukturen für die (Über­)Erfüllung von Sektorzielen 
 geschaffen werden.

Monitoring und Umsetzung
103. In der Vergangenheit haben sich Reduktionsszena­
rien des Projektionsberichts der Bundesregierung als zu 
optimistisch erwiesen (von LÜPKE und NEUHOFF 2019, 
S. 78). Das Bundes­Klimaschutzgesetz verpflichtet die 
Bundesregierung dazu, vor Verabschiedung von Maßnah­
menprogrammen die Treibhausgasreduktionsannahmen 

durch den Expertenrat auf Plausibilität überprüfen zu 
lassen. Der deutsche Expertenrat für Klimafragen darf 
jedoch nicht eigenständig tätig werden. Er kann jedoch 
vom Bundestag oder der Bundesregierung mit der Erstel­
lung eines Sondergutachtens beauftragt werden (§ 12 
Abs. 3 S. 2 KSG). Er hat zudem kein Mandat zur Bewer­
tung der vorgeschlagenen Maßnahmen jenseits der Emis­
sionsminderungswirkung oder zur Formulierung eigener 
Vorschläge. 

In anderen Ländern können vergleichbare Gremien ei­
genständig klimarelevante Themen bearbeiten und 
 tragen damit zur politischen Debatte bei. So soll bei­
spielsweise der schwedische Klimarat nicht nur die 
Wirksamkeit klimapolitischer Maßnahmen bewerten, 
sondern explizit das gesamte Regierungshandeln auf 
seine klimapolitischen Folgen untersuchen (BRUHIN 
et al. 2018, S. 14). Er präsentiert ein jährliches Gutach­
ten, bei dem er neben der allgemeinen Berichterstat­
tung als dringend erachtete klimapolitische Handlungs­
felder in den Blick nimmt. Auch der britische CCC 
wertet regelmäßig aus, inwiefern beschlossene klima­
politische Maßnahmen ausreichen, um Fünfjahres­Koh­
lenstoffbudgets einzuhalten, und welche Maßnahmen 
die Umsetzungslücke verkleinern könnten. Die Regie­
rung ist dabei verpflichtet, zu diesen Berichten Stellung 
zu nehmen (von LÜPKE und NEUHOFF 2019, S. 78). 
Damit wird eine mögliche  klimapolitische Umsetzungs­
lücke proaktiv adressiert. 

104. Um eine unzureichende Emissionsminderung und 
damit weitere Umsetzungslücken frühzeitig vermeiden 
zu können, sollte der Expertenrat daher das Mandat 
 bekommen, sich mit der zukünftigen Emissionsentwick­
lung auseinandersetzen und eigenständige Maßnahmen­
programme vorschlagen zu dürfen (EDENHOFER et al. 
2019, S. 13). Denkbar wäre beispielsweise, den Exper­
tenrat mit der Entwicklung von möglichen zukünftigen 
Maßnahmenprogrammen zu betrauen. Zusätzlich könn­
te der Rat die Projektionsberichte der Bundesregierung 
überprüfen. Die Expertise könnte im Anschluss der Bun­
desregierung und dem Bundestag übergeben werden und 
diesen als Orientierung für die Wirksamkeit verschiede­
ner Maßnahmen und als Grundlage des politisch zu for­
mulierenden Klimaschutzprogramms dienen. Eine Par­
lamentsdebatte der Gutachten trägt dabei zu einer 
wissensbasierten öffentlichen Debatte und Transparenz 
bei und erfolgt so bereits in anderen Ländern (DUWE 
et al. 2017, S. 60).
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Einbindung in die Beratungslandschaft
105. Deutschland weist neben dem Expertenrat für 
Klima fragen bereits eine differenzierte wissenschaft liche 
Gremien­ und Akteursstruktur auf, die bisher jedoch 
nicht ausreichend politisches Gehör gefunden hat. Für 
die Energiewende wurde die Expertenkommission zum 
Monitoring­Prozess „Energie der Zukunft“ der Bundes­
regierung geschaffen. Der Klimaschutzplan 2050 sieht 
zudem einen wissenschaftlichen Begleitprozess für die 
Überarbeitung und Fortschreibung der Ziele und 
 Maßnahmen vor (BMU 2019a, S. 79), der 2019 mit dem 
Lenkungskreis der Wissenschaftsplattform zum Klima­
schutzplan 2050 institutionalisiert wurde. Für die 
 Zukunft scheint es entscheidend, ein stärkeres Augen­
merk auf die Architektur der verschiedenen Beratungs­
gremien, ihre Rolle sowie deren Ressourcenausstattung 
zu legen (EDENHOFER et al. 2019, S. 14). Denkbar ist 
beispielsweise, die Expertise der existierenden Bera­
tungsgremien bei geeigneten Fragestellungen zu bün­
deln, insbesondere, um der engen Verknüpfung energie­ 
und klimapolitischer Fragestellungen Rechnung zu 

tragen. Weiterhin ist anzunehmen, dass ein Expertenrat 
mit entsprechender Ressourcenausstattung und der hier 
beschriebenen institutionellen Aufwertung sich bei po­
litischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs­
trägern sowie in der Öffentlichkeit leichter Gehör ver­
schaffen könnte. 

Fortschreibung, Politikzyklen und europäische 
Einbindung
106. Für 2025 sieht das Bundes­Klimaschutzgesetz be­
reits die Festlegung von sektoralen Jahresemissionsmen­
gen über das Jahr 2030 hinaus vor. Für diese Konkre­
tisierung der zukünftigen Sektorziele empfiehlt es sich, 
den Expertenrat für Klimafragen mit der Entwicklung 
verschiedener Dekarbonisierungsszenarien und den 
dafür notwendigen technologischen und ökonomischen 
sektoralen Entwicklungen zu beauftragen. Diese sollten 
der Bundesregierung und dem Bundestag vorgelegt wer­
den. Nur so kann beurteilt werden, welche Emissions­
minderung der Sektoren einer angemessenen Aufteilung 
der Reduktionsleistung entspricht. Dies kann helfen, dass 

 ɦ Abbildung 2-12 
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die Sektorziele einen möglichst kostengünstigen und so­
zial verträglichen Pfad in Richtung Dekarbonisierung 
ebnen und Fehlinvestitionen vermieden werden.

107. Wichtig wäre es schließlich, die deutsche Klima­
governance stärker auf die existierenden europäischen 
und internationalen Politikzyklen und ­anforderungen ab­
zustimmen. Es wurde dargelegt, dass die Verzögerungen 
in der Formulierung des Klimaschutzprogrammes 2030 
bereits Auswirkungen sowohl auf europäische Berichts­
pflichten als auch auf Beteiligungsprozesse hatten. Aktu­
ell besteht die Gefahr, dass zwischen Klimaschutzpro­
gramm 2030, der turnusgemäßen, aber bereits  verzögerten 
Überarbeitung des Klimaschutzplans, der NECP­Bericht­
erstattung, der Anhebung der europä ischen Klimaziele für 
2030 sowie dem europäischen  Langfristziel ein Neben­
einander verschiedener Überarbeitungszyklen und inhalt­
licher Festlegungen entsteht. Es wäre daher sinnvoll, die 
Vorgaben des Bundes­Klimaschutzgesetzes und die regie­
rungseigenen klima­ und energierelevanten Strategien 
noch stärker auf die existierenden europäischen Berichts­
pflichten und ­zyklen auszurichten (s. Abb. 2­12; SCHLA­
CKE und LAMMERS 2018). Die Fortschreibung des Kli­
maschutzplans findet im Bundes­Klimaschutzgesetz keine 
Erwähnung. Ein Beitrag hierzu könnte die Überarbeitung 
des Klimaschutzplans (und in Folge auch der Klimaschutz­
programme) in festen, an die Projektions­ und europä­
ischen Fortschrittsberichte gekoppelten Zyklen sein. 

Ratsam wäre dafür auch eine insgesamt stärkere Verzah­
nung von Klimapolitik und anderen Politikfeldern. Dies 
trifft insbesondere auf die Energiepolitik zu. Der SRU 
hat bereits Vorschläge zur Verankerung der Nachhaltig­
keitspolitik in allen Ressorts und der verstärkten Prü­
fung von politischen Programmen und Strategien auf ihre 
Nachhaltigkeit gemacht (SRU 2019, S. 166 ff.). Analoge 
Vorgaben für Vorhaben mit Klimarelevanz wären denkbar.

Aktuell droht eine weitere Vergrößerung der Umset­
zungslücke durch die von der neuen Europäischen Kom­
mission vorgeschlagene Anhebung der 2030­Ziele. Sinn­
voll erscheinen eine zeitnahe Anhebung der existierenden 
deutschen Klima­ und Sektorziele für 2030 und eine 
stärkere Ausrichtung an einem mit dem Pariser Klima­
abkommen kompatiblen CO2­Budget. Dies hätte neben 
der Tatsache, dass eine Anhebung der deutschen Kli­
maziele aus Perspektive des CO2­Budgets sowieso ge­
boten ist, zwei Vorteile: Zum einen hätte Deutschland 
damit eine glaubhaftere Verhandlungsbasis und könn­
te sich in den bevorstehenden Verhandlungen im Eu­
ropäischen Rat besser für eine mit den Vorgaben des 
Pariser Klimaabkommens vereinbare Anhebung der eu­

ropäischen 2030­Ziele einsetzen. Zum anderen würde 
dies eine reaktive und späte Anpassung der deutschen 
Sektorziele und des Klimaschutzprogramms 2030 ver­
meiden. Bei einer verzögerten Anhebung der deutschen 
Sektorziele 2030 an die dann höheren europäischen An­
forderungen drohen sonst weitere Zielverfehlungen der 
Nicht­ETS­Sektoren und mögliche weitere Mehrkos­
ten durch den Zukauf von Emissionsrechten aus dem 
Ausland (s. Kasten 2­4).

2.5 Handlungsempfehlungen

108. Der SRU empfiehlt der Bundesregierung sowie ande­
ren beteiligten Entscheidungsträgerinnen und Entschei­
dungsträgern die nachfolgenden Eckpfeiler einer Klimapo­
litik, welche den klimawissenschaftlich notwendigen und 
international gerechten Beitrag Deutschlands zur Einhal­
tung des Pariser Klimaabkommens sichert (s. Abb. 2­13).

Das CO2-Budget als zentrale Messgröße für 
den Klimaschutz anwenden
109. Klimaziele und Maßnahmen an einem Paris-kompa-
tiblen CO2-Budget ausrichten. Auf europäischer Ebene 
existieren mit der Klimaschutzverordnung und dem 
EU ETS bereits Klimaschutzziele, die Jahresemissions­
mengen und damit Treibhausgasbudgets definieren. 
Auch das Bundes­Klimaschutzgesetz beinhaltet sektor­
spezifische Budgets bis 2030. Daneben bestehen wei­
terhin prozentuale Reduktionsziele jährlicher Treib­
hausgasemissionen gegenüber einem Basisjahr. Die 
Erderwärmung hängt weitgehend von der über alle 
Jahre addierten Gesamtmenge der klimawirksamen 
Emissionen ab. Deshalb muss eine Obergrenze an Ge­
samtemissionen eingehalten werden, wie sie mit dem 
CO2­Budget als vereinfachte Variante des Klimabud­
gets ausgedrückt wird. Unabhängig davon, in welcher 
Form Ziele für bestimmte Jahre oder Sektoren formu­
liert werden und wie Emissionsreduk tionen bewirkt 
und gesteuert werden, sollte die Wirksamkeit nationa­
ler und europäischer Klimaschutzmaßnahmen und das 
Ambitionsniveau von Reduktionszielen daher am Maß­
stab des CO2­Budgets gemessen werden. 

110. Die aktuelle Größe des verbleibenden CO2-Budgets 
Deutschlands offiziell feststellen und fortlaufend begleiten. 
Die Bundesregierung sollte sich zu einem CO2­Budget 
bekennen, das sie zum Maßstab ihrer zukünftigen 
Klima politik macht. Sie kann den Expertenrat für 
Klima fragen damit beauftragen, aktuell gültige Werte 
für das nationale und europäische CO2­Budget festzu­
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stellen (s. Tz. 118) und sollte dem wissenschaftlichen 
Rat folgen. Die Größe des nationalen CO2­Budgets ist 
trotz bestehender Unsicherheiten hinreichend belast­
bar aus den Studien des IPCC zum globalen CO2­Bud­
get abzuleiten, sofern man sich auf ein geeignetes Prin­
zip der internationalen Verteilungsgerechtigkeit 
festgelegt hat. Sollte das maßgebliche Budget aufgrund 
zukünftiger Erkenntnisse sinken, müsste die Klimapo­
litik nachgeschärft werden. Sollte es steigen, wird die 
Zielerfüllung vereinfacht. 

111. Empfehlung für die Größe des nationalen CO2-Budgets. 
Der SRU legt mit diesem Kapitel dar, wie sich ein natio­
nales CO2­Budget berechnen lässt. Die Empfehlung des 
SRU beruht auf den Temperaturzielen des Pariser Kli­
maabkommens. Das hier gewählte CO2­Budget bezieht 
sich auf eine Erwärmung von 1,75 °C, ergänzend wird 

ein Budget für eine Erwärmung von 1,5 °C angegeben. 
Bei einer Vernachlässigung historischer Emissionen und 
bei Anwendung des Prinzips gleicher Emissionsrechte 
pro Kopf der heutigen Weltbevölkerung ergibt sich für 
Deutschland ein verbleibendes CO2­Budget ab dem 1. Ja­
nuar 2020 von 6,7 Gt CO2. Das Budget wäre bei anhal­
tenden Emissionen auf dem heutigen Niveau im Jahr 
2029 erschöpft. Bei linearer jährlicher Reduktion der 
Emissionen reicht es bis zum Jahr 2038. Das Ziel einer 
Treibhausgasneutralität im Jahr 2050 erfordert sehr  steile 
Einschnitte in den kommenden Jahren, um fortlaufende 
Emissionsmengen auf niedrigem Niveau bis zur Jahrhun­
dertmitte zu ermöglichen. Eine Begrenzung der Erd­
erwärmung auf 1,5 °C ist ebenfalls gut begründbar und 
 entsprechende Anstrengungen sind im Pariser Klimaab­
kommen vorgesehen. Das verbleibende CO2­Budget für 
1,5 °C wäre mit 4,2 Gt CO2 ab dem 1. Januar 2020 deut­

 ɦ Abbildung 2-13 
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lich kleiner, die Treibhausgasneutralität müsste früher 
erreicht werden. Eine lineare Reduktion der Emissionen 
auf die Treibhausgasneutralität im Jahr 2050 würde einen 
bis zur Jahrhundertmitte fortdauernden, überpropor­
tional großen Anteil Deutschlands am globalen CO2­Bud­
get festschreiben. Dies widerspricht einer Annahme welt­
weit gleicher Nutzungsrechte an der Atmosphäre.

Eckpunkte zur Einhaltung des CO2-Budgets 
einbeziehen
112. Ausstieg aus Kohle, Erdöl, Erdgas, Benzin und Diesel. 
Aufgrund der bislang unzureichenden Klimapolitik sind 
die noch verbleibenden CO2­Budgets in ihrer Größe in­
zwischen merklich begrenzt und erfordern, dass die Nut­
zung fossiler Ressourcen vergleichsweise rasch beendet 
wird. Ein schnelles Ende der Kohleverstromung schon 
bis 2030 würde Budgetspielraum eröffnen. Der SRU be­
wertet positiv, dass der Kohleausstieg in Deutschland 
umgesetzt wird. Er empfiehlt aber darüber hinaus, den 
notwendigen Ausstieg aus der Nutzung fossilen Erdöls 
und Erdgases sofort politisch und planerisch in Angriff 
zu nehmen, um Fehlinvestitionen in weitere fos sile Tech­
nologien zu vermeiden und die notwendigen Transfor­
mationen einzuleiten. Entsprechend ist die Nutzung von 
Benzin und Diesel aus klimapolitischer Sicht schrittwei­
se zu beenden. 

113. Den raschen Ausbau erneuerbarer Energien systematisch 
als Gegenstück zum Ausstieg aus fossiler Energieproduktion be-
greifen. Ob ein durch das CO2­Budget vorgegebener Aus­
stiegspfad umsetzbar ist, hängt auch von der Rate des Auf­
baus von Alternativen ab. Die Diskussion über den Ausstieg 
aus der Nutzung fossiler Ressourcen sollte daher systema­
tisch mit dem Umstieg auf erneuerbare Energien und Fra­
gen der Sektorkopplung sowie der Rohstoffverfügbarkeit 
erfolgen. Der SRU empfiehlt, das Ziel von 100 % erneuer­
barer Energie in einem Zeithorizont zu etablieren, der dem 
Ausstiegspfad entspricht, mit dem das Paris­kompatible 
CO2­Budget eingehalten werden kann. Heutige Investi­
tionen in Technologien und die Energieinfrastruktur sind 
entscheidend für die Emissionen Mitte des Jahrhunderts. 
Daher müssen heutige Investitionen mit einer treibhaus­
gasneutralen Wirtschaft Mitte des Jahrhunderts kompati­
bel sein. Lock­in­Effekte und Pfadabhängigkeiten durch 
Brückentechnologien, die zwar kurzfristig wirken, aber 
mittel­ bis langfristig das Erreichen der Klimaziele er­
schweren, müssen vermieden werden. Staatliche Förder­
programme sollten stärker auf erneuerbare Energiequel­
len und dekarbonisierte Technologien ausgerichtet und 
die Förderung und Subventionierung fossiler Technolo­
gien sollte beendet werden.

114. Der Umstieg auf 100  % erneuerbare Energien sollte 
weitere Eckpunkte einer umweltgerechten Umsetzung berück-
sichtigen. Grundsätzlich darf der Ausbau erneuerbarer 
Energien den Umwelt­, Landschafts­ und (auf größerem 
Maßstab) Biosphärenschutz nur so gering wie möglich 
beeinträchtigen. Fragen des Flächen­ und Wasserver­
brauchs, der Düngung, der Landschaftsstruktur, des Bio­
diversitäts­ und Gewässerschutzes und der konkurrie­
renden Nutzungen sollten in der Planung berücksichtigt 
werden. Daneben sollte der Ausbau unter folgenden Rah­
menbedingungen erfolgen: 

 ɦ Der vollständige Verzicht auf Atomenergie ab 2022 in 
Deutschland muss bestehen bleiben; die gesellschaft­
lich anerkannten Gründe einer Vermeidung fundamen­
taler Risiken für Umwelt und Gesundheit bleiben eben­
so gültig wie ökonomische Gründe, welche auch global 
deutlich gegen eine Nutzung der Atomenergie sprechen. 

 ɦ Die energetische Nutzung von Holzbiomasse sollte 
nur dann erfolgen, wenn die Klimawirksamkeit der 
Nutzung nachgewiesen ist und sie aus sorgfältig kon­
trollierter, nachhaltiger Produktion, insbesondere aus 
Rest­ und Abfallstoffen, stammt. Dies ermöglicht eine 
regional differenzierte Nutzung, schließt aber eine flä­
chendeckende Erweiterung auf große Volumina aus. 
Insbesondere ist der Import von Holzbiomasse zur 
energetischen Nutzung nur unter strengen Kriterien 
vertretbar. Die Etablierung eines entsprechenden 
Marktes ist kritisch zu  begleiten und Fehlentwicklun­
gen muss frühzeitig entgegengesteuert werden. Die 
Bundesregierung sollte darüber hinaus ein integrier­
tes Gesamtkonzept zur Biomassenutzung entwickeln. 
Zwar existieren Analyse­ und Politikansätze zu einer 
künftig ausgeweiteten Nutzung von Biomasse, es be­
steht jedoch die Gefahr von Fehlentwicklungen, ins­
besondere mit Blick auf den Import. Mit Bezug auf den 
Klimaschutz sollte systematisch erfasst werden, wie 
viel Biomasse die verschiedenen Sektoren zur Emis­
sionsminderung einplanen, und ein in der Gesamtmen­
ge realistisches Gesamtkonzept entwickelt werden.

 ɦ Aufgrund der mit Gewinnung und Produktion verbun­
denen Umweltwirkungen und eines niemals vollstän­
dig möglichen und ebenfalls mit Umweltwirkungen 
verbundenen Recyclings sollte der Bedarf an Rohstof­
fen grundsätzlich so gering wie möglich gehalten wer­
den. Neben Maßnahmen der Energie­ und Material­
effizienz sollten Dekarbonisierungspfade deshalb 
unbedingt die möglichst weitgehende Minimierung 
des gesamten Energiebedarfs beinhalten und Maß­
nahmen entwickeln, die darauf hinwirken. 
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 ɦ Die erneuerbaren Energien sind materialseitig be­
grenzt, da die Gewinnung der für die neuen Techno­
logien notwendigen Rohstoffe mit erheblichen Um­
weltbelastungen verbunden ist. Deshalb müssen 
Rohstoffbedarfe  inklusive Umweltwirkungen sowie 
Recycling bei der Entwicklung von Dekarbonisie­
rungspfaden immer mitbetrachtet werden (s. a. SRU 
2017b, Kap. 3.5). 

115. Das Potenzial von CCS sollte unter Anlegung strenger 
Kriterien ausschließlich auf die Neutralisierung geringer, un-
vermeidlicher Restemissionen beschränkt bleiben, um mittel-
fristig vollständige Treibhausgasneutralität zu erreichen. Ver­
fahren zur Extraktion von CO2 aus der  Atmosphäre oder 
direkt aus Industrieprozessen sind für größere Anwen­
dungen derzeit größtenteils spekulativ, häufig energie­
intensiv (z. B. DACCS), verbrauchen wichtige Umwelt­
ressourcen (z. B. BECCS) und finden zudem wenig 
öffentliche Akzeptanz. Diese sich entwickelnden Techno­
logien sollten daher nicht als Teil von Strategien zur Min­
derung der notwendigen Emissionsreduktionen verplant 
werden. Eine rechnerische Erhöhung des nationalen CO2­
Budgets durch negative Emissionen darf nicht erfolgen. 
Das Ziel der Treibhausgasneutralität bedeutet, die Emis­
sionen in allen Sektoren möglichst stark zu reduzieren 
und insbesondere in der Energiewirtschaft und im Ver­
kehr weitestgehend zu vermeiden. Die Menge negativer 
Emissionen, die durch organische Kohlenstoffspeiche­
rung, wie zum Beispiel eine nachhaltige Wald­ und Boden­
bewirtschaftung, möglich ist, ist für die Zukunft sehr un­
sicher und von den klimatischen Bedingungen abhängig. 
Ein Ausbau der natürlichen Senken kann jedoch die Wahr­
scheinlichkeit erhöhen, das Budget einzuhalten. Obwohl 
das Potenzial negativer Emissionen derzeit nicht Teil der 
strategischen Planung sein sollte, ist deren weitere wis­
senschaftliche Erforschung und technologische Entwick­
lung sinnvoll.

Budgetlogik und ambitionierte Umsetzung 
von Klimaschutzmaßnahmen in der Klima-
governance verankern
116. Mit Blick auf das begrenzte CO2-Budget, das deutsche 
Langfristziel 2050 und die europäischen Debatten bedürfen 
die deutschen Klimaziele für 2030 und 2040 einer deutlichen 
Verschärfung. Eine politische Debatte über die Anhebung 
der deutschen Klimaziele und zur Verabschiedung 
 weiterer Klimaschutzmaßnahmen sollte daher zeitnah 
geführt und kontinuierlich weiterverfolgt werden. Das 
Bundes­Klimaschutzgesetz sieht die Möglichkeit der 
Zielanhebung explizit vor, sollte dies zur Erfüllung eu­
ropäischer oder internationaler Klimaschutz ziele not­

wendig sein. Dies ist der Fall, wie die Berechnung eines 
Paris­kompatiblen CO2­Budgets gezeigt hat. Das Ambi­
tionsniveau der Klimaziele sollte daher an diesem CO2­
Budget gemessen und eine mögliche Ambitionslücke 
offen diskutiert werden. Dazu ist es nicht notwendig, zu­
künftig allein auf Treibhausgasbudgets zur politischen 
Steuerung zu setzen. Vielmehr sollten die Reduktionszie­
le so ausgestaltet werden, dass sie mit einem Paris­kom­
patiblen CO2­Budget vereinbar sind.

Da es sich die neue Europäische Kommission mit dem 
European Green Deal zum Ziel gesetzt hat, das Ambi­
tionsniveau der Klimaziele 2030 anzuheben und Treib­
hausgasneutralität bis 2050 anzustreben, bedürfen die 
deutschen Klimaziele auch in dieser Hinsicht einer An­
passung. Hebt Europa das Treibhausgasreduktionsziel 
2030 auf 50 bis 55 % an, wie von der Europäischen Kom­
mission vorgeschlagen, und senkt die jährlichen Emissi­
onszuweisungen der Klimaschutzverordnung, drohen er­
hebliche Kosten für die Bundesrepublik durch den 
notwendigen Erwerb weiterer Emissionsberechtigungen 
anderer Mitgliedstaaten über das bereits projektierte 
Maß hinaus.

117. Das Bundes-Klimaschutzgesetz ist ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Es sollte nachfolgend systematisch darauf 
 ausgerichtet werden, sowohl die Ambitions- als auch die Um-
setzungslücke zu schließen. Mit dem Bundes­Klimaschutz­
gesetz sind die nationalen Klimaziele erstmalig gesetz­
lich verankert. Zulässige Jahresemissionsmengen tragen 
zu einem höheren Maß an Ressortverantwortung bei und 
helfen, zukünftige Umsetzungslücken zu vermeiden. Für 
den LULUCF­Bereich ist im nächsten Jahrzehnt europa­
rechtlich ein verbindlicher Ausgleich von Emissionen 
und Senken durch die Landnutzung vorgesehen. Da auch 
hier das Ressortprinzip zum Tragen kommt, könnte die 
Landnutzung als eigener Sektor mit einem jährlichen, an 
den europäischen Vorgaben orientierten Budget bei den 
zulässigen Jahresemissionsmengen ergänzt werden.

Das existierende Klimaschutzprogramm reicht voraus­
sichtlich nicht aus, um die gesetzlich festgelegten Jah­
resemissionsmengen einzuhalten. Die Umsetzungslücke 
der Klimapolitik wird für Deutschland zum Haushaltsri­
siko, die Kosten werden aber nicht von den Verursachern 
getragen. Würden die Kosten für den Erwerb zusätzli­
cher Emissionsrechte aus anderen Mitgliedstaaten an 
den entsprechenden Ressorthaushalt übertragen, ent­
spräche dies dem Verursacherprinzip. Denkbar wäre auch 
eine sektorale Anpassung der CO2­Bepreisung bzw. eine 
Verteuerung der CO2­Zertifikate des nationalen Emissi­
onshandelssystems in Folge einer sektoralen Zielverfeh­
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lung. Dies würde zusätzliche Einnahmen für den Erwerb 
der notwendigen Emissionsrechte generieren und dämp­
fend auf die Emissionsentwicklung im entsprechenden 
Sektor wirken.

118. Die Einbindung und Berücksichtigung von wissenschaft-
licher Expertise für klimapolitische Zielsetzungen sowie der 
Entwurf von Maßnahmen und die Evaluation ihrer Wirk-
samkeit sind zu stärken. Mit dem durch das Bundes­Kli­
maschutzgesetz etablierten Expertenrat für Klimafragen 
existiert zukünftig ein Gremium, welches umfassende 
wissenschaftliche Kompetenz im Bereich der Klimawis­
senschaft, ­politik und ­ökonomie besitzt. In Anbetracht 
dessen fällt sein Mandat verhältnismäßig klein aus. 

Der Expertenrat soll zukünftig die Emissionsentwick­
lung sowie eine mögliche Umsetzungslücke dokumen­
tieren und wird beim Beschluss von Klimaschutzpro­
grammen von der Regierung zur Bestätigung der 
Treibhausgasminderungswirkung konsultiert. Damit be­
schränkt sich sein Mandat weitgehend auf die Evalua­
tion. Ein wirksames Monitoring umfasst aber weitere As­
pekte. Um Umsetzungslücken bereits frühzeitig zu 
erkennen und eine wissensbasierte öffentliche Debatte 
über Klimaschutzmaßnahmen zu ermöglichen, sollte 
daher das Mandat des Expertenrats für Klimafragen auf­
gewertet werden:

 ɦ Das Gremium sollte das Ambitionsniveau der deut­
schen Klimaziele evaluieren und gegebenenfalls eine 
Anpassung empfehlen. Zudem sollte die Größe einer 
Ambitionslücke festgestellt und transparent kommu­
niziert werden. Mit einem Paris­kompatiblen CO2­
Budget, zu dem sich die Bundesregierung bekennen 
sollte, läge ein entsprechender Bewertungsmaßstab 
vor. Sollte sich der Stand der Wissenschaft zur Größe 
des verbleibenden globalen CO2­Budgets verändern, 
kann der Expertenrat der Bundesregierung, falls not­
wendig, eine Anpassung des nationalen Budgets emp­
fehlen.

 ɦ Der Expertenrat sollte eigenständig emissionsmin­
dernde Maßnahmen vorschlagen, Gutachten verfas­
sen und Dekarbonisierungsszenarien entwickeln 
 dürfen, statt ausschließlich die Vorschläge der Bun­
desregierung auf Plausibilität zu überprüfen. Die vor­
handene wissenschaftliche Expertise ließe sich nut­
zen, um alternative, kostenoptimierte und auch 
sozialverträgliche sektorale Szenarien für die budget­
kompatiblen Treibhausgasminderungspfade zu ent­
werfen, eine öffentliche Debatte zu ermöglichen und 
der Politik realistische Entscheidungsgrundlagen zur 

Zielerreichung zu bieten. Nur so kann von vornher­
ein das Risiko weiterer Umsetzungslücken minimiert 
werden.

119. Die Bundesregierung sollte sich im Rahmen der Umset-
zung des European Green Deal und der Langfriststrategie 
 europaweit für ambitionierten Klimaschutz  einsetzen. Mit 
der deutschen EU­Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 
2020 hat die Bundesregierung die Chance, Paris­kompa­
tible Klimaziele und den Budgetgedanken im europä­
ischen Klimagesetz und im aktualisierten europäischen 
NDC 2020 zu verankern. Die Europäische Kommission 
schlägt vor, auch das mittelfristige EU­Treibhausgasre­
duktionsziel bis 2030 von 40 % auf 50 bis 55 % im Ver­
gleich zu 1990 anzuheben (Europäische Kommission 
2019b, S. 5). Die Bundesregierung sollte dieses Vorha­
ben im Europäischen Rat unterstützen. Da sich sowohl 
aus dem EU ETS als auch aus der Klimaschutzverord­
nung Emissionsmengen bis 2030 ableiten lassen, können 
die existierenden und möglichen zukünftigen Ziele und 
ihre Umsetzung auf ihre Paris­Kompatibilität im Sinne 
des Budgetgedankens überprüft werden.

120. Die deutsche Klimapolitik sollte besser auf EU-Ziele und 
-prozesse abgestimmt werden. Die rechtzeitige Ausarbei­
tung der Maßnahmenprogramme und die turnusgemäße 
Überarbeitung des Klimaschutzplans (BMU 2019a, S. 78) 
wurde verpasst, was Auswirkungen auf die europäischen 
Berichtspflichten hatte. Zukünftig sollten die Überarbei­
tung des Klimaschutzplans und der Klimaschutzprogram­
me so erfolgen, dass sie die europäischen Berichtspflich­
ten im Rahmen der Governance­Verordnung erfüllen und 
eine angemessene Beteiligung der Öffentlichkeit sicher­
stellen. Bis zum 30. Juni 2023 muss Deutschland einen 
aktualisierten NECP vorlegen. Spätestens zu diesem Zeit­
punkt muss eine Fortschreibung des Klimaschutzplans 
mit einer möglichst Paris­kompatiblen Ambitionserhö­
hung, eine entsprechende Verschärfung der Jahresemis­
sionsmengen bis 2030 und die Fortschreibung des Klima­
schutzprogramms 2030 zur sicheren Zielerreichung 
beschlossen sein.

2.6 Fazit

121. Die drohenden dramatischen Folgen eines unge­
bremsten Klimawandels sind wissenschaftlich seit lan­
gem gut dokumentiert. In den letzten Jahren wurden 
erste Auswirkungen auch in Deutschland erlebbar. Auch 
in Folge dessen rückt die Klimapolitik wieder verstärkt 
in den Fokus der öffentlichen Debatte. Während Deutsch­
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land in der Vergangenheit oft als klimapolitischer Vor­
reiter galt, ist dies nun nicht länger der Fall. Da die Wirk­
samkeit der klimapolitischen Maßnahmen hinter dem 
Notwendigen deutlich zurückbleibt, werden klimapo­
litische Ziele wie das Treibhausgasreduktionsziel 2020 
voraussichtlich verfehlt. Die Bundesregierung hat ange­
sichts dieser Situation ein Klimaschutzgesetz sowie das 
Klimaschutzprogramm 2030 auf den Weg gebracht, des­
sen Wirksamkeit im Einzelnen abzuwarten bleibt. Es ist 
jedoch absehbar, dass die eingeleiteten Klimaschutzmaß­
nahmen in der Summe nicht ausreichen werden, um die 
deutschen Klimaziele bis 2030 zu erreichen, geschweige 
denn einen angemessenen Beitrag zur Einhaltung des Pa­
riser Klimaabkommens zu liefern. In Anbetracht dieser 
Abweichungen sollten zwei Vorhaben entschlossen ver­
folgt werden: Zum einen sollte die bestehende Umset­
zungslücke zwischen existierenden Klimazielen und 
Emissionsentwicklung durch entsprechende Maßnah­
men zügig geschlossen werden. Zum anderen sollte das 
Ambitionsniveau der deutschen Klimaziele neu beurteilt 
und erhöht werden, um es an die aus dem Pariser Klima­
abkommen folgenden Notwendigkeiten anzupassen.

122. Aus Sicht des SRU stellt das CO2­Budget eine geeig­
nete Bewertungsgrundlage dar, um die deutschen Klima­
ziele und Maßnahmen an ihrem Beitrag zur Einhaltung 
des Pariser Klimaabkommens zu messen. Das globale 
CO2­Budget ist eine naturwissenschaftlich ableitbare 
Größe, die angibt, wie viele CO2­Emissionen bis zum 
 Erreichen der Treibhausgasneutralität maximal noch aus­
gestoßen werden dürfen. Dabei darf die globale Tempe­
raturerhöhung den im Klimaabkommen von Paris fest­
gelegten Maximalwert von deutlich unter 2 °C nicht 
überschreiten. Wird ein globales CO2­Restbudget ermit­
telt, sind dabei wissenschaftliche Unsicherheiten zu be­
rücksichtigen, die aus der Komplexität der Klimareakti­
onen im Erdsystem resultieren. Trotzdem lässt sich ein 
robustes Budget ermitteln, welches auch vom IPCC be­
richtet wird. Das globale CO2­Budget lässt sich auf die 
Staatengemeinschaft verteilen, um nationale Restbud­
gets zu definieren. Da im Pariser Klimaabkommen weder 
verbindliche nationale Reduktionsziele noch ein Verteil­
schlüssel für das globale Budget festgelegt wurden, sind 
hierfür verschiedene Varianten denkbar, welche jedoch 
verschiedenen Vorstellungen von Verteilungsgerechtig­
keit und Leistungsfähigkeit der einzelnen Staaten folgen. 

Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, sowohl die be­
stehende Umsetzungslücke als auch die noch bestehen­
de Ambitionslücke zwischen den nationalen und globa­
len klimapolitischen Zielen transparent zu machen. 
Darauf aufbauend sollte die Bundesregierung die natio­

nale Verpflichtung, die sich aus ihrer Sicht aus dem Pa­
riser Klimaabkommen ergibt, mithilfe eines nationalen 
CO2­Budgets quantitativ bestimmen und begründen. Der 
SRU schlägt eine Variante vor, mit der aus dem globalen 
ein deutsches CO2­Budget abgeleitet werden kann. Die 
Rechnung steckt dabei die Obergrenze eines naturwis­
senschaftlich, völkerrechtlich und unter dem Blickwin­
kel der globalen Verteilungsgerechtigkeit vertretbaren 
nationalen Budgets ab. Dabei sind insbesondere die his­
torischen Emissionen und die Wirtschaftskraft Deutsch­
lands sowie die Risiken, die von einer globalen Erwär­
mung über 1,5 °C ausgehen, belastbare Gründe, sich zu 
einem ambitionierten Restbudget zu bekennen.

123. Unabhängig von Details der Festlegung auf ein be­
stimmtes CO2­Budget ist es angesichts der derzeitig zu 
langsam sinkenden Emissionen dringend notwendig, dass 
weitere Maßnahmen ergriffen werden. Langfristige Inves­
titionszyklen und die Substituierbarkeit fossiler durch er­
neuerbare Energieträger sowie notwendige Forschungs­ 
und Entwicklungsarbeit müssen aus der Perspektive des 
Budgets vorausschauend in die Planung von Klimaschutz­
maßnahmen einbezogen werden. Die Dekarbonisierungs­
pfade sollten möglichst geringe Rohstoff bedarfe inklusive 
Umweltwirkungen aufweisen und  Optionen für das Recy­
c ling berücksichtigen. Um die notwendigen Ausstiegs pfade 
aus fossilen Energieträgern zu realisieren, ist der entspre­
chende Ausbau erneuerbarer Energien essenziell. Die Nut­
zung von Kohle, Erdöl, Erdgas, Benzin und Diesel kann 
ohne diese Kopplung nicht rechtzeitig reduziert und an­
schließend beendet werden. Die Atomenergie ist aus öko­
nomischen, ökologischen und sicherheitspolitischen Grün­
den keine Option zur klimaschonenden Stromerzeugung. 
Der SRU empfiehlt, den Einsatz von CCS­Technologien, 
welche sich durchweg noch in der Entwicklung befinden 
und deren ökologische Folgen strittig sind, unter Wahrung 
strenger  Kriterien lediglich für Prozesse mit dauerhaft un­
vermeidbaren Restemissionen vorzuhalten. In diesem Zu­
sammenhang ist auch Biomasse limitiert einzusetzen, die 
großskalige energetische Nutzung von eigens geerntetem 
Stammholz ist gänzlich zu vermeiden. Der Klimaschutz­
beitrag der Biomasse muss hinsichtlich der CO2­Wirkung 
und möglicher Potenziale genau geprüft werden. Ihre Nut­
zung sollte insbesondere bei Bezug aus internationalen 
Märkten dahingehend wirksam reguliert werden, dass aus­
schließlich ein nachhaltiger, klimaschutzfreundlicher Ein­
satz gewährleistet ist.

124. Mit der Einigung auf ein Klimaschutzprogramm 
2030 und das Bundes­Klimaschutzgesetz geht die 
 Bundesregierung einen ersten Schritt in Richtung Ver­
rechtlichung der Klimapolitik und einer verbesserten 



93

2.7 Literatur

Überprüfbarkeit des Reduktionsfortschritts. Um die be­
stehende Umsetzungslücke zügig zu reduzieren und dem 
Budgetgedanken Rechnung zu tragen, sollten jedoch die 
sektorale Verantwortlichkeit sowie das Monitoring und 
die Evaluation der Klimapolitik effektiv gestärkt werden. 
Dazu würde eine deutliche Erweiterung des Mandats des 
Expertenrats für Klimafragen beitragen. Dieser sollte ak­
tuelle wissenschaftliche Erkenntnisse über die Größe des 
verbleibenden globalen CO2­Budgets sammeln. Falls not­
wendig, sollte er der Bundesregierung empfehlen, das als 
Maßstab für die Klimaziele geltende nationale CO2­Bud­
get an die neuen Erkenntnisse anzupassen. Zu dem Man­
dat des Expertenrats könnte weiterhin gehören, die 
 Bundesregierung bei der Anpassung der Jahresemis­
sionsmengen des Bundes­Klimaschutzgesetzes und der 
Anhebung existierender Reduktionsziele proaktiv zu be­
raten sowie deren Umsetzung fortlaufend zu begleiten. 
Dazu wäre durch das Gremium nicht nur die Umset­
zungslücke zu dokumentieren, sondern es sollte der Bun­
desregierung alternative budgetkompatible Dekarboni­
sierungspfade für verschiedene Sektoren vorschlagen, 
die auf dem Stand der Forschung basieren. 

125. Die Europäische Kommission verhandelt derzeit im 
Rahmen des European Green Deal über eine Anhebung 
der europäischen Klimaziele 2030 und das Ziel der Klima­
neutralität bis 2050. Sie erkennt damit an, dass die bis­
herigen europäischen Klimaziele nicht ambitioniert 
genug sind, um einen fairen Beitrag zur Begrenzung des 
Temperaturanstiegs gemäß dem Pariser Klimaabkom­
men zu leisten. Eine zügige Ausrichtung der deutschen 
Klimaziele am Klimaabkommen von Paris ist daher auch 
europapolitisch sinnvoll und notwendig.
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